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Praxisleitfaden für EU-Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in Deutschland

Vorwort
Die Arbeitnehmerfreizügigkeit ist eine der vier Grundfreiheiten der EU 
und damit ein zentraler Pfeiler der Europäischen Idee. Sowohl für die 
Wirtschaft als auch für die Menschen selbst ist die Binnenmigration mit 
großen Chancen verbunden. Gerade Deutschland profitiert in hohem 
Maße von der Zuwanderung aus der EU. Umso wichtiger ist es, dass die 
Arbeitsmigration nach Deutschland für die Beschäftigten zu fairen 
Bedingungen und rechtskonform stattfindet. 

Die Praxis zeigt jedoch, dass es bei Zuwanderern immer wieder zu 
Arbeitsausbeutung und anderen arbeitsrechtlichen Problemen kommt. 
Was können Unionsbürgerinnen und Unionsbürger in so einer Situation 
selbst tun?

Die rechtlichen Rahmenbedingungen zur Beschäftigung (z. B. Arbeits-
recht, Sozialversicherung, Steuerrecht) sind in den EU-Mitgliedsstaaten 
unterschiedlich. Daher ist es insbesondere für Neuzugewanderte, die auf 
dem deutschen Arbeitsmarkt aktiv werden, schwierig, alle Regelungen und 
Rechte in Deutschland zu kennen und anzuwenden. Inzwischen gibt es 
ein größeres Angebot an Beratungs- und Unterstützungsmöglichkeiten, 
über das sich Beschäftigte zu ihren Pflichten und Rechten informieren 
und bei der Durchsetzung ihrer Rechte begleiten lassen können. Beschäf-
tigte können aber auch selbst aktiv werden, wenn sie in ihren Rechten 
und Ansprüchen verletzt werden. Dazu soll sie diese Broschüre befähigen. 
Aus der Beratungspraxis des Berliner Beratungszentrums für Migration 
und Gute Arbeit (BEMA) bei Arbeit und Leben – sind typische Fälle von 
Rechtsverletzungen mit entsprechenden Handlungsmöglichkeiten zusam-
mengestellt worden. Es werden sowohl die Rechte dargestellt, z. B. der 
Anspruch auf die Bezahlung des Mindestlohns, als auch die einzelnen 
Schritte, die Unionsbürgerinnen und Unionsbürger gehen müssen, um 
im Streitfall ihr Recht auch zu bekommen. Was also muss – bei dem hier 
angeführten Beispiel – konkret unternommen werden, um das Recht auf 
den Mindestlohn durchzusetzen?



5

Vorwort

Neben der rechtlichen Information finden Sie auch relevante Links, 
Dokumente und Anlaufstellen, um Ihre Anliegen zu verfolgen. Wenn Sie 
über die Beispielsfälle in dieser Broschüre hinaus Fragen haben, können 
Sie sich gerne an uns wenden. Denn gemeinsam wollen wir faire Arbeits-
bedingungen für alle Beschäftigten umsetzen!

Gleichbehandlungsstelle 
EU-Arbeitnehmer 
(EU-GS)

Berliner Beratungszentrum 
für Migration und Gute Arbeit 
(BEMA)

Nach der Verordnung (EU) 492/2011 genießen Unions-
bürgerinnen und Unionsbürger innerhalb der Europäi-
schen Union das Recht auf Arbeitnehmerfreizügigkeit. 
Zu ihrer Unterstützung hat die Bundesregierung, auf 
Grundlage der Richtlinie 2014/54 EU, im Mai 2016 bei 
der Beauftragten der Bundesregierung für Migration, 
Flüchtlinge und Integration die Gleichbehandlungsstelle 
EU-Arbeitnehmer (EU-GS) eingerichtet. Ihr Ziel ist, Ein-
schränkungen und Behinderungen der Arbeitnehmerfrei-
zügigkeit, den damit verbundenen Diskriminierungen der 
EU-Arbeitnehmerinnen und EU-Arbeitnehmer und deren 
Familien in Deutschland entgegen zu wirken und dafür 
Sorge zu tragen, dass sie gegenüber deutschen Staatsbür-
gerinnen und Staatsbürgern gleichgestellt sind. 

Die Gleichbehandlungsstelle EU-Arbeitnehmer ist in 
drei Kernbereichen tätig: Information und Beratung, 
Umsetzung struktureller und institutioneller Verände-
rungen sowie Erstellung unabhängiger Analysen und 
Studien zu spezifischen Themen der EU-Arbeitnehmer-
freizügigkeit. Ein wesentliches Instrument zur gezielten 
Öffentlichkeitsarbeit bildet die mehrsprachige Website 
www.eu-gleichbehandlungsstelle.de, über die sich die 
Unionsbürgerinnen und Unionsbürger zu Fragen rund 
um die Themen Arbeiten und Leben informieren können. 

Mit Ihrem Angebot wendet sich die Gleichbehandlungs-
stelle EU-Arbeitnehmer auch an Multiplikatoren, Sozial-
partner und nichtstaatliche Organisationen, mit denen sie 
gemeinsam Projekte zur Durchsetzung der Rechte von 
EU-Arbeitnehmerinnen und EU-Arbeitnehmern und ihrer 
Familienangehörigen umsetzt. Darüber hinaus fördert 
die Gleichbehandlungsstelle EU-Arbeitnehmer die 
Kooperation und den Informationsaustausch innerhalb 
der bestehenden Beratungsstrukturen in Deutschland 
und ist Ansprechpartner für die Kontaktstellen auf Ebene 
der EU-Mitgliedstaaten sowie der EU-Kommission.

Das Berliner Beratungszentrum für Migration und Gute 
Arbeit (BEMA) unterstützt eingewanderte Menschen 
und mobile Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer dabei, 
ihre Arbeits- und Sozialrechte durchzusetzen. Ziel des 
BEMA ist die Gleichbehandlung aller Berlinerinnen und 
Berliner – unabhängig von Herkunft und Aufenthalts-
status, insbesondere bezüglich ihrer Rechte auf dem 
Arbeitsmarkt und im Bereich der sozialen Sicherung.

Das BEMA bietet arbeits- und sozialrechtliche Beratung 
in zwöf Sprachen und unterstützt darüber hinaus auch 
Opfer von Arbeitsausbeutung, Zwangsarbeit und Men-
schenhandel. Die Bildungsarbeit des BEMA zielt auf 
die Stärkung eingewanderter und mobiler Beschäftigter. 
Hierfür organisiert das Beratungszentrum Schulungen 
in Sprachschulen, Gemeinschaftsunterkünften oder Nach-
barschaftsläden. Für Multiplikatorinnen und Multipli-
katoren in der Migrationsberatung, Arbeitsvermittlung 
oder ehrenamtlich Aktive führt das BEMA Fortbildungen 
zu Arbeitsrechten, gängigen Ausbeutungsformen und 
Handlungsmöglichkeiten durch. Zudem spiegelt das 
BEMA seine Praxiserfahrung in Gewerkschaften, 
Medien, Wissenschaft, Behörden und Politik mit dem 
Ziel, zur Bekämpfung von Ausbeutung und Diskrimi-
nierung beizutragen.

Das BEMA wird von der Berliner Senatsverwaltung 
für Integration, Arbeit und Soziales finanziert. Träger 
ist Arbeit und Leben Berlin-Brandenburg DGB/
VHS e. V., mit Unterstützung durch den DGB Bezirk 
Berlin-Brandenburg. 
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Arbeiten ohne 
Meldeadresse

Fallbeispiel 
Ivan aus Bulgarien ist neu in Berlin und auf Arbeitssuche. Er wohnt vor-
übergehend bei einem Freund. Dieser hilft Ivan, bis er eine eigene Woh-
nung findet. Die Wohnungssuche ist wenig aussichtsreich, weil Ivan noch 
keine Arbeit hat und daher keine Einkommensnachweise vorlegen kann. 
Er kann sich bei seinem Freund nicht anmelden, weil der Vermieter die 
Untermiete nicht erlaubt hat. Ivan hat versucht, sich bei der Bundesagentur 
für Arbeit als arbeitssuchend zu melden. Er wurde aber weggeschickt, 
weil er keine Anmeldung vorlegen kann. Ivan wollte auch ein Bankkonto 
eröffnen. Er hat bei mehreren Banken gefragt, wurde aber immer abge-
lehnt, weil er nicht angemeldet ist. Über Bekannte wurde ihm ein Job in 
einem Imbissladen angeboten. Der Imbissbesitzer hat Ivan aber gesagt, 
dass er ihn ohne polizeiliche Anmeldung nicht beschäftigen darf. Er 
verlangt auch die Steueridentifikationsnummer und Sozialversicherungs-
nummer, die Ivan nicht hat. Ivan ist verzweifelt. Im Internet hat er ein 
bulgarisches Consultingbüro gefunden, bei dem man für 100 € monatlich 
eine Meldeadresse kaufen kann, und überlegt, das Angebot zu nutzen.
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Arbeiten ohne Meldeadresse

1

Arbeitgeber
Eine gekaufte Meldeadresse ist keine Lösung, denn 
hier handelt es sich um eine Scheinanmeldung, die 
ordnungswidrig ist. Zum einen verletzt Ivan das Recht, 
wenn er diese Adresse Behörden vorlegt. Zum anderen 
hat er keine Kontrolle über den Eingang von wichtigen 
amtlichen Briefen, da er die Post niemals persönlich 
erhalten würde.

Eine Meldeadresse ist keine Voraussetzung für die 
Arbeitsaufnahme. Der Arbeitgeber darf von Ivan daher 
keine Anmeldebescheinigung verlangen. Es reicht aus, 
dass Ivan dem Arbeitgeber eine aktuelle Adresse angibt, 
unter der er erreichbar ist, z. B. bei seinem Freund.

Wenn Ivan Schwierigkeiten hat, den Imbissbesitzer 
davon zu überzeugen, kann er ihm die Kurzinformation 
vorlegen, die das Berliner Beratungszentrum für 
Migration und Gute Arbeit gemeinsam mit der Berliner 
Senatsverwaltung für Integration, Arbeit und Soziales 
veröffentlicht hat. Das Infoblatt ist hier zu finden:

	 https://bema.berlin/site/assets/files/1244/1_
arbeiten_ohne_anmeldung_einer_wohnadresse_
stand_28_2_2019_senias.pdf

2

Krankenkasse
Der Arbeitgeber darf von Ivan verlangen, dass er eine 
Bescheinigung zur Anmeldung bei der Krankenkasse 
und Sozialversicherungsnummer vorlegt.

Da Ivan noch nie in Deutschland versichert war, muss er 
zunächst eine Krankenkasse wählen. Der Arbeitgeber 
muss ihn dann bei dieser Krankenkasse anmelden. Eine 
Meldeadresse ist nicht notwendig, Ivan muss nur eine 
Kontaktadresse angeben, z. B. die seines Freundes (Ivan 
Nachname, wohnhaft bei „Vorname Nachname“).

Sobald der Arbeitgeber Ivan bei der Krankenkasse 
meldet, ist er durch den Arbeitgeber sozialversichert 
(das umfasst die Renten-, Unfall-, Pflege- und Arbeits-
losenversicherung). Ivan erhält dann automatisch auch 
eine Sozialversicherungsnummer zugeteilt, die ihm 
zugeschickt wird.

3

Bank
Ivan hat wie jeder, der sich in Deutschland rechtmäßig 
aufhält, Recht auf die Eröffnung eines Basiskontos. Er 
darf weder auf Grund seiner Staatsangehörigkeit noch 
seines Wohnsitzes benachteiligt werden. Eine Melde-
adresse ist für die Eröffnung nicht nötig.

Mit dem Basiskonto können Bareinzahlungen, Auszah-
lungen, Lastschriften und Überweisungen ausgeführt 
werden.

Ivan muss bei der Bank nur seinen Personalausweis oder 
Pass vorlegen und eine postalische Anschrift angeben. 
Es reicht aus, wenn er über seinen Freund erreichbar ist. 
Ivan kann den Antrag nutzen, den er von der Bank 
bekommt, oder den folgenden Antrag: 

	 Das Formular zum Beantragen eines Basiskontos 
findet Ivan im Anhang unter Anlage I auf Seite 87.

Er muss das Formular selbst oder mithilfe einer Bera-
tungsstelle ausfüllen und bei der Bank einreichen. Jetzt 
geht es schnell: Die Bank hat maximal zehn Geschäfts-
tage Zeit, um das Konto zu eröffnen.

Falls die Bank seinen Antrag ablehnt, muss sie ihm das 
ebenfalls innerhalb von zehn Geschäftstagen mitteilen. 
Dann kann sich Ivan selbst oder mithilfe einer Bera-
tungsstelle an die Bundesanstalt für Finanzdienstleis-
tungsaufsicht wenden. Dort kann er beantragen, dass 
die Entscheidung der Bank überprüft wird.

	 Das Formular zum Überprüfungsantrag findet 
Ivan im Anhang unter Anlage II auf Seite 90.

Oder online unter:

	 https://www.verbraucherzentrale.de/sites/
default/files/migration_files/media241560A.pdf

https://bema.berlin/site/assets/files/1244/1_arbeiten_ohne_anmeldung_einer_wohnadresse_stand_28_2_2019_senias.pdf
https://bema.berlin/site/assets/files/1244/1_arbeiten_ohne_anmeldung_einer_wohnadresse_stand_28_2_2019_senias.pdf
https://bema.berlin/site/assets/files/1244/1_arbeiten_ohne_anmeldung_einer_wohnadresse_stand_28_2_2019_senias.pdf
https://www.verbraucherzentrale.de/sites/default/files/migration_files/media241560A.pdf
https://www.verbraucherzentrale.de/sites/default/files/migration_files/media241560A.pdf
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Falls die Ablehnungsentscheidung unbegründet war, 
wird die Kontoeröffnung angeordnet, d.h. die Bank 
muss das Konto eröffnen. Ivan erhält darüber eine 
schriftliche Bestätigung.

Ivan kann sich alternativ auch an jede Antidiskriminie-
rungsstelle wenden:

	 https://www.antidiskriminierungsstelle.de/
DE/wir-beraten-sie/jetzt-kontakt-aufnehmen/
kontaktformular/Seite_1/_node.html

Die Antidiskriminierungsstelle kann die Bank kontaktie-
ren und den Fall für Ivan klären.

4

Finanzamt
Der Arbeitgeber benötigt von Ivan eine Steueridenti-
fikationsnummer, um für die Lohnabrechnung Zugriff 
auf die ELStAM-Daten (Lohnsteuerabzugsmerkmale) 
zu haben.

Da Ivan nicht gemeldet ist, wird ihm vom Finanzamt 
nicht automatisch eine Steueridentifikationsnummer 
erteilt.

Als eine steuerpflichtige Person, die nicht in Deutsch-
land gemeldet ist, hier aber Geld verdienen wird, muss 
Ivan selbst tätig werden und beim zuständigen Finanz-
amt nach einer Steueridentifikationsnummer fragen. 
Das Finanzamt fordert diese beim Bundeszentralamt 
für Steuern an, was eine Zeit dauern kann.

Für die Zwischenzeit kann Ivan beim Finanzamt in 
seinem Wohnbezirk eine Bescheinigung für den Lohn-
steuerabzug beantragen. Diese Möglichkeit ist in § 39e 
Abs. 8 Einkommenssteuergesetzes (EStG) vorgesehen. 
Die Bescheinigung wird für ein Kalenderjahr ausgestellt 
und ersetzt vorerst die vom Arbeitgeber geforderte 
Steueridentifikationsnummer.

	 Den Antrag für eine Bescheinigung findet Ivan 
im Anhang unter Anlage III auf Seite 92.

Den Antrag auf diese Bescheinigung kann Ivan selbst 
oder mithilfe einer Beratungsstelle ausfüllen. Auch 
Ivans Arbeitgeber kann für ihn die Bescheinigung bean-
tragen, wenn Ivan ihn dazu bevollmächtigt.

Sobald Ivan sich mit einem eigenen Wohnsitz anmeldet, 
wird ihm die Steueridentifikationsnummer per Post 
zugesandt. Diese muss er dem Arbeitgeber mitteilen. 
Dann braucht Ivan die Ersatzbescheinigung nicht mehr.

Wenn Ivan dem Arbeitgeber keine Bescheinigung vorlegt, 
muss der Imbissbesitzer als Ivans Arbeitgeber seinen 
Arbeitslohn dennoch steuerlich abrechnen. In diesem 
Fall wird das Einkommen von Ivan mit der Steuerklasse 
VI abgerechnet (§ 39 c Abs.1 Einkommensteuergesetz 
(EStG)). Wenn ihm dabei zu viel Lohnsteuer abgezogen 
wird, kann Ivan sie im nächsten Jahr durch eine Steuer-
erklärung zurückerhalten. 

5

Bundesagentur für Arbeit
Ivan kann sich auch ohne Meldeadresse bei der Agentur 
für Arbeit (oder Arbeitsagentur) arbeitssuchend melden. 
Dieses Recht hat Ivan, weil er seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt in Berlin hat. Ivan weiß zwar noch nicht, wie 
lange er in Berlin bleibt, aber er plant, hier zu arbeiten 
und zu wohnen.

Ivan soll sich dort, wo er sich aufhält und übernachtet 
an die Agentur für Arbeit wenden, also in dem Bezirk, 
in dem sich die Wohnung seines Freundes befindet.

Die Adresse der Agentur kann Ivan einfach hier 
ermitteln:

	 https://www.arbeitsagentur.de/ueber-uns/
ansprechpartner

Wichtig ist, dass Ivan postalisch erreichbar ist, z. B. 
durch Zusätze zu seiner Adresse (z. B. „c/o“, „bei 
Herrn/Frau“, etc.).

Ivan kann als ein Unionsbürger auch ohne deutsche 
Sprachkenntnisse die Dienste der Arbeitsagentur nutzen. 
Wenn Ivan erklärt, dass er niemanden mitbringen kann, 
der für ihn übersetzt, dann muss die Bundesagentur für 
die Übersetzung sorgen, z. B. durch eigene Mitarbeiter 
oder eine Dolmetscher-Hotline. Dafür muss Ivan nichts 
bezahlen.

Ivan kann sich auch online als arbeitssuchend melden:

	 https://anmeldung.arbeitsagentur.de/portal

Die Agentur für Arbeit kann Ivan bei der Arbeitssuche 
unterstützen. Sie kann ihn beraten, wie er sich gut 
auf dem Arbeitsmarkt zurechtfindet und ihm helfen, 
ein Bewerberprofil zu erstellen. Beim Berufsinforma-
tionszentrum (BiZ) der Bundesagentur kann Ivan z. B. 
Computerarbeitsplätze nutzen, um seine Bewerbungs-
unterlagen auszudrucken oder einzuscannen.

https://www.antidiskriminierungsstelle.de/DE/wir-beraten-sie/jetzt-kontakt-aufnehmen/kontaktformular/Seite_1/_node.html
https://www.antidiskriminierungsstelle.de/DE/wir-beraten-sie/jetzt-kontakt-aufnehmen/kontaktformular/Seite_1/_node.html
https://www.antidiskriminierungsstelle.de/DE/wir-beraten-sie/jetzt-kontakt-aufnehmen/kontaktformular/Seite_1/_node.html
https://www.arbeitsagentur.de/ueber-uns/ansprechpartner
https://www.arbeitsagentur.de/ueber-uns/ansprechpartner
https://anmeldung.arbeitsagentur.de/portal
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Arbeiten ohne Meldeadresse

6

Einwohnermeldeamt
Sobald Ivan eine eigene Wohnung mietet, muss er sich 
unbedingt anmelden. Nach § 27 Abs. 2 S.3 Bundesmel-
degesetz (BMG) besteht auch für Personen, die sonst im 
Ausland eine Meldeadresse haben, eine Meldepflicht. 
Nach drei Monaten in Deutschland muss Ivan seine 
Wohnung innerhalb von 14 Tagen beim Bürgeramt/
Einwohnermeldeamt anmelden. Eine Wohnung ist dabei 
„jeder umschlossene Raum, der zum Wohnen oder 
Schlafen benutzt wird“ (§ 20 BMG).

Viele Ansprüche, die Ivan in Deutschland als frei-
zügigkeitsberechtigter Unionsbürger hat, kann er nur 
dann geltend machen, wenn er seinen Wohnsitz und 
gewöhnlichen Aufenthalt in Deutschland durch die Vor-
lage einer Anmeldebescheinigung glaubhaft macht. 
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Arbeiten ohne Meldeadresse

Nichtauszahlung des 
Lohnes
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Nichtauszahlung des 
Lohnes

Fallbeispiel 
Dimitros hat sich sehr gefreut, als er über eine Internetanzeige Arbeit bei 
einem Subunternehmen eines großen Logistikunternehmens gefun-
den hat. Er soll als Kurier und Paketzusteller in Berlin arbeiten. Jetzt ist er 
bereits seit zwei Monaten tätig und seine Freude schwindet. Dimitros 
hat nämlich bisher keinen Arbeitslohn erhalten und kein Geld zum Leben 
mehr. Er hat einige Male bei seinem Chef nachgefragt. Erst hieß es, es 
hätte einen Fehler in der Buchhaltung gegeben und sein Geld sei ver-
sehentlich an einen anderen Kollegen überwiesen worden. Dann hat ihm 
der Chef gesagt, dass er selbst auf sein Geld vom Auftraggeber warten 
würde. Er könne Dimitros erst bezahlen, wenn er selbst bezahlt würde. 
Zuletzt geht der Chef nicht mehr ans Telefon, wenn Dimitros ihn anruft. 
Dimitros weiß nicht, was er in dieser Situation machen soll und an welche 
Institution er sich wenden kann.
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Nichtauszahlung des Lohnes

1

Jobcenter/
Bundesagentur für Arbeit
Dimitros hat kein Geld und die Durchsetzung seiner 
Rechte kann einige Zeit dauern. Er sollte daher sofort 
Arbeitslosengeld I bei der lokalen Agentur für Arbeit 
oder Arbeitslosengeld II beim lokalen Jobcenter 
beantragen.

Arbeitslogengeld I

•	 Auch wenn das Arbeitsverhältnis noch besteht, 
aber der Arbeitgeber das fällige Arbeitsentgelt 
nicht auszahlt, kann Dimitros Arbeitslosengeld I 
beantragen. Das Arbeitslosengeld ist in diesem 
Fall eine Vorleistung auf die Zahlungsverpflichtung 
des Arbeitgebers. Geregelt ist dies in § 157 Abs. 3 
SGB III und heißt „Gleichwohlgewährung“.

•	 Wenn Dimitros die Voraussetzungen für Arbeits-
losengeld I nicht erfüllt, kann er beim Jobcenter 
Arbeitslosengeld II beantragen.

Arbeitslosengeld II

Dimitros kann den Antrag schriftlich oder mündlich 
stellen. Das Jobcenter muss ihm die erforderlichen 
Antragsformulare geben. Dimitros hat einen Rechts-
anspruch darauf, dass sein Antrag angenommen und 
geprüft wird. Die Behörde muss ihm nach der Prüfung 
einen schriftlichen Bescheid mit Begründung erteilen. 
Dimitros sollte das ausdrücklich verlangen.

Wenn Dimitros die Voraussetzungen für das Arbeitslo-
sengeld II erfüllt, kann er auch einen Vorschuss wegen 
seiner schwierigen finanziellen Lage beantragen. Das 
ist ratsam, denn oft dauert die Bearbeitung des Antrags 
mehrere Wochen.

Die Adressen der zuständigen Behörden vor Ort kann 
Dimitros online finden:

	 https://con.arbeitsagentur.de/prod/apok/
metasuche/suche/dienststellen

2

Krankenkasse
Dimitros sollte sich bei seiner Krankenkasse erkundigen, 
ob der Arbeitgeber ihn bei der Sozialversicherung 
gemeldet und dort Beiträge gezahlt hat.

Wenn Arbeitgeber die Löhne nicht bezahlen, dann 
bezahlen sie oft auch die Sozialversicherungsbeiträge 
nicht. Dadurch entstehen Lücken in der Krankenver-
sicherung. Um das herauszufinden, muss Dimitros seine 
Krankenkasse ansprechen.

Falls der Arbeitgeber Dimitros nicht zur Sozialver-
sicherung gemeldet hat, sollte Dimitros seinen 
Arbeitsvertrag und andere Arbeitsunterlagen bei der 
Krankenkasse vorlegen, um sein Arbeitsverhältnis 
nachzuweisen. Die Krankenkasse ist eine Einzugsstelle, 
d.h. sie muss die Lücke in der Sozialversicherung 
schließen und die Sozialversicherungsbeiträge vom 
Arbeitgeber einfordern.

3

Arbeitgeber
Auch wenn Dimitros seine Ansprüche schon mündlich 
bei seinem Arbeitgeber eingefordert hat, sollte er sich 
auch schriftlich an den Arbeitgeber wenden und seinen 
Lohn verlangen (Zahlungsaufforderung). Manchmal 
steht sogar im Arbeitsvertrag, dass ausstehender Lohn 
schriftlich verlangt werden muss. Dimitros sollte 
seinem Arbeitgeber eine Frist zur Zahlung setzen. Das 
Schreiben kann er selbst oder mit Hilfe einer Bera-
tungsstelle verfassen.

In dem Schreiben kann Dimitros einen sogenannten 
„Leistungsvorbehalt“ erklären. Das bedeutet, dass 
er die Arbeit verweigert, solange er seinen Arbeitslohn 
nicht bekommt. Das Recht dazu hat er nach zwei 
Monaten Arbeit ohne Lohn.

https://www.arbeitsagentur.de/datei/merkblatt-fuer-arbeitslose_ba015368.pdf
https://con.arbeitsagentur.de/prod/apok/metasuche/suche/dienststellen
https://con.arbeitsagentur.de/prod/apok/metasuche/suche/dienststellen
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4

Beratungsstelle
In der Beratungsstelle bekommt Dimitros Information 
über seine Rechte. Die Beraterinnen und Berater können 
ihm helfen, eine schriftliche Zahlungsaufforderung zu 
schreiben oder sie nehmen direkt Kontakt mit seinem 
Arbeitgeber auf, um den Fall zu klären.

Spezifische arbeitsrechtliche Beratungsstellen:

	 https://www.bema.berlin/

https://www.arbeitundleben.de/
beratungsstellen/beratungsstellen

https://www.faire-mobilitaet.de/
beratungsstellen

Eine deutschlandweite Übersicht aller Beratungsstellen 
nach Schwerpunkt sowie auch nach Sprache findet 
Dimitros unter:

	 https://www.eu-gleichbehandlungsstelle.de/
beratungsstellensuche

Wenn der Arbeitgeber den Arbeitslohn trotzdem nicht 
bezahlt, muss Dimitros ihn vor dem Arbeitsgericht 
verklagen, um sein Geld zu bekommen. Für die Geltend-
machung des Lohnes gibt es in Deutschland keine 
Behörde, die dies für ihn tun kann. Dimitros muss daher 
selbst klagen.

5

Arbeitsgericht
Ohne Rechtsanwalt

Dimitros braucht vor dem Arbeitsgericht nicht zwingend 
einen Rechtsanwalt, er kann sich auch selbst vertreten. 
Das Verfahren wird vor dem Arbeitsgericht an demje-
nigen Ort geführt, wo Dimitros gearbeitet hat oder wo 
die Arbeitgeberfirma ihren Sitz hat. Dimitros kann dies 
selbst entscheiden.

Die Amtssprache vor Gericht ist Deutsch, daher dürfen 
die Beamten mit Dimitros z. B. nicht Englisch sprechen.
Wenn Dimitros nicht gut Deutsch spricht, sollte er sich 
von einer Person begleiten lassen, die ihm hilft, sich 
zu verständigen („sprachlicher Beistand“). Das muss 
kein beeidigter Dolmetscher sein. Ein Freund, der gut 
Deutsch spricht, kann Dimitros helfen. 

In jedem Arbeitsgericht in Deutschland gibt es eine 
Rechtsantragstelle, bei der man alle Unterlagen 
(Arbeitsvertrag, Stundenliste, Personalausweis) zeigen 
und seine Forderung mündlich erklären kann. Die Klage 
wird dort für Dimitros niedergeschrieben. Das kostet 
kein Geld. Die Rechtsantragstelle darf Dimitros jedoch 
rechtlich nicht beraten.

Dimitros kann auch das Klageformular ausfüllen und 
per Post oder Fax an das Arbeitsgericht senden. Die 
Klagevordrucke sind auf den Websites vieler Arbeits-
gerichte zu finden:

	 Ein Beispiel für ein solches Klageformular 
findet Dimitros im Anhang unter Anlage IV 
auf Seite 96.

Nachdem er die Klage erhoben hat, bekommt Dimitros 
eine schriftliche Ladung zu einem Gütetermin. Der 
Zweck dieses Termins ist es, herauszufinden, ob sich 
Dimitros und sein Arbeitgeber einigen können. 
Dimitros kann dafür die Anwesenheit eines Dolmet-
schers beantragen, den er jedoch selber bezahlen 
muss. Meist endet das Verfahren vor dem Arbeitsgericht 
bereits bei diesem ersten Termin mit einer Einigung. In 
einen solchem Fall würden Dimitros auch keine Kosten 
entstehen (außer den Dolmetscherkosten).

Wenn es schnell gehen muss, kann Dimitros seinen 
Lohn vor Gericht im Eilverfahren einklagen. Er muss 
dann aber darlegen, dass er zwingend auf den Lohn 
angewiesen ist.

Wenn der Fall nicht kompliziert ist – wie bei Dimitros – 
kann er seine Forderung alternativ in einem schrift-
lichen Mahnverfahren stellen.

	 Vorsicht! Das Formular für das arbeitsgericht-
liche Mahnverfahren sollte man nicht mit dem 
Formular für das zivilgerichtliche Mahnverfahren 
verwechseln. Das Formular „Mahnbescheid“ 
kann man online bestellen oder in Geschäften für 
Bürobedarf kaufen. Es kostet ca. 3 – 5 € und sehr 
einfach auszufüllen.

	 Das Formular Mahnbescheid Arbeitsgericht 
findet Dimitros im Anhang unter Anlage V auf 
Seite 98.

Dimitros muss das ausgefüllte Formular beim zustän-
digen Arbeitsgericht einreichen.

Wenn der Arbeitgeber keinen Widerspruch gegen den 
Mahnbescheid einlegt, schickt das Gericht Dimitros den 
Vollstreckungsbescheid zu, durch den es die Zahlung 
seiner Löhne anordnet.

https://www.bema.berlin/
https://www.arbeitundleben.de/beratungsstellen/beratungsstellen
https://www.arbeitundleben.de/beratungsstellen/beratungsstellen
https://www.faire-mobilitaet.de/beratungsstellen
https://www.faire-mobilitaet.de/beratungsstellen
https://www.eu-gleichbehandlungsstelle.de/eugs-de/eu-buerger/beratungsstellen-suche
https://www.eu-gleichbehandlungsstelle.de/eugs-de/eu-buerger/beratungsstellen-suche
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Mit Rechtsanwalt

Wenn Dimitros nicht allein vor das Arbeitsgericht gehen 
möchte, kann er sich von einem Rechtsanwalt ver-
treten lassen. Einen Rechtsanwalt kann Dimitros z. B. 
über die Botschaft oder durch eine Empfehlung aus 
dem Bekanntenkreis finden. Auch auf den Webseiten 
der Rechtsanwaltskammer gibt es Suchmöglichkeiten, 
über die man Rechtsanwälte mit verschiedenen Sprach-
kenntnissen und Spezialisierungen finden kann.

Ein Beispiel ist die Suchmaschine des Deutschen 
Anwaltsvereins:

	 https://anwaltauskunft.de/magazin

Außerdem kann auch eine Beratungsstelle bei der 
Anwaltssuche behilflich sein.

Die Kosten für den Rechtsanwalt muss er jedoch selber 
bezahlen. Die Kosten werden Dimitros auch dann nicht 
erstattet, wenn er das Verfahren gewinnt.

Da Dimitros kein Geld für einen Rechtsanwalt hat, 
kann er beantragen, dass diese Kosten vom Staat über-
nommen werden sollen („Prozesskostenhilfe“). Dafür 
müssen bestimmte Voraussetzungen erfüllt sein: Die 
Klage muss Aussicht auf Erfolg haben und Dimitros 
muss nachweisen, dass er die Prozesskosten nicht selbst 
tragen kann. Außerdem ist Dimitros für einen Zeitraum 
von vier Jahren nach Ende des Gerichtsverfahrens ver-
pflichtet, dem Gericht unaufgefordert und unverzüglich 
mitzuteilen, wenn sich seine finanziellen Verhältnisse 
verbessert haben. Wenn seine finanzielle Lage sich in 
dem Zeitraum merklich verbessert, wird das Gericht 
anordnen, dass Dimitros die Kosten zurückzahlen 
muss! Der Antrag auf Prozesskostenhilfe wird mithilfe 
eines Formulars gestellt, das man beim Gericht bekommt 
oder auch online finden kann:

	 Das Formular zur Prozesskostenhilfe findet 
Dimitros im Anhang unter Anlage VI auf Seite 99.

Der Antrag auf Prozesskostenhilfe muss in deutscher 
Sprache ausgefüllt und eingereicht werden. Die Über-
setzung des Antrags und Ausfüllhinweise in mehreren 
Sprachen sind auf der Website des Bundesjustizamts 
zu finden:

	 https://www.bundesjustizamt.de/DE/Themen/
Buergerdienste/HKUE/Formulare/Formulare_
node.html

Den Antrag auf Prozesskostenhilfe reicht Dimitros am 
Arbeitsgericht ein. Wenn der Antrag bewilligt wird, 
werden die Kosten für den Rechtsanwalt und die 
Gerichtskosten übernommen. 

Wenn Dimitros Mitglied einer Gewerkschaft ist, kann 
ein gewerkschaftlicher Rechtsanwalt ihn kostenfrei vor 
Gericht vertreten.

6

Meldebehörde/
Handelsregister
Wenn das Arbeitsgericht schreibt, dass der Arbeitgeber 
unbekannt verzogen ist, muss Dimitros dem Gericht 
die neue Anschrift des Arbeitgebers mitteilen. Er kann 
sich an die Meldebehörde oder an das Handelsregister 
wenden, um die neue Anschrift herauszufinden.

In der Meldebehörde bekommt man die Melderegis-
terauskunft, wenn man angibt, dass man eine Klage 
gegen den Arbeitgeber eingereicht hat (im Formular: 
„Verwendungszweck: Gerichtliche Geltendmachung 
der Lohnforderungen“).

	 Das Formular zum Antrag auf Erteilung einer 
einfachen Melderegisterauskunft bei der Mel-
debehörde findet Dimitros im Anhang unter 
Anlage VII auf Seite 103.

Wenn die Firma im Handelsregister erfasst ist, kann 
Dimitros die Anschrift über das Handelsregister 
ermitteln. Das Handelsregister wird vom Amtsgericht 
geführt, den Auskunftsantrag kann man auch online 
stellen:

	 https://www.online-handelsregister.
de/?gclid=CjwKCAjw_JuGBhBkEiwA1xmbRS 
s6P8JJvTwclctetcgQHJsevhH0DqcET5E 
3Q48IJz0PC0maPUcXLhoCGq0QAvD_BwE

	 Das Formular zum Antrag auf Erteilung einer 
einfachen Melderegisterauskunft beim Handels-
register findet Dimitros im Anhang unter Anlage 
VIII auf Seite 104.

Wenn Dimitros auf diesen Wegen keine Auskunft 
erhält, kann er beim Arbeitsgericht beantragen, dass die 
Klage zugestellt wird, indem sie im Gericht öffentlich 
ausgehängt wird.

	 Das Formular zum Antrag auf eine öffentliche 
Zustellung bei unbekanntem Aufenthalt des 
Adressaten findet Dimitros im Anhang unter 
Anlage IX auf Seite 105.

https://anwaltauskunft.de/magazin
https://www.bundesjustizamt.de/DE/Themen/Buergerdienste/HKUE/Formulare/Formulare_node.html
https://www.bundesjustizamt.de/DE/Themen/Buergerdienste/HKUE/Formulare/Formulare_node.html
https://www.bundesjustizamt.de/DE/Themen/Buergerdienste/HKUE/Formulare/Formulare_node.html
https://www.online-handelsregister.de/?gclid=CjwKCAjw_JuGBhBkEiwA1xmbRS%20s6P8JJvTwclctetcgQHJsevhH0DqcET5E%203Q48IJz0PC0maPUcXLhoCGq0QAvD_BwE
https://www.online-handelsregister.de/?gclid=CjwKCAjw_JuGBhBkEiwA1xmbRS%20s6P8JJvTwclctetcgQHJsevhH0DqcET5E%203Q48IJz0PC0maPUcXLhoCGq0QAvD_BwE
https://www.online-handelsregister.de/?gclid=CjwKCAjw_JuGBhBkEiwA1xmbRS%20s6P8JJvTwclctetcgQHJsevhH0DqcET5E%203Q48IJz0PC0maPUcXLhoCGq0QAvD_BwE
https://www.online-handelsregister.de/?gclid=CjwKCAjw_JuGBhBkEiwA1xmbRS%20s6P8JJvTwclctetcgQHJsevhH0DqcET5E%203Q48IJz0PC0maPUcXLhoCGq0QAvD_BwE
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7

Amtsgericht
Wenn der Arbeitgeber nach einem Urteil oder Vergleich 
des Gerichts nicht freiwillig zahlt, wendet sich Dimitros 
an einen Gerichtsvollzieher, um eine Zwangsvollstre-
ckung einzuleiten. Der Gerichtsvollzieher wird durch 
das Amtsgericht zugeteilt, wo der Arbeitgeber seinen 
Wohnsitz/seine Niederlassung hat.

Die Anschrift des zuständigen Amtsgerichts kann 
Dimitros online finden:

	 https://www.gerichtsverzeichnis.de/

8

Bundesagentur für Arbeit
Manchmal schließt der Arbeitgeber den Betrieb und 
zieht um. Manchmal stellt der Gerichtsvollzieher fest, 
dass der Arbeitgeber bereits eine eidesstattliche Erklä-
rung abgegeben hat und seit langem die Betriebstätig-
keit eingestellt hat. Oder man erfährt, dass die Firma 
Insolvenz gemeldet hat. Dann kann auch der Zwangs-
vollstrecker das Geld nicht eintreiben.

In all diesen Fällen ist der Arbeitslohn von Dimitros für 
maximal drei Monate durch das sogenannte Insolvenz-
geld gesichert. Dafür muss er innerhalb von zwei Mona-
ten nachdem die Firma Insolvenz angemeldet hat 
einen Antrag bei der Bundesagentur für Arbeit stellen, 
dort wo der Arbeitgeber seinen Sitz hat.

Der Antrag auf das Insolvenzgeld findet man online:

	 https://www.arbeitsagentur.de/datei/
AntragInsolvenzgeld_ba013115.pdf

	 Das Formular zum Antrag auf Insolvenzgeld 
findet Dimitros im Anhang unter Anlage X auf 
Seite 106.

9

Finanzkontrolle 
Schwarzarbeit (FKS)
Wenn der Arbeitgeber den Arbeitslohn nicht zahlt, 
verstößt er z. B. gegen das Mindestlohngesetz und kann 
sich dadurch strafbar machen. Daher kann Dimitros 
eine Anzeige bei der örtlichen Finanzkontrolle Schwarz-
arbeit (FKS) erstatten. Die Finanzkontrolle Schwarz-
arbeit ist eine Behörde, die Arbeitgeber kontrolliert und 
u. a. prüft, ob diese den Mindestlohn bezahlen und die 
Sozialbeiträge für die Beschäftigten korrekt abführen. 
Für die Prüfung des Falls von Dimitros ist die FKS in der 
Region zuständig, in der sein Arbeitgeber registriert ist.

Die Adresse der zuständigen FKS kann Dimitros auf 
folgender Internetseite finden:

	 http://www.zoll.de/DE/Service/
Dienststellensuche/FKS/Schritt_02/_function/
Dienststellenfinder_Anliegen_FKS_Formular.html

Dimitros kann sich persönlich bei der FKS melden, eine 
Anzeige erstatten und eine Aussage machen. Wenn das 
nicht möglich ist, kann er auch online eine Mitteilung 
abgeben:

	 https://www.zoll.de/DE/Kontakt/Meldung_
FKS/kontakt_node.html

Die Anzeige von Dimitros kann dazu führen, dass die 
FKS prüft und ermittelt. Das hilft Dimitros zwar nicht, 
seinen Arbeitslohn zu bekommen, jedoch kann der 
Arbeitgeber dann bestraft werden. Der Arbeitgeber 
kann dann mit einem Bußgeld oder sogar mit Frei-
heitsstrafe für Steuer- und Sozialversicherungsbetrug 
bestraft werden. Zur effizienten Überprüfung und 
Bearbeitung des Falls braucht die FKS möglichst viele 
Informationen. Daher sollte Dimitros Angaben zur 
Dauer des Beschäftigungsverhätnisses, der täglichen 
Arbeitszeit, den erhaltenen Beträgen, Zeugen usw. 
machen.

Dimotros sollen grundsätzlich keine Nachteile daraus 
entstehen, dass sein Arbeitgeber die Sozialversiche-
rungsbeiträge nicht gezahlt hat. Die Lücken aller 
Sozialversicherungszweige (Renten-, Kranken-, Pflege-, 
Arbeitslosen- und Unfallversicherung) müssen nach 
Bekanntwerden der Vorgänge von der jeweiligen Versi-
cherung geschlossen werden. Der Versicherungsschutz 
bleibt vollumfänglich bestehen.

https://www.gerichtsverzeichnis.de/
https://www.arbeitsagentur.de/datei/AntragInsolvenzgeld_ba013115.pdf
https://www.arbeitsagentur.de/datei/AntragInsolvenzgeld_ba013115.pdf
http://www.zoll.de/DE/Service/Dienststellensuche/FKS/Schritt_02/_function/Dienststellenfinder_Anliegen_FKS_Formular.html
http://www.zoll.de/DE/Service/Dienststellensuche/FKS/Schritt_02/_function/Dienststellenfinder_Anliegen_FKS_Formular.html
http://www.zoll.de/DE/Service/Dienststellensuche/FKS/Schritt_02/_function/Dienststellenfinder_Anliegen_FKS_Formular.html
https://www.zoll.de/DE/Kontakt/Meldung_FKS/kontakt_node.html
https://www.zoll.de/DE/Kontakt/Meldung_FKS/kontakt_node.html
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Mindestlohn 

Fallbeispiel 
Lilia arbeitet für eine deutsche Familie, bei der sie sich um ein älteres, 
dementes Ehepaar kümmert. Lilia hat durch eine litauische private 
Arbeitsvermittlung einen Arbeitsvertrag mit einer deutschen Haushalts-
dienstleistungsfirma über 20 Stunden pro Woche abgeschlossen und 
verdient 9,50 € pro Stunde. Sie kümmert sich rund um die Uhr um die 
pflegebedürftigen Personen. Es gibt niemanden außer ihr im Haus, der 
siedabei unterstützt. Von früh morgens an ist sie beschäftigt: Sie bereitet 
Mahlzeiten vor, erledigt Einkäufe, putzt die Wohnung, arbeitet im Garten, 
hilft den Pflegebedürftigen beim An- und Ausziehen, bei der Körperwä-
sche, bei den Toilettengängen und verabreicht ihnen Medikamente. Sie 
leistet ihnen Gesellschaft beim Fernsehen oder wenn sie im Garten am 
Nachmittag Kaffee und Kuchen essen. Manchmal muss sie auch in der 
Nacht aufstehen, um ihnen Medikamente zu geben oder den Blutdruck 
zu messen. Die Familie hat das Babyphone im Schlafzimmer der Groß-
eltern montiert, damit Lilia auch in der Nacht kommen kann, wenn sie 
benötigt wird. Freizeit hat Lilia nur einmal pro Woche am Sonntag. 
Dann kommt die Tochter der Pflegebedürftigen zu Besuch und Lilia kann 
das Haus verlassen.

Lilia hat mit ihrem Vermittler aus Litauen telefoniert und gefragt, ob nicht 
die gesamte wöchentlich im Haus verbrachte Zeit als Überstunden gilt, 
die bezahlt werden sollte. Ihr wurde gesagt, dass Fernsehen schauen, 
sich auf der Veranda erholen oder Schlafen zur sogenannten inaktiven 
Arbeitszeit gehöre, für die ihr keine Vergütung zustünde.
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Mindestlohn 

1

Beratungsstelle
Information über ihre Rechte bekommt Lilia kostenlos 
bei einer arbeitsrechtlichen Beratungsstelle. Deutsch-
landweit gibt es mehrere solche Beratungsstellen:

Spezifische arbeitsrechtliche Beratungsstellen

	 https://www.bema.berlin/

https://www.arbeitundleben.de/
beratungsstellen/beratungsstellen

https://www.faire-mobilitaet.de/
beratungsstellen

Eine Übersicht aller Beratungsstellen nach Schwerpunkt 
sowie auch nach Sprache findet Lilia unter:

	 https://www.eu-gleichbehandlungsstelle.de/
beratungsstellensuche

Die Beraterinnen und Berater sprechen verschiedene 
Sprachen und können Lilia muttersprachlich und auch 
anonym beraten.

Der persönliche Besuch der Beratungsstelle ist dabei 
nicht notwendig. Lilia kann auch anrufen oder eine 
E-Mail schreiben und bei manchen Stellen sogar per 
WhatsApp Kontakt aufnehmen.

Die Beraterinnen und Berater prüfen den Vertrag 
von Lilia. Sie arbeitet in Deutschland, daher muss der 
Vertrag den im deutschen Arbeitsrecht vorgesehenen 
Mindestbedingungen genügen, auch wenn sie die 
Arbeit über eine litauische private Vermittlungsagentur 
bekommen hat.

Lilia hat das Recht, für jede Stunde, die sie arbeitet, den 
gesetzlichen Mindestlohn zu bekommen. Dieser beträgt 
ab dem 1 Juli 2021 9,60 € brutto. Wäre Lilias Arbeit-
geberin eine Pflegefirma und keine Familie, hätte Lilia 
einen höheren tarifvertraglichen Lohnanspruch, den 
Pflegemindestlohn von 11,80 € (ab 01.09.2021 12,00 €). 
In den ostdeutschen Bundesländern liegt der Pflege-
mindestlohn bei 11,50 € (ab 01.09.2021 12,00 €).

2

Arbeitszeit
Eine Unterteilung in „aktive“ oder „inaktive“ Arbeitszeit 
gibt es nach den arbeitsrechtlichen Regelungen nicht. 
Auch bloße Arbeitsbereitschaft – die vom Vermittler 
fälschlich als inaktiv bezeichnet wurde – gehört zur 
Arbeitszeit.

Nach diesen Regelungen ist es sowohl reguläre Arbeits-
zeit, wenn Lilia Tätigkeiten ausführt, als auch wenn sie 
sich vor Ort bereithält, um die Arbeiten auszuführen. 
Lilia muss sich im Haus aufhalten und hat keine Mög-
lichkeit, über diese Zeit frei zu verfügen oder sich einer 
anderen Tätigkeit zu widmen. Daher ist es ihre Arbeits-
zeit. Jede Stunde von dieser Arbeitszeit – egal ob aktiv 
oder inaktiv – muss ihr bezahlt werden.

Um ihre Arbeitszeit zu dokumentieren, soll Lilia 
möglichst täglich die Arbeitsabläufe und deren Dauer 
aufschreiben: z. B. Dienstag 20.03.

7.30–8.00 Uhr	 Hilfe der Pflegebedürftigen beim 		
		  Toilettengang
8.00–8.20 Uhr	 Hilfe beim Anziehen
8.20–9.00 Uhr	 Vorbereitung des Frühstücks
9.00–9.40 Uhr	 Hilfe beim Frühstück
9.40–10.15 Uhr	 Aufräumen nach dem Frühstück
10.15–11.15 Uhr	 Begleitung im Garten
11.15–12.00 Uhr	� Kuchen backen für die 

Pflegebedürftigen

Diese Aufzeichnung erleichtert Lilia die Geltendma-
chung ihrer Rechte und begründet eine Anzeige bei der 
zuständigen Kontrollbehörde (s. Schritt 5), falls Lilia 
sich für diesen Schritt entscheidet.

In Deutschland ist die Arbeitszeit im Arbeitszeitgesetz 
geregelt. Danach darf Lilia in der Regel nicht länger 
als acht Stunden (in Ausnahmefällen zehn Stunden) pro 
Tag beschäftigt werden. Diese Vorgabe richtet sich an 
ihren Arbeitgeber. Er ist verpflichtet, ihre Arbeitszeit so 
zu gestalten, dass dieser gesetzliche Rahmen eingehalten 
wird. Nach mehr als sechs Arbeitsstunden muss Lilia 
eine Pause von mindestens 30 Minuten und nach mehr 
als neun Arbeitsstunden von mindestens 45 Minuten 
bekommen. Lilia muss nach Beendigung der täglichen 
Arbeitszeit eine ununterbrochene Ruhezeit von mindes-
tens elf Stunden haben. Diese Regeln gelten auch in der 
häuslichen Pflege.

Lilia ist nach der Beratung durch die Beratungsstelle 
entschlossen, für ihre Rechte zu kämpfen. Sie will 
den Mindestlohn, der ihr für ihre gesamte Arbeitszeit 
zusteht. Sie will auch, dass der Arbeitgeber bestraft 
wird und andere Pflegekräfte, die dort beschäftigt sind, 
auch ordnungsgemäß bezahlt werden. Es gibt in 

https://www.bema.berlin/
https://www.arbeitundleben.de/beratungsstellen/beratungsstellen
https://www.arbeitundleben.de/beratungsstellen/beratungsstellen
https://www.faire-mobilitaet.de/beratungsstellen
https://www.faire-mobilitaet.de/beratungsstellen
https://www.eu-gleichbehandlungsstelle.de/eugs-de/eu-buerger/beratungsstellen-suche
https://www.eu-gleichbehandlungsstelle.de/eugs-de/eu-buerger/beratungsstellen-suche
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Deutschland bereits ein gerichtliches Urteil, in dem das 
Recht auf die Vergütung für jede Arbeitsstunde (in dem 
konkreten Fall 21 Stunden pro Tag) bestätigt wurde 
(LAG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 17. August 2020, 
Az: 21 Sa 1900/19).

3

Arbeitsgericht
Um den Mindestlohn einzufordern, muss sich Lilia an 
das Arbeitsgericht wenden. Es gibt keine Behörde in 
Deutschland, die dies für sie tun kann. Das zuständige 
Arbeitsgericht befindet sich dort, wo der Arbeitgeber 
seinen Sitz hat. Lilia kann sich auch an das Arbeitsgericht 
wenden, das in dem Ort liegt, in dem sie gearbeitet hat. 
Die Adresse des Arbeitsgerichts findet Lilia mithilfe 
dieser Suchmaschine:

	 https://www.justizadressen.nrw.de/de/justiz/
gericht?ang=arbeit&plz=&ort= 

Um die Klage einzureichen, braucht Lilia die Berechnung 
des gesetzlichen Mindestlohnes:

Mit Hilfe der Zeitlisten, die sie geführt hat, muss sie 
ihre Arbeitszeit zusammenrechnen und mit dem Betrag 
von 9,35 € (Höhe des Mindestlohnes zur Zeit der 
Beschäftigung 2020) multiplizieren. Nach dem Abzug 
des Lohnes, den sie bereits bekommen hat, steht ihr 
der Differenzbetrag noch zu.

Lilia kann sich an einen Rechtsanwalt wenden, der sie 
vertritt. Einen Rechtsanwalt kann Lilia z. B. über 
die Botschaft oder durch eine Empfehlung aus dem 
Bekanntenkreis finden.

Auch auf den Webseiten der Rechtsanwaltskammer 
gibt es Suchmöglichkeiten, über die man Rechtsanwälte 
mit verschiedenen Sprachkenntnissen und Spezialisie-
rungen finden kann. Ein Beispiel ist die Suchmaschine 
des Deutschen Anwaltsvereins:

	 https://anwaltauskunft.de/magazin

Außerdem kann auch eine Beratungsstelle bei der 
Anwaltssuche behilflich sein.

Wenn Lilia Mitglied einer Gewerkschaft ist, kann ein 
gewerkschaftlicher Rechtsanwalt sie kostenfrei vor 
Gericht vertreten.

Die Schritte des arbeitsgerichtlichen Verfahrens sind im 
Kapitel 2: „Nichtauszahlung des Lohnes“ beschrieben.

4

Finanzkontrolle 
Schwarzarbeit (FKS)
Wenn der Mindestlohn nicht ausgezahlt wird, ist das 
eine Ordnungswidrigkeit, die bestraft wird. Lilia kann 
den Fall daher bei der Finanzkontrolle Schwarzarbeit 
anzeigen.

Am besten macht sie in ihrer Anzeige genaue Angaben zu 
ihren Arbeitszeiten sowie ihren Tätigkeiten und fügt den 
Arbeitsvertrag mit den Lohnabrechnungen in Kopie bei.

Die zuständige Stelle der Finanzkontrolle Schwarzarbeit 
findet Lilia mit dieser Suchmaschine:

	 https://www.zoll.de/DE/Service/
Dienststellensuche/FKS/Schritt_02/_function/
Dienststellenfinder_Anliegen_FKS_Formular.html

Lilia kann sich persönlich bei der Finanzkontrolle 
Schwarzarbeit melden, eine Anzeige erstatten und eine 
Aussage machen. Wenn das nicht möglich ist, kann sie 
auch online eine Mitteilung abgeben:

	 https://www.zoll.de/DE/Kontakt/Meldung_
FKS/kontakt_node.html

Der Arbeitgeber kann mit bis zu 500.000 € bestraft 
werden, wenn die Ermittlungen die Vorwürfe von Lilia 
bestätigen.

5

Arbeitsschutzbehörde 
Die Arbeit rund um die Uhr verstößt gegen das 
Arbeitszeitgesetz. Lilia kann sich daher auch an die 
Arbeitsschutzbehörde vor Ort wenden, die eine 
Aufsichtsbehörde u. a. über die Arbeitszeit ist:

	 https://lasi-info.com/ueber-den-lasi/
arbeitsschutzbehoerden-der-laender

Der Arbeitgeber kann kontrolliert und für den Verstoß 
mit einer Geldbuße von bis zu 15.000 € bestraft werden.

Diese Behörden können nicht helfen, den Lohn geltend 
zu machen. Aber sie können die Vermittlungsfirma 
überprüfen und dafür sorgen, dass anderen Beschäftigten 
nicht das gleiche passiert wie Lilia. 

https://www.justizadressen.nrw.de/de/justiz/gericht?ang=arbeit&plz=&ort=
https://www.justizadressen.nrw.de/de/justiz/gericht?ang=arbeit&plz=&ort=
https://anwaltauskunft.de/magazin
https://www.zoll.de/DE/Service/Dienststellensuche/FKS/Schritt_02/_function/Dienststellenfinder_Anliegen_FKS_Formular.html
https://www.zoll.de/DE/Service/Dienststellensuche/FKS/Schritt_02/_function/Dienststellenfinder_Anliegen_FKS_Formular.html
https://www.zoll.de/DE/Service/Dienststellensuche/FKS/Schritt_02/_function/Dienststellenfinder_Anliegen_FKS_Formular.html
https://www.zoll.de/DE/Kontakt/Meldung_FKS/kontakt_node.html
https://www.zoll.de/DE/Kontakt/Meldung_FKS/kontakt_node.html
https://lasi-info.com/ueber-den-lasi/arbeitsschutzbehoerden-der-laender
https://lasi-info.com/ueber-den-lasi/arbeitsschutzbehoerden-der-laender
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Tariflohn

Fallbeispiel 
Jaroslav arbeitet seit Jahren auf Baustellen in verschiedenen Ländern. Er 
ist ein gelernter Fachwerker. Zuletzt hat er Arbeit in Hannover gefunden, 
bei der Firma XYZ GmbH. Auf einem slowakischen Internetportal hat die 
Firma Jobs im Bau angeboten. Jaroslav hat schon am ersten Arbeitstag 
den Arbeitsvertrag unterschrieben. Er war in deutscher Sprache verfasst, 
die Jaroslav nur eingeschränkt versteht, aber Zeit zum Überlegen oder 
Nachfragen gab es nicht. Jaroslav hat verstanden, dass XYZ GmbH ihm 
1.650 EUR brutto monatlich zahlen wird. Auf der Baustelle hat sich 
Jaroslav sofort gut zurechtgefunden, denn die ihm zugewiesene Arbeit 
ist ihm vertraut: Trockenbauarbeit, Verputzen, Einbau von Decken und 
Wänden, Verlegen von Bodenbelägen. Manchmal muss er Überstunden 
machen, aber das ist im Bau doch üblich. Jaroslav wollte mehr Infor-
mationen über die Inhalte seines Vertrags bekommen, etwa zu seinem 
Urlaubsanspruch oder Zuschlägen für Überstunden. Deswegen hat er 
einen Kollegen, der gut Deutsch spricht, gebeten, sich den Arbeitsvertrag 
anzuschauen. Er war sehr überrascht, als der Kollege ihm erklärt hat, 
dass der Vertrag folgende Stellenbeschreibung enthält: „Hausmeister: 
Wartung, kleine Reparaturen der Haustechnik, Botengänge“. Solche 
Aufgaben hat Jaroslav aber nie ausgeführt. Jaroslav versteht nicht, warum 
in seinem Vertrag nicht einfach Bauarbeiter steht. Sein Chef sagt ihm, 
das sei so in Ordnung.
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Tariflohn

1

Beratungsstelle
Um mehr Informationen über seine Rechte in seiner 
Sprache zu bekommen, kann Jaroslav eine arbeits-
rechtliche Beratungsstelle aufsuchen. Die Adresse einer 
Beratungsstelle in seiner Nähe kann er online finden 
unter:

Spezifische arbeitsrechtliche Beratungsstellen

	 https://www.bema.berlin/

https://www.arbeitundleben.de/
beratungsstellen/beratungsstellen

https://www.faire-mobilitaet.de/
beratungsstellen

Eine Übersicht aller Beratungsstellen nach themati-
schem Schwerpunkt sowie auch nach Sprache findet 
Jaroslav unter:

	 https://www.eu-gleichbehandlungsstelle.de/
beratungsstellensuche

Dort erfährt Jaroslav, dass für Bauarbeiter in Deutschland 
besondere Arbeitsbedingungen gelten, wenn sie bei 
einer Baufirma beschäftigt sind. Sie sind in sogenannten 
Tarifverträgen geregelt, die zwischen Gewerkschaften 
und Arbeitgeberverbänden ausgehandelt worden sind. 
Die zwei wichtigsten Tarifverträge für Jaroslav sind 
der „Bundesrahmentarifvertrag für das Baugewerbe“ 
(BRTV) und der „Tarifvertrag zur Regelung der Min-
destlöhne im Baugewerbe“ (TV-Mindestlohn). Sie sind 
allgemeinverbindlich, d.h., sie gelten für alle Baufirmen 
und alle Bauarbeiter in Deutschland, auch wenn sie, wie 
Jaroslav, keine Gewerkschaftsmitglieder sind. Die 
Beschäftigten im Baugewerbe haben Anspruch u. a. auf 
einen höheren Mindestlohn, Überstundenzuschlag 
und mehr Urlaub als andere Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer. Auch wenn Jaroslav einen Vertrag als 
Hausmeister unterzeichnet hat: Für die Anwendung des 
Bautarifvertrages ist nicht die Bezeichnung auf dem 
Papier entscheidend, sondern die tatsächlich ausge
führte Arbeit. Die XYZ GmbH hat Jaroslav vermutlich 
einen Vertrag als Hausmeister gegeben, um ihn nicht zu 
den besseren Arbeitsbedingungen der oben genannten 
Tarifverträge beschäftigen zu müssen.

Jaroslav sollte sich daher täglich seine Aufgaben notieren, 
um beweisen zu können, dass er Bauarbeiten ausführt. 
Im Mindestlohntarifvertag für das Baugewerbe sind zwei 
Lohngruppen vorgesehen: Mindestlohn 1 für soge-
nannte unqualifizierte Arbeiten und Mindestlohn 2 für 
Facharbeiten. Die Beratungsstelle kann Jaroslav sagen, 
welchen Lohn er für seine Tätigkeiten bekommen sollte: 
Jaroslav hat fachliche Arbeiten ausgeführt, daher hat er 

Recht auf den Fachwerker-Mindestlohn der Lohn-
gruppe 2 des Tarifvertrages in Höhe von aktuell 15,40 € 
brutto (Facharbeiter Westdeutschland Stand Oktober 
2020). Das ist viel mehr als er jetzt bekommt.

Außerdem sieht der Tarifvertrag vor, dass er einen 
Zuschlag für seine Überstunden in Höhe von 25 % 
bekommen muss. Er hat auch Anspruch auf 30 Urlaubs-
tage pro Jahr, statt auf den gesetzlichen Mindesturlaub 
von 24 Tagen. Aber das gilt nur, wenn die XYZ GmbH den 
Tarifvertrag anwenden muss. Dies ist dann der Fall, 
wenn es eine Baufirma ist. Nach Jaroslavs Beobachtun-
gen und Gesprächen mit Kollegen ist die XYZ GmbH 
ausschließlich auf Baustellen tätig.

Auf der Internetseite des Arbeitgebers bezeichnet sich 
das Unternehmen als Baufirma. Die Beratungsstelle 
unterstützt Jaroslav dabei einzuschätzen, ob es sich um 
eine Baufirma handelt. Dies ist dann der Fall, wenn 
sie gewerblich Bauten erstellt oder bauliche Leistungen 
erbringt. Wenn eine Firma sowohl bauliche als auch 
andere Leistungen erbringt, muss man prüfen, welche 
der Leistungen überwiegen. Wenn die Beschäftigten 
mit mehr als 50 % ihrer gesamten Arbeitszeit im Kalen-
derjahr bauliche Leistungen erbringen, ist die Firma 
eine Baufirma und unterliegt den Tarifverträgen der 
Branche. Jaroslav hat diese Information nicht, möchte 
aber sicher sein, dass die XYZ GmbH unter den Tarif-
vertrag fällt, bevor er seine Rechte einfordert.

2

Gewerkschaften
Jaroslav kann sich dazu an die örtlichen Gewerkschaften 
wenden. Die Gewerkschaften in Deutschland sind nach 
Branchen organisiert. Zuständig für das Baugewerbe ist 
die Industriegewerkschaft Bauen-Agrar-Umwelt 
(IG BAU). Die IG BAU Ansprechpartner vor Ort sind auf 
der folgenden Website zu finden:

	 https://www.igbau.de/Bezirksverbaende.html

Jaroslav ist kein Gewerkschaftsmitglied und kann daher 
weder eine Rechtsberatung von der Gewerkschaft 
bekommen noch von ihr in einem eventuellen Rechts-
streit vertreten werden. Er kann aber die Gewerkschaft 
über seinen Fall informieren und Auskunft über seine 
Firma bekommen. Den Gewerkschaften sind die Arbeit-
geberfirmen häufig bekannt und sie können dabei 
helfen, die Firma als Baubetrieb zu identifizieren.

Wenn Jaroslav sich entscheidet, der Gewerkschaft beizu-
treten, kann er nach drei Monaten Mitgliedschaft den 
gewerkschaftlichen Rechtsschutz in Anspruch nehmen: 
Er würde dann in Streitfällen mit dem Arbeitgeber 
von einem Rechtsschutzsekretär ohne weitere Kosten 

https://www.bema.berlin/
https://www.arbeitundleben.de/beratungsstellen/beratungsstellen
https://www.arbeitundleben.de/beratungsstellen/beratungsstellen
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https://www.eu-gleichbehandlungsstelle.de/eugs-de/eu-buerger/beratungsstellen-suche
https://www.eu-gleichbehandlungsstelle.de/eugs-de/eu-buerger/beratungsstellen-suche
https://www.igbau.de/Bezirksverbaende.html
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vertreten. Sein Arbeitgeber würde nicht über seinen 
Gewerkschaftsbeitritt informiert werden.

	 https://igbau.de/Mitglied-werden.html

Der monatliche Mitgliederbeitrag bei der IG BAU 
beträgt 1,15 % des Bruttolohns.

3

SOKA-BAU
Jaroslav kann seinen Fall an die SOKA-BAU melden. Die 
SOKA-BAU ist die Sozialkasse des Baugewerbes. Die 
Sozialkasse führt für die Beschäftigten im Baugewerbe 
u. a. sogenannte Urlaubskassenverfahren durch, um das 
Urlaubsentgelt der Arbeiter zu sichern. Alle Baufirmen 
sind verpflichtet, ihre Beschäftigten bei der SOKA-BAU 
zu melden und Urlaubsbeiträge für sie einzuzahlen. Die 
SOKA-BAU prüft, ob die Arbeitgeber die tariflichen 
Mindestlöhne einhalten. Die SOKA-BAU kann auch das 
Profil von XYZ GmbH prüfen und sagen, ob es eine 
beitragspflichtige Baufirma ist. Wenn das so ist, muss sie 
für Jaroslav Urlaubsbeiträge zahlen. Jaroslav bekommt 
eine Auskunft über das Ergebnis der Prüfung.

Jaroslav kann einen Prüfungsantrag an die SOKA-BAU 
auch mithilfe der Beratungsstellen vor Ort vorbereiten. 
Wichtig ist, dass er seine Tätigkeiten und Angaben über 
die Baustellen genau beschreibt und seinen Arbeits-
vertrag und die Lohnabrechnungen beifügt.

Kontakt zur SOKA-BAU:

Telefon: 0800 1000881  
Mo-Fr 8:00 Uhr bis 17:00 Uhr 
arbeitnehmer@soka-bau.de

SOKA-BAU  
65179 Wiesbaden

Der Fall kann auch über ein Formular auf der Website 
der SOKA-BAU gemeldet werden:

	 https://www.soka-bau.de/arbeitnehmer/
leistungen/mindestlohn/meldeformular/

Die SOKA-BAU fordert jedoch nicht den tariflichen Min-
destlohn und Überstundenzuschläge für Jaroslav vom 
Arbeitgeber ein. Dafür muss Jaroslav selbst eine Klage 
beim Arbeitsgericht einreichen, wenn sein Arbeitgeber 
den noch ausstehenden Lohn nicht freiwillig zahlt.

4

Arbeitsgericht
Das zuständige Arbeitsgericht befindet sich dort, wo 
der Arbeitgeber seinen Sitz hat. Jaroslav kann sich auch 
an das Arbeitsgericht wenden, das in dem Ort liegt, 
in dem er gearbeitet hat. Die Adresse des zuständigen 
Arbeitsgerichts kann mithilfe der Suchmaschine 
ermittelt werden:

	 https://www.justizadressen.nrw.de/de/justiz/
gericht?ang=arbeit&plz=&ort=

Beim Arbeitsgericht kann er sich auf die Anwendung 
der Tarifverträge im Bau berufen und die Auskünfte 
nutzen, die er z. B. von der IG BAU oder der SOKA-BAU 
bekommen hat.

Das genaue Vorgehen, um nicht gezahlte Löhne einzu-
fordern, ist in Kapitel 2: „Nichtauszahlung des Lohnes“ 
beschrieben.

5

Finanzkontrolle 
Schwarzarbeit (FKS)
Es ist wahrscheinlich, dass der Arbeitgeber Jaroslav 
den tariflichen Mindestlohn und Überstundenzuschläge 
vorenthalten hat. Das bedeutet, dass der Arbeitgeber 
auch die Sozialversicherungsbeiträge nicht voll abgeführt 
hat. Das ist eine Straftat, die Jaroslav bei der Finanz-
kontrolle Schwarzarbeit, einer Abteilung des deutschen 
Zolls, melden kann:

	 https://www.zoll.de/DE/Service/
Dienststellensuche/FKS/Schritt_02/_function/
Dienststellenfinder_Anliegen_FKS_Formular.
html&ie=UTF-8&oe=UTF-8

Wenn sich die Vorwürfe von Jaroslav bestätigen, wird 
die Finanzkontrolle Schwarzarbeit ein Ermittlungs-
verfahren gegen XYZ GmbH eröffnen. Der Arbeitgeber 
kann für solche Verstöße bestraft werden.

Das bedeutet aber nicht, dass die Finanzkontrolle 
Schwarzarbeit für Jaroslav den tariflichen Mindestlohn 
und Überstundenzuschläge vom Arbeitgeber einfordert. 
Von seiner Meldung hat Jaroslav also keinen eigenen 
Nutzen, trägt aber dazu bei, dass die Baufirma in Zukunft 
andere Beschäftigte nicht ebenfalls um ihren rechtmä-
ßigen Lohn betrügt. 

https://igbau.de/Mitglied-werden.html
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https://www.zoll.de/DE/Service/Dienststellensuche/FKS/Schritt_02/_function/Dienststellenfinder_Anliegen_FKS_Formular.html&ie=UTF-8&oe=UTF-8
https://www.zoll.de/DE/Service/Dienststellensuche/FKS/Schritt_02/_function/Dienststellenfinder_Anliegen_FKS_Formular.html&ie=UTF-8&oe=UTF-8
https://www.zoll.de/DE/Service/Dienststellensuche/FKS/Schritt_02/_function/Dienststellenfinder_Anliegen_FKS_Formular.html&ie=UTF-8&oe=UTF-8
https://www.zoll.de/DE/Service/Dienststellensuche/FKS/Schritt_02/_function/Dienststellenfinder_Anliegen_FKS_Formular.html&ie=UTF-8&oe=UTF-8


31

Tariflohn

Arbeitszeit/ 
Arbeitsschutz

Bundesamt für Güterverkehr (BAG)
Polizei 
Arbeitsschutzbehörde
Gewerkschaften
Beratungsstelle/Arbeitsgericht
Finanzkontrolle Schwarzarbeit (FKS)6

1

2

3

4

5



32

Praxisleitfaden für EU-Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in Deutschland

Arbeitszeit/
Arbeitsschutz 

Fallbeispiel 
Miklos hat sich einiges von der Arbeit in Deutschland erhofft. Weil er in 
Ungarn schlecht verdiente, hat er seine Stelle aufgegeben und ist nach 
Deutschland gekommen, um hier als Lkw-Fahrer für eine Spedition zu 
arbeiten. Bei der Spedition bekommt er zwar eine bessere Bezahlung, 
muss aber sehr viel arbeiten. Miklos ist mit seinem Lkw von 7 Uhr mor-
gens bis 1 oder 2 Uhr nachts unterwegs. Am nächsten Morgen muss er 
um 7 Uhr weiterfahren. Sein Arbeitgeber hat ihn angewiesen, den Tacho 
auf „Arbeitszeitunterbrechung“ zu stellen, wenn er mit der Entladung, 
Beladung oder Reinigung des Lkws beschäftigt ist. Für die Arbeit in den 
zusätzlichen Stunden und in der Nacht bekommt er kein zusätzliches Geld.

Nicht immer gelingt es Miklos, nach viereinhalb Stunden Fahrt eine 
Pause zu machen. Häufig kann er sie erst nach sechs Stunden einlegen. 
Sein Vorgesetzter macht großen Druck: Er ruft Miklos an und sagt, 
wenn er es nicht schafft, soll er einfach den Trick mit dem Tacho machen, 
den er ihm gezeigt hat. Er hat ihm auch mit der sofortigen Kündigung 
gedroht, wenn Miklos sich weigert, diese Anweisungen zu befolgen. Miklos 
hat Angst, die Anweisungen zu befolgen, aber auch davor, die Arbeit zu 
verlieren. Seine Wochenenden verbringt er im Lkw auf Raststätten. Für 
Hotels hat er kein Geld. Zudem darf er die Ladung des Lkws nicht unbe-
aufsichtigt lassen. Die wöchentliche Pausenzeit zwischen den Einsätzen 
dauert bei ihm zusammengenommen lediglich 24 Stunden. Miklos fühlt 
sich erschöpft. Er kennt die deutschen Arbeitszeitregelungen nicht und 
weiß nicht, ob seine Überstunden in Ordnung sind. Er will wissen, welche 
Institution ihm in dieser Situation helfen kann.
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1

Bundesamt für 
Güterverkehr (BAG)
Die Arbeits-, Lenk- und Ruhezeiten für Lkw-Fahrer in 
Deutschland müssen sehr streng eingehalten werden. 
Dies soll gewährleisten, dass sie ausreichend Erholung 
bekommen und nicht übermüdet auf den Autobahnen 
unterwegs sind. Nach spätestens viereinhalb Stunden 
Lenkzeit muss Miklos eine Pause von mindestens 
45 Minuten einlegen. Nach sechs Stunden Arbeit muss 
Miklos eine weitere Pause von mindestens 30 Minuten 
einlegen. Miklos darf regelmäßig nicht länger als neun 
Stunden täglich am Steuer sitzen. Seine tägliche Ruhezeit 
soll grundsätzlich nicht kürzer als elf Stunden sein. Diese 
Regelungen werden in seinem Fall nicht eingehalten.

Die wöchentliche Ruhezeit soll grundsätzlich 45 Stunden 
dauern. Sie kann auf 24 Stunden verkürzt werden, 
jedoch müssen die fehlenden Ruhezeitstunden an eine 
Ruhezeit von mindestens neun Stunden angehängt 
werden. Der Ausgleich muss innerhalb der nächsten drei 
Wochen stattfinden.

Für die Überwachung dieser Vorschriften sind in 
Deutschland die Polizei, die Arbeitsschutzbehörden und 
das Bundesamt für Güterverkehr (BAG) zuständig.

Miklos kann die Beamten des BAG vor allem bei 
Straßenkontrollen antreffen. Wenn das BAG Verstöße 
feststellt, kann sowohl Miklos als auch sein Arbeitgeber 
mit Geldbußen und bei schweren Verstößen sogar mit 
Gefängnis bestraft werden. Das BAG prüft auch, ob die 
Lkw-Fahrer die wöchentliche Ruhezeit von mindestens 
45 Stunden einhalten und ob sie diese wie vorgesehen, 
außerhalb der Fahrerkabine verbringen. Auch in diesem 
Fall drohen Miklos und seinem Arbeitgeber Strafen. 
Miklos kann sich an das BAG wenden und den Arbeit-
geber anzeigen.

Information über die Arbeitsbedingungen in Deutsch-
land kann Miklos auch auf Ungarisch auf der Seite der 
Gleichbehandlungsstelle EU-Arbeitnehmer finden:

	 https://www.eu-gleichbehandlungsstelle.
de/eugs-de/eu-buerger/infothek/
arbeiten-in-deutschland/arbeitsbedingungen

2

Polizei 
Die Polizei führt häufig gemeinsame Straßenkontrollen 
mit dem Bundesamt für Güterverkehr durch. Sie ist 
ebenfalls dafür zuständig, Verletzungen der Lenk- und 
Ruhezeiten zu prüfen und bestrafen. Dadurch schützt 
die Polizei die Sicherheit im Straßenverkehr. Miklos kann 
bei der Polizei Anzeige erstatten, weil sein Arbeitgeber 
versucht hat, ihn zur Tachomanipulation zu nötigen. Das 
Verhalten des Arbeitgebers ist womöglich strafbar.

3

Arbeitsschutzbehörde
Die Arbeitsschutzbehörden sind nach Bundesländern 
organisiert. Sie überwachen die Einhaltung der Arbeits-
schutzregelungen, darunter Arbeitszeit-, Lenk- und 
Ruhezeiten. Sie führen ihre Kontrollen auch in den 
Betrieben durch. Die zuständige Arbeitsschutzbehörde 
kann Miklos in diesem Dokument finden:

	 https://www.baua.de/DE/Themen/
Arbeitsgestaltung-im-Betrieb/Branchen/
Bauwirtschaft/Baustellenverordnung/
pdf/Arbeitsschutzbehoerden.
pdf?__blob=publicationFile

Miklos kann die zuständige Arbeitsschutzbehörde 
vor Ort kontaktieren und über die Arbeitszeiten sowie 
die Drohungen des Arbeitgebers informieren. Diese 
Meldung sollte gut begründet und belegt sein. Miklos 
kann z. B. die eigene Arbeitszeiterfassung vorlegen. Auf 
seinen Hinweis hin kann der Betrieb kontrolliert werden. 
Der Name von Miklos wird dem Arbeitgeber nicht 
mitgeteilt, wenn Miklos das nicht will. Dies muss er der 
Behörde bei der Meldung sagen. Sein Arbeitgeber wird 
dann belehrt und wenn die Verstöße sich bestätigen, 
kann er bestraft werden.

4

Gewerkschaften
Die Gewerkschaften in Deutschland sind nach Branchen 
organisiert. Kraftfahrerinnen und Kraftfahrer werden 
von der Gewerkschaft ver.di betreut. Miklos kann der 
Gewerkschaft beitreten. Davon wird sein Arbeitgeber 
nichts erfahren. Miklos bekommt als Gewerkschafts-
mitglied gewerkschaftlichen Rechtsschutz: Er kann 
sich arbeitsrechtlich beraten lassen. Nach drei Monaten 

https://www.eu-gleichbehandlungsstelle.de/eugs-de/eu-buerger/infothek/arbeiten-in-deutschland/arbeitsbedingungen
https://www.eu-gleichbehandlungsstelle.de/eugs-de/eu-buerger/infothek/arbeiten-in-deutschland/arbeitsbedingungen
https://www.eu-gleichbehandlungsstelle.de/eugs-de/eu-buerger/infothek/arbeiten-in-deutschland/arbeitsbedingungen
https://www.baua.de/DE/Themen/Arbeitsgestaltung-im-Betrieb/Branchen/Bauwirtschaft/Baustellenverordnung/pdf/Arbeitsschutzbehoerden.pdf?__blob=publicationFile
https://www.baua.de/DE/Themen/Arbeitsgestaltung-im-Betrieb/Branchen/Bauwirtschaft/Baustellenverordnung/pdf/Arbeitsschutzbehoerden.pdf?__blob=publicationFile
https://www.baua.de/DE/Themen/Arbeitsgestaltung-im-Betrieb/Branchen/Bauwirtschaft/Baustellenverordnung/pdf/Arbeitsschutzbehoerden.pdf?__blob=publicationFile
https://www.baua.de/DE/Themen/Arbeitsgestaltung-im-Betrieb/Branchen/Bauwirtschaft/Baustellenverordnung/pdf/Arbeitsschutzbehoerden.pdf?__blob=publicationFile
https://www.baua.de/DE/Themen/Arbeitsgestaltung-im-Betrieb/Branchen/Bauwirtschaft/Baustellenverordnung/pdf/Arbeitsschutzbehoerden.pdf?__blob=publicationFile
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Gewerkschaftszugehörigkeit kann er sich durch die 
Gewerkschaft auch gerichtlich vertreten lassen. 
Die Adresse von ver.di vor Ort kann mithilfe dieser 
Suchmaschine gefunden werden:

	 https://www.verdi.de/wegweiser/verdi-finden

Die Beitrittserklärungen in mehreren Sprachen (auch 
auf Ungarisch) findet Miklos auf der Website von ver.di:

	 https://www.verdi.de/++co++a9c223c4-bcdf-
11e0-53c5-00093d114afd

Es ist ratsam, dass Miklos mit seinen Arbeitskolle-
ginnen und -kollegen spricht und dass sie zusammen 
der Gewerkschaft beitreten. Je mehr Beschäftigte im 
Betrieb von der Gewerkschaft vertreten werden, desto 
besser ist ihre Verhandlungsposition. Gegen manche 
Probleme wie Drohungen oder unzulässige Überstun-
den können sie sich dann mithlife der Gewerkschaft 
gemeinsam wehren. Natürlich kann ver.di auch die Miklos 
zustehende Bezahlung vom Arbeitgeber einfordern.

5

Beratungsstelle/
Arbeitsgericht
Wenn Miklos sich gegen den Eintritt in eine Gewerk-
schaft entscheidet, weil z. B. die Sprachbarriere zu groß 
ist oder er sofort Hilfe braucht, kann er sich an eine 
arbeitsrechtliche, gewerkschaftsnahe Beratungsstelle 
wenden. In vielen deutschen Städten gibt es solche 
Beratungsstellen von Arbeit und Leben e.V. oder Faire 
Mobilität, die mehrsprachig und kostenlos beraten:

Spezifische arbeitsrechtliche Beratungsstellen:

	 https://www.bema.berlin/

https://www.arbeitundleben.de/
beratungsstellen/beratungsstellen

https://www.faire-mobilitaet.de/
beratungsstellen

Eine Übersicht aller Beratungsstellen nach themati-
schem Schwerpunkt und Sprache findet Miklos hier:

	 https://www.eu-gleichbehandlungsstelle.de/
beratungsstellensuche

Jede Überstunde muss Miklos bezahlt werden. Die 
Stunden zwischen 23 Uhr und 6 Uhr zählen als Nacht-
zeit. Wenn Miklos länger als zwei Stunden in der 
Nachtzeit gearbeitet hat, muss er den Nachtzuschlag 

bekommen. Er beträgt in der Regel 25 %. Keine von den 
oben genannten Kontrollbehörden ist dafür zuständig, 
dass Miklos den rechtmäßigen Arbeitslohn für die 
Überstunden und die Nachtzuschläge bekommt. Den 
kann nur er selbst vom Arbeitgeber einfordern.

Die Beratungsstelle unterstützt Miklos, Nachweise für 
die Lohnforderung vorzubereiten. Hierbei ist ein Aus-
zug aus der Fahrerkarte hilfreich. Auf dieser Grundlage 
kann Miklos seine tägliche Arbeitszeit aufschreiben. 
Die Fahrerkarte kann in jeder DEKRA-Stelle ausgelesen 
werden:

	 https://www.dekra.de/de/standorte/

Miklos kann die Karte auch von der Arbeitsschutzbe-
hörde kostenlos auslesen lassen:

	 https://www.baua.de/DE/Themen/
Arbeitsgestaltung-im-Betrieb/Branchen/
Bauwirtschaft/Baustellenverordnung/
pdf/Arbeitsschutzbehoerden.
pdf?__blob=publicationFile

Auf Basis der dokumentierten Arbeitszeit kann die 
Beratungsstelle Miklos helfen, das ihm zustehende 
Geld zu berechnen und den Arbeitgeber zur Zahlung 
aufzufordern. Wenn der Arbeitgeber die Forderungen 
nicht freiwillig bezahlt, muss Miklos gegen den Arbeit-
geber beim Arbeitsgericht klagen. Nähere Informatio-
nen zu diesem Verfahren stehen in Kapitel 2.

6

Finanzkontrolle 
Schwarzarbeit (FKS)
Wenn Überstunden nicht ausgezahlt werden, hat der 
Arbeitgeber meist auch Sozialversicherungsbeiträge 
nicht voll gezahlt und gegen das Mindestlohngesetz 
verstoßen. Daher kann Miklos den Fall bei der Finanz-
kontrolle Schwarzarbeit (FKS), einer Abteilung des 
deutschen Zolls, anzeigen. Die Adresse der Stelle vor 
Ort findet er unter:

	 https://www.zoll.de/DE/Service/
Dienststellensuche/FKS/Schritt_02/
dienststellenfinder_node.html

Die FKS kann die Ermittlungen aufnehmen und den 
Arbeitgeber bestrafen. Das kann den Arbeitgeber 
zukünftig von ähnlichen Rechtsverstößen abhalten und 
andere Lkw-Fahrer schützen.

https://www.verdi.de/wegweiser/verdi-finden
https://www.verdi.de/++co++a9c223c4-bcdf-11e0-53c5-00093d114afd
https://www.verdi.de/++co++a9c223c4-bcdf-11e0-53c5-00093d114afd
https://www.bema.berlin/
https://www.arbeitundleben.de/beratungsstellen/beratungsstellen
https://www.arbeitundleben.de/beratungsstellen/beratungsstellen
https://www.faire-mobilitaet.de/beratungsstellen
https://www.faire-mobilitaet.de/beratungsstellen
https://www.eu-gleichbehandlungsstelle.de/eugs-de/eu-buerger/beratungsstellen-suche
https://www.eu-gleichbehandlungsstelle.de/eugs-de/eu-buerger/beratungsstellen-suche
https://www.dekra.de/de/standorte/
https://www.baua.de/DE/Themen/Arbeitsgestaltung-im-Betrieb/Branchen/Bauwirtschaft/Baustellenverordnung/pdf/Arbeitsschutzbehoerden.pdf?__blob=publicationFile
https://www.baua.de/DE/Themen/Arbeitsgestaltung-im-Betrieb/Branchen/Bauwirtschaft/Baustellenverordnung/pdf/Arbeitsschutzbehoerden.pdf?__blob=publicationFile
https://www.baua.de/DE/Themen/Arbeitsgestaltung-im-Betrieb/Branchen/Bauwirtschaft/Baustellenverordnung/pdf/Arbeitsschutzbehoerden.pdf?__blob=publicationFile
https://www.baua.de/DE/Themen/Arbeitsgestaltung-im-Betrieb/Branchen/Bauwirtschaft/Baustellenverordnung/pdf/Arbeitsschutzbehoerden.pdf?__blob=publicationFile
https://www.baua.de/DE/Themen/Arbeitsgestaltung-im-Betrieb/Branchen/Bauwirtschaft/Baustellenverordnung/pdf/Arbeitsschutzbehoerden.pdf?__blob=publicationFile
https://www.zoll.de/DE/Service/Dienststellensuche/FKS/Schritt_02/dienststellenfinder_node.html
https://www.zoll.de/DE/Service/Dienststellensuche/FKS/Schritt_02/dienststellenfinder_node.html
https://www.zoll.de/DE/Service/Dienststellensuche/FKS/Schritt_02/dienststellenfinder_node.html
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Arbeitsunfall

Fallbeispiel 
Stipo hat Pech! Er arbeitet als Roomboy. Gerade erst hatte er eine neue 
Arbeit im Hotel gefunden und kurz darauf dort gleich einen Unfall, durch 
den er nun nicht mehr arbeiten kann. Zu seinen Aufgaben gehört neben 
der Zimmerreinigung auch, seine Arbeitsutensilien vorzubereiten und die 
Arbeitswagen auszustatten. Jeden Tag hat er Flaschen mit einem stark 
reizenden Reinigungsmittel aus einem Kanister aufgefüllt. Schon vor ei-
nigen Tagen hat er bemerkt, dass der Schlauch des Kanisters ein Loch 
hat. Gestern hat Stipo deswegen etwas von der reizenden Substanz in die 
Augen bekommen. Obwohl er seine Augen sofort mit Wasser ausgespült 
hat, ist er verletzt und kann kaum sehen. Nachdem die Hoteldame von dem 
Vorfall erfahren hat, bekam er ein Kündigungsschreiben. Das empfindet 
Stipo als ungerecht. Wie geht Stipo in dieser Situation vor?
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Arbeitsunfall

1

Durchgangsarzt
Stipo muss vor allem sofort medizinisch versorgt 
werden. Er sollte daher einen Arzt aufsuchen oder den 
Rettungsdienst alarmieren. Unfälle in und während 
der Arbeit sind Arbeitsunfälle. Für Arbeitsunfälle ist 
in Deutschland ein spezieller Arzt zuständig: Der 
sogenannte Durchgangsarzt. Stipo sollte diesen Arzt 
aufsuchen. Den nächsten Durchgangsarzt kann Stipo 
hier finden:

	 https://lviweb.dguv.de/faces/adf.task-
flow?VerzeichnisTyp=D&adf.tfDoc=%2FWEB-
INF%2Fpartner-task-flow.xml&adf.
tfId=partner-task-flow

Oder er kann seinen Arbeitgeber fragen, wo der nächste 
Durchgangsarzt zu finden ist. Er kann auch in ein 
Krankenhaus fahren und sagen, dass er einen Arbeits-
unfall hatte. Jedes Krankenhaus hat in der Regel einen 
Durchgangsarzt.

Geht Stipo nicht zu einem Durchgangsarzt, sondern zu 
einem anderen Arzt, muss er unbedingt erwähnen, dass 
er einen Arbeitsunfall hatte. Beim Arzt muss Stipo seine 
Krankenversicherungskarte vorlegen.

2

Arbeitgeber
Es ist wichtig, dass Stipo sich alle Einzelheiten des 
Unfalls aufschreibt: Datum, Uhrzeit, Hergang und 
Zeugen. Diese Informationen können später wichtig 
sein, z. B. bei den Rückfragen der Versicherung. Stipo 
muss seinen Arbeitgeber umgehend über den Arbeits-
unfall informieren. Der Arbeitgeber ist verpflichtet, 
alle Arbeitsunfälle im Betrieb zu erfassen. Wenn Stipo 
infolge des Arbeitsunfalls länger als drei Tage arbeits-
unfähig ist, hat der Arbeitgeber die Pflicht, den Unfall 
bei der zuständigen Berufsgenossenschaft innerhalb 
von drei Tagen zu melden. Stipo muss vom Arbeitgeber 
die Kopie der Unfallanzeige bekommen, darauf hat er 
ein Anrecht.

Wenn Stipo vom Arbeitgeber keine Kopie der Unfall-
anzeige bekommt und auch keine Information dar-
über, bei welcher Berufsgenossenschaft die Anzeige 
gemeldet worden ist, dann sollte er überprüfen, ob der 
Arbeitgeber den Arbeitsunfall tatsächlich gemeldet hat. 
Diese Auskunft kann er von der Berufsgenossenschaft 
telefonisch, persönlich oder mit der Unterstützung 
einer Beratungsstelle für Migrantinnen und Migranten 
bekommen. Der Arbeitgeber von Stipo haftet nicht 

für den entstandenen gesundheitlichen Schaden und 
seine Folgen. Er muss Stipo weder Schadenersatz noch 
Schmerzensgeld zahlen. Anders wäre es, wenn der 
Arbeitgeber den Arbeitsunfall von Stipo vorsätzlich 
verursacht hätte, was hier nicht der Fall ist. Stipo 
hat wegen des Arbeitsunfalls Ansprüche gegenüber 
der gesetzlichen Unfallversicherung.

3

Rechtsanwalt/
Arbeitsgericht
Dass Stipo nach dem Arbeitsunfall sofort eine Kündigung 
bekommen hat, war für ihn ein besonders harter Schlag. 
Leider ist Stipo erst seit kurzem im Hotel beschäftigt. In 
den ersten sechs Monaten eines neuen Arbeitsverhält-
nisses sind Beschäftigte leicht zu kündigen. Auch nach 
einem Arbeitsunfall hat man aus diesem Grund keinen 
besonderen Kündigungsschutz.

Eine Kündigung darf jedoch weder treu- noch sitten-
widrig sein. Um beurteilen zu können, ob das in dem 
Fall von Stipo so war, sollte Stipo sich den Rat eines 
Anwalts für Arbeitsrecht einholen. Dann kann er ent-
scheiden, ob er gegen die Kündigung beim Arbeitsge-
richt vorgehen will. Dafür hat er drei Wochen Zeit.

Stipo kann für diese Beratung bei einem Rechtsanwalt 
Beratungskostenhilfe beantragen. Stipo kann beim 
Amtsgericht an seinem Wohnort folgenden Antrag 
einreichen:

	 http://www.bmjv.de/SharedDocs/Downloads/
DE/Service/Formulare/Antrag_auf_Bewilligung_
von_Beratungshilfe.pdf?__blob=publicationFile

	 Das Formular zur Beratungskostenhilfe findet 
Stipo im Anhang unter Anlage XI auf Seite 111.

Wenn die Beratungskostenhilfe bewilligt wird, muss 
Stipo die Rechtsanwaltskosten für die Beratung nicht 
zahlen.

Die Zuständigkeit der Arbeitsgerichte orientieren sich 
an dem jeweiligen Firmensitz bzw. Arbeitsort. Das heißt 
für Stipo: Er muss schauen, welches Arbeitsgericht für 
den Ort, wo sich das Hotel befindet, zuständig ist und 
dort seine Klage einreichen. Wenn der Hotelbetreiber 
eine andere Anschrift hat als die seines Arbeitsortes, 
kann Stipo auch bei dem dortigen Arbeitsgericht die 
Klage erheben.

https://lviweb.dguv.de/faces/adf.task-flow?VerzeichnisTyp=D&adf.tfDoc=%2FWEB-INF%2Fpartner-task-flow.xml&adf.tfId=partner-task-flow
https://lviweb.dguv.de/faces/adf.task-flow?VerzeichnisTyp=D&adf.tfDoc=%2FWEB-INF%2Fpartner-task-flow.xml&adf.tfId=partner-task-flow
https://lviweb.dguv.de/faces/adf.task-flow?VerzeichnisTyp=D&adf.tfDoc=%2FWEB-INF%2Fpartner-task-flow.xml&adf.tfId=partner-task-flow
https://lviweb.dguv.de/faces/adf.task-flow?VerzeichnisTyp=D&adf.tfDoc=%2FWEB-INF%2Fpartner-task-flow.xml&adf.tfId=partner-task-flow
http://www.bmjv.de/SharedDocs/Downloads/DE/Service/Formulare/Antrag_auf_Bewilligung_von_Beratungshilfe.pdf?__blob=publicationFile
http://www.bmjv.de/SharedDocs/Downloads/DE/Service/Formulare/Antrag_auf_Bewilligung_von_Beratungshilfe.pdf?__blob=publicationFile
http://www.bmjv.de/SharedDocs/Downloads/DE/Service/Formulare/Antrag_auf_Bewilligung_von_Beratungshilfe.pdf?__blob=publicationFile
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4

Berufsgenossenschaft
Stipo ist als Arbeitnehmer in der gesetzlichen Unfall-
versicherung versichert. Die Träger der gesetzlichen 
Unfallversicherung sind die Berufsgenossenschaften 
und Unfallkassen. Die Berufsgenossenschaften sind 
nach Branchen aufgeteilt:

	 Eine Liste der Berufsgenossenschaften findet 
Stipo im Anhang unter Anlage XII auf Seite 114.

Neben den Berufsgenossenschaften gibt es auch die 
Unfallkassen, in denen die Beschäftigten im öffentlichen 
Dienst gegen Unfälle versichert sind:

	 www.dguv.de/de/bg-uk-lv/unfallkassen/index.
jsp

	 Eine Liste der Unfallkassen findet Stipo im 
Anhang unter Anlage XIII auf Seite 116.

Stipo ist in einem Hotel beschäftigt. Für ihn ist die 
Berufsgenossenschaft Nahrungsmittel und Gastgewerbe 
zuständig. Wenn seine Anzeige dort eingegangen 
ist, prüft die Berufsgenossenschaft, ob sein Unfall ein 
Arbeitsunfall war. Das Ergebnis bekommt Stipo in 
Form eines schriftlichen Bescheids. Wird der Unfall als 
Arbeitsunfall anerkannt, erhält er Leistungen aus der 
Unfallversicherung. Sollte sich herausstellen, dass der 
Arbeitgeber den Unfall nicht angezeigt hat, so muss 
Stipo selbst mithilfe dieses Formulars den Unfall an die 
Berufsgenossenschaft melden. Beim Ausfüllen des 
Formulars kann ihm eine Beratungsstelle für Migrantin-
nen und Migranten helfen:

	 https://www.eu-gleichbehandlungsstelle.de/
beratungsstellensuche

Bei einem Arbeitsunfall hat Stipo Recht auf folgende 
Leistungen:

medizinische Behandlung und Rehabilitation; Ver-
letztengeld: Es wird in Höhe von 80 % des Regel-
entgelts und maximal 78 Wochen lang über die 
Krankenkasse ausgezahlt; Pflegegeld: Es wird gezahlt, 
wenn Stipo nach dem Unfall in erheblichem Umfang 
fremder Hilfe bedarf; Verminderte Erwerbsfähigkeit: 
Sollte Stipo infolge des Unfalls nicht mehr so arbeiten 
können wie vorher, kann er eine Rente oder eine ein-
malige Abfindung beantragen; Wiedereinstieg in 
das Berufsleben: Die Berufsgenossenschaft hilft Stipo 
z. B. durch berufliche Anpassung, Qualifizierung und 
Arbeitsplatzvermittlung.

Die Behandlung und Rehabilitation von Stipo können 
eine längere Zeit dauern. Er kann sie in Deutsch-
land durchführen, hat aber auch das Recht, in sein 

Heimatland Kroatien zurückzukehren und dort die 
Behandlung fortzusetzen. Die Kosten der weiteren 
Behandlung trägt in diesem Fall die deutsche Unfall-
versicherung. Um sich auf dieser Grundlage in Kroatien 
behandeln zu lassen, benötigt Stipo die Bescheinigung 
DA 1, die von der Berufsgenossenschaft ausgestellt wird 
und entweder Stipo persönlich oder einer Verbindungs-
stelle in Kroatien zugeschickt wird.

Auch das Verletztengeld aus Deutschland kann Stipo 
in Kroatien weiterhin beziehen. Vor der Abreise sollte 
Stipo die Berufsgenossenschaft und die Krankenkasse in 
Kenntnis setzen, dass er seinen Wohnsitz in Deutschland 
aufgibt sowie die neue Anschrift in Kroatien mitteilen.

5

Betriebsrat 
Bei den arbeitsschutzrechtlichen Problemen sind auch 
die Betriebsräte wichtige Ansprechpartner. Stipo sollte 
sich erkundigen, ob das Hotel einen Betriebsrat hat. Der 
Betriebsrat sorgt u. a. für den Arbeits- und Gesundheits-
schutz und sollte daher von den Umständen des Unfalls 
erfahren. Das kann dazu führen, dass Vorkehrungen im 
Betrieb getroffen werden, um solche Arbeitsunfälle in 
Zukunft zu verhindern.

6

Arbeitsschutzbehörde 
Die Arbeitsschutzbehörden sind in Deutschland 
gemeinsam mit den Berufsgenossenschaften zuständig 
für die Überwachung der arbeitsschutzrechtlichen 
Regelungen und die Vermeidung bei Arbeitsunfällen.

Die Arbeitsschutzbehörde wird automatisch bei einem 
Arbeitsunfall informiert, wenn der Arbeitgeber den 
Unfall anzeigt. Falls der Arbeitgeber das nicht tut, kann 
Stipo auch selbst die Arbeitsschutzbehörde über die 
Umstände des Unfalls benachrichtigen, damit sie den 
Betrieb, den Zustand der Ausstattung und die Sicher-
heit des Arbeitsplatzes kontrollieren und eventuelle 
Sicherheitsmängel beanstanden kann. Die Adressen der 
Arbeitsschutzbehörden findet Stipo hier:

	 www.baua.de/DE/Themen/
Arbeitsgestaltung-im-Betrieb/Branchen/
Bauwirtschaft/Baustellenverordnung/pdf/
Arbeitsschutzbehoerden.pdf?__blob=publicationFile

	 Das Formular zur Unfallanzeige findet Stipo im 
Anhang unter Anlage XIV auf Seite 120.

http://www.dguv.de/de/bg-uk-lv/unfallkassen/index.jsp
http://www.dguv.de/de/bg-uk-lv/unfallkassen/index.jsp
https://www.eu-gleichbehandlungsstelle.de/eugs-de/eu-buerger/beratungsstellen-suche
https://www.eu-gleichbehandlungsstelle.de/eugs-de/eu-buerger/beratungsstellen-suche
http://www.baua.de/DE/Themen/Arbeitsgestaltung-im-Betrieb/Branchen/Bauwirtschaft/Baustellenverordnung/pdf/Arbeitsschutzbehoerden.pdf?__blob=publicationFile
http://www.baua.de/DE/Themen/Arbeitsgestaltung-im-Betrieb/Branchen/Bauwirtschaft/Baustellenverordnung/pdf/Arbeitsschutzbehoerden.pdf?__blob=publicationFile
http://www.baua.de/DE/Themen/Arbeitsgestaltung-im-Betrieb/Branchen/Bauwirtschaft/Baustellenverordnung/pdf/Arbeitsschutzbehoerden.pdf?__blob=publicationFile
http://www.baua.de/DE/Themen/Arbeitsgestaltung-im-Betrieb/Branchen/Bauwirtschaft/Baustellenverordnung/pdf/Arbeitsschutzbehoerden.pdf?__blob=publicationFile
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Krankengeld 

Fallbeispiel 
Am 01.05. fing Ewa eine Arbeit als Lagerhelferin in einem Supermarkt 
an. Es wurde mit ihr eine Probezeit von drei Monaten vereinbart. Am 
16.05. hatte Ewa sehr starke Rückenschmerzen und ist deshalb nicht zur 
Arbeit, sondern zur Notaufnahme ins Krankenhaus gefahren. Ewa wurde 
dort stationär aufgenommen. Während des Aufenthalts im Krankenhaus 
stellte sich heraus, dass eine Operation an der Wirbelsäule und monate-
lange Rehabilitation notwendig werden würde. Das bedeutet, dass Ewa 
längerfristig arbeitsunfähig ist. Sie werden gerne nach Polen zurück-
kehren und dort die Behandlung fortsetzen, um die Unterstützung ihrer 
Familie zu haben. Nach vier Wochen Krankschreibung bekommt sie von 
ihrem Arbeitgeber eine Kündigung mit Wirkung zum 30. Juni. 

Ewa macht sich Sorgen um die Finanzierung ihres Lebensunterhalts, ihrer 
Krankenversicherung und der medizinischen Behandlung. Sie ist doch 
erst kurz in Deutschland, die Arbeit im Supermarkt ist ihr erster Job hier und 
sie hat gelesen, dass man soziale Rechte in Deutschland erst nach fünf 
Jahren hat. Sie weiß nicht, ob ihr im Krankheitsfall irgendetwas zusteht.
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1

Arbeitgeber
Ewa muss gleich am 16.05. den Arbeitgeber darüber 
informieren, dass sie krank ist und nicht zur Arbeit 
kommen kann. Sobald sie erfährt, wie lange sie vor-
aussichtlich arbeitsunfähig bleibt, muss sie das dem 
Arbeitgeber ebenfalls mitteilen. Auf welchem Weg die 
Mitteilung zu erfolgen hat (z. B. per Telefon, Fax), regeln 
Firmen unterschiedlich. Es steht häufig ausdrücklich 
im Arbeitsvertrag, dort sollte Ewa nachschauen. Wenn 
in ihrem Vertrag nichts darüber steht, sollte Ewa die 
Mitteilung am besten auf dem Weg schicken, über den 
sie einfach den Eingang nachweisen kann, z. B. an die 
offizielle Faxnummer oder an die E-Mail-Adresse des 
Arbeitgebers.

Die Arbeitsunfähigkeit muss Ewa nachweisen. Dafür 
bekommt sie im Krankenhaus entweder eine Arbeits-
unfähigkeitsbescheinigung oder eine Liegebescheinigung, 
die sie im Original beim Arbeitgeber abgeben muss. 
Ewa sollte eine Kopie der Bescheinigung machen und in 
ihren Unterlagen aufbewahren.

Der Arbeitgeber ist grundsätzlich verpflichtet, während 
der ersten 6 Wochen der Erkrankung den kompletten 
Arbeitslohn weiter zu zahlen (Lohnfortzahlung), den Ewa 
verdient hätte, wenn sie gesund gewesen wäre. Diese 
Verpflichtung entsteht jedoch erst nach dem ersten 
Monat der Beschäftigung und besteht nur solange, wie 
der Arbeitsvertrag dauert. Das bedeutet, dass ihr Arbeit-
geber die Lohnfortzahlung erst ab dem zweiten Monat 
ihrer Beschäftigung, also ab dem 01.06. zahlen muss. 
Der Vertrag von Ewa dauert bis zum 30.06. und der Arbeit
geber muss daher nur den Lohn bis zum 30.06. weiter-
zahlen. Vom 16.05. bis zum 31.05. hat Ewa Anspruch auf 
Krankengeld von ihrer Krankenkasse. Solange Ewa das 
Original der Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung nicht beim  
Arbeitgeber eingereicht hat, muss er ihren Lohn nicht 
weiterzahlen. Wenn Ewa die Arbeitsunfähigkeitsbe-
scheinigung mit Verspätung einreicht, ist das jedoch 
kein Grund, die Lohnfortzahlung zu verweigern. Der 
Arbeitgeber hat Ewa während der Probezeit mit einer 
Frist von zwei Wochen gekündigt. Die Kündigung 
während einer Krankheit ist in Deutschland grund-
sätzlich zulässig, es sei denn, sie ist sittenwidrig und 
damit unzulässig. Dafür gibt es jedoch in diesem Fall 
keine Anhaltspunkte.

2

Krankenkasse/
Behandlung in 
Deutschland
Ab Beginn der Behandlung im Krankenhaus – also ab 
dem 16.05. – hat Ewa Anspruch auf Krankengeld von 
der Krankenkasse. Das Krankengeld beträgt 70 % von 
Ewas Bruttoeinkommen. Das Krankengeld wird Ewa 
nicht automatisch berechnet und gezahlt. Ewa muss 
einen Antrag auf Krankengeld bei ihrer Krankenkasse 
stellen. Grundsätzlich ist der Antrag formlos, es reicht 
also, wenn Ewa z. B. eine E-Mail an die Krankenkasse 
schickt. Das Krankengeld wird sie bis zum 31.05. bezie-
hen. Ab dem 01.06. bekommt sie die Lohnfortzahlung 
vom Arbeitgeber, in dieser Zeit ruht ihr Krankengeldan-
spruch. Ab dem 01.07. bekommt sie keine Lohnfortzah-
lung vom Arbeitgeber und hat dann weiterhin Anspruch 
auf Krankengeld von der Krankenkasse.

Ewa kann das Krankengeld beziehen, solange sie arbeits-
unfähig ist. Das Krankengeld wird maximal eineinhalb 
Jahre lang gezahlt. Die Voraussetzung für den Bezug ist, 
dass Ewa die Krankschreibung vom Arzt rechtzeitig 
verlängern lässt und bei der Krankenkasse einreicht. 
Rechtzeitig bedeutet, dass Ewa ihre Krankschreibung 
spätestens an dem Werktag bei ihrem Arzt verlängern 
lassen muss, der auf den letzten Tag der ersten Arbeits-
unfähigkeitsbescheinigung folgt: Wenn die erste 
Krankschreibung am Freitag endet, muss die Folge-
bescheinigung am Montag ausgestellt werden. Samstag 
zählt in diesem Fall nicht als Werktag. Die Bescheini-
gungen müssen lückenlos sein.

Wenn Ewa die Frist nach dem Ende der Beschäftigung 
am 30.06. verpasst, hat sie noch einen Monat Zeit, um 
zum Arzt zu gehen und die Arbeitsunfähigkeitsbeschei-
nigung zu holen. Das ist eine Regelung zum Schutz 
von Ewa, damit sie die Grundlage für ihre Krankenver-
sicherung nicht verliert.

Die Krankschreibung muss innerhalb von sieben Tagen 
bei der Krankenkasse eingehen. Um diese Frist ein-
zuhalten, reicht es, die Bescheinigung per E-Mail oder 
per Fax an die Krankenkasse zu schicken. Das Original 
muss später nachgereicht werden. Ewa muss notfalls 
beweisen können, dass die Arbeitsunfähigkeitsbeschei-
nigung fristgemäß eingegangen ist. Sie sollte daher 
sichergehen, dass sie dafür einen Nachweis hat, z. B. den 
Sendebericht des Faxes.

Solange Ewa das Krankengeld bezieht, bleibt sie in der 
Krankenkasse beitragsfrei versichert.
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3

Jobcenter
Durch die Krankheit hat Ewa kein existenzsicherndes 
Einkommen. Wahrscheinlich reicht ihr Geld für ein 
würdiges Leben nicht aus. Daher kann es sein, dass Ewa 
berechtigt ist, in dieser Situation aufstockend Arbeits-
losengeld II (ALG II) zu bekommen.

Sie war zwar nur zwei Monate in Deutschland beschäftigt, 
hat aber ihre Arbeit unfreiwillig verloren. Ewa muss bei 
der Bundesagentur für Arbeit eine Bestätigung über die 
unfreiwillige Arbeitslosigkeit einholen und diese dem 
Jobcenter vorlegen. Sie ist damit für sechs Monate frei-
zügigkeitsberechtigt, d.h. ihr Aufenthalt in Deutschland 
ist rechtmäßig. Während dieser Zeit kann sie Arbeits-
losengeld II bekommen, soweit sie die Leistungs-
voraussetzungen erfüllt (u. a. Hilfebedürftigkeit, kein 
anrechenbares Vermögen). Ein Daueraufenthalt von 
fünf Jahren ist in diesem Fall nicht nötig, um Leistungen 
vom Jobcenter zu beziehen.

Ewa kann beim Jobcenter in ihrem Wohnbezirk einen 
Antrag auf Arbeitslosengeld II stellen. Die Antragsfor-
mulare werden Ewa bei der Antragstellung ausgehändigt. 
Sie sind auch unter dem folgenden Link zu finden:

	 https://con.arbeitsagentur.de/prod/apok/ct/
dam/download/documents/Antrag-ALGII_
ba015207.pdf

Das Jobcenter muss über Ewas Antrag mit einem 
schriftlichen Bescheid entscheiden, in welchem die 
Gründe der Entscheidung dargelegt werden müssen.

Eine Beratungsstelle für Migrantinnen und Migranten 
kann Ewa beim Ausfüllen der Formulare helfen, die für 
den Antrag notwendig sind. Ewa kann die nächstge-
legene Beratungsstelle mithilfe dieser Suchmaschine 
finden:

	 https://www.eu-gleichbehandlungsstelle.de/
beratungsstellensuche

In ihrem Fall ist der Anspruch auf ALG II auf sechs 
Monate begrenzt. Sie kann sich nach Ablauf der sechs 
Monate an die zuständigen Behörden ihres Herkunfts-
landes wenden und prüfen, ob ihr dort soziale Leistun-
gen zustehen.

4

Krankenkasse/
Behandlung im Ausland
Ewa kann auch nach Polen zurückgehen und dort das 
Krankengeld aus Deutschland beziehen. Während des 
Krankengeldbezugs bleibt sie bei ihrer Krankenkasse 
versichert, obwohl sie den Wohnsitz in Deutschland 
aufgegeben hat. Ewa kann die medizinische Behandlung 
und Rehabilitation in Polen fortsetzen. Die ärztlichen 
Bescheinigungen aus Polen sind den in Deutschland 
ausgestellten Bescheinigungen gleichwertig und können 
im Original bei der deutschen Krankenkasse eingereicht 
werden. Die Krankenkasse darf von Ewa keine Überset-
zung der Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen verlangen. 
Sie müssen von der Krankenkasse selbst auf eigene 
Kosten übersetzt werden.

	 Achtung! Auch für die Einreichung der Arbeits-
unfähigkeitsbescheinigung aus dem Ausland 
muss die Frist von sieben Tagen ab Ausstellung 
eingehalten werden. Eventuelle Verspätungen, 
auch wenn sie auf die Post zurückzuführen sind, 
gehen zu Ewas Lasten. Damit Ewa die medizi-
nische Behandlung in Polen in vollem Umfang 
nutzen kann, ist ihre Europäische Krankenver-
sicherungskarte nicht ausreichend.

Ewa muss daher vor der Abreise bei ihrer Krankenkasse 
ein S1-Formular (ehemaliges 106-Formular) beantragen. 
Dadurch bekommt sie einen erweiterten Versicherungs-
schutz und kann sich in Polen medizinisch so behandeln 
lassen, als wäre sie dort krankenversichert.

Vor der Abreise sollte Ewa auch daran denken, bei 
der Krankenkasse eine Zustimmung zum Bezug vom 
Krankengeld im Ausland zu beantragen. Es ist recht-
lich umstritten, ob Unionsbürger dazu verpflichtet 
sind. Um eventuelle Schwierigkeiten und Verzögerun-
gen beim Bezug zu vermeiden, sollte Ewa jedoch den 
Antrag mit einer Begründung stellen.

	 Ein Beispiel eines solchen Antrags findet Ewa im 
Anhang unter Anlage XV auf Seite 121.

Ohne Wohnsitz in Deutschland hat Ewa keinen Anspruch 
auf das Arbeitslosengeld II. Diese Leistung kann nicht 
ins Ausland übertragen werden.

https://con.arbeitsagentur.de/prod/apok/ct/dam/download/documents/Antrag-ALGII_ba015207.pdf
https://con.arbeitsagentur.de/prod/apok/ct/dam/download/documents/Antrag-ALGII_ba015207.pdf
https://con.arbeitsagentur.de/prod/apok/ct/dam/download/documents/Antrag-ALGII_ba015207.pdf
https://www.eu-gleichbehandlungsstelle.de/eugs-de/eu-buerger/beratungsstellen-suche
https://www.eu-gleichbehandlungsstelle.de/eugs-de/eu-buerger/beratungsstellen-suche
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Leiharbeit

Fallbeispiel 
Marisa arbeitet bereits seit anderthalb Jahren für eine Zeitarbeitsfirma. 
Von Anfang an ist sie genauso wie 60 andere Portugiesinnen und Portu-
giesen in einem Logistikzentrum eingesetzt, wo sie für die Versandvor-
bereitung der Pakete zuständig ist. Sie mag ihre Arbeit. Die einzige Sache, 
die ihr Sorgen macht, ist die Bezahlung. Obwohl sie laut ihrem Vertrag in 
Vollzeit arbeitet, weiß sie nie, wie viele Stunden ihr in einem Monat zuge-
wiesen werden und kann daher ihre Ausgaben nicht planen. In manchen 
Monaten bekommt sie so wenig Lohn, dass sie sich sogar das Geld für die 
Miete von der Familie leihen muss. Jetzt kommt noch dazu, dass der 
Arbeitgeber Marisa und allen Beschäftigten, die schon genauso lange 
wie Marisa dabei sind, einen Aufhebungsvertrag zur Unterzeichnung vor-
gelegt hat. Er hat versprochen, dass er sie nach drei Monaten wieder ein-
stellen wird. Marisa weiß nicht, was sie tun soll. Sie hat gehört, dass sie kein 
Arbeitslosengeld bekommt, wenn sie selbst den Arbeitsvertrag auflöst.
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1

Arbeitgeber
Was ihre Arbeitsstunden und ihren Lohn betrifft, ist 
Marisa laut ihrem Arbeitsvertrag dazu verpflichtet, 
40 Stunden pro Woche für den Arbeitgeber verfügbar zu 
sein. Der Arbeitgeber hat sich verpflichtet, Marisa für 
40 Arbeitsstunden wöchentlich zu beschäftigen und zu 
bezahlen. Wenn er keinen Einsatz für Marisa hat, hat 
Marisa trotzdem ein Recht auf den vollen Arbeitslohn, 
obwohl sie nicht gearbeitet hat. Das ist der sogenannte 
Garantielohn. Wenn der Arbeitgeber Marisa nicht für 
40 Stunden sondern nur für die Stunden bezahlt, die 
sie faktisch gearbeitet hat, verletzt er seine arbeitsrecht-
lichen Verpflichtungen.

Damit Marisa ihren Garantielohn erhält, muss sie ihn 
vom Arbeitgeber selbst einfordern. Keine Behörde macht 
das für sie. Sie kann sich aber an eine gewerkschaftliche 
Beratungsstelle für Arbeitsrecht wenden, wo sie nähere 
Informationen über die Lohneinforderung bekommt.

Die Adressen der Beratungsstellen vor Ort findet Marisa 
online unter:

Spezifische arbeitsrechtliche Beratungsstellen

	 https://www.bema.berlin/

https://www.arbeitundleben.de/
beratungsstellen/beratungsstellen

https://www.faire-mobilitaet.de/
beratungsstellen

Eine Übersicht aller Beratungsstellen nach thematischem 
Schwerpunkt sowie auch nach Sprache findet Marisa 
unter:

	 https://www.eu-gleichbehandlungsstelle.de/
beratungsstellensuche

Wie man den Lohn vom Arbeitgeber einfordert, steht in 
Kapitel 2 „Nichtauszahlung des Lohnes“.

Den Aufhebungsvertrag muss und sollte Marisa aus 
zwei Gründen nicht unterzeichnen:

(1) Nach 18 Monaten der Beschäftigung muss Marisa vom 
Logistikzentrum dauerhaft übernommen werden. Ihr 
Arbeitgeber (die Zeitarbeitsfirma) versucht, dies zu umge-
hen, indem er den Vertrag für drei Monate unterbricht.

(2) Wenn Marisa den Aufhebungsvertrag unterzeichnet, 
verliert sie nicht nur die Übernahmemöglichkeit bei 
dem Logistikzentrum, sondern muss auch damit rechnen, 
dass sie für bis zu drei Monate keinen Anspruch auf 
Arbeitslosengeld von der Bundesagentur für Arbeit hat.

2

Betriebsrat des 
Verleihers/des Entleihers
Einzelne Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer wie 
Marisa können sich allein nur schwer gegen den Arbeit-
geber durchsetzen. Hierfür gibt es in vielen Firmen den 
von den Beschäftigten gewählten Betriebsrat, der die 
Interessen der gesamten Belegschaft im Betrieb vertritt. 
Falls es in der Zeitarbeitsfirma keinen Betriebsrat gibt, 
kann Marisa sich aber auch an den Betriebsrat des Ent-
leihers, also des Logistikunternehmens, wenden. Der 
Betriebsrat des Logistikzentrums ist für Marisa haupt-
sächlich bei Fragen des Arbeitsplatzes zuständig, z. B. 
zum Arbeits- und Gesundheitsschutz oder zur Verteilung 
der Arbeitszeit. Das Logistikzentrum hat aber auch 
gegenüber Marisa und anderen Leiharbeitnehmerinnen 
und -arbeitnehmern eine Fürsorgepflicht. Der Betriebs-
rat des Logistikzentrums hat zwar keinen direkten 
Einfluss auf den Verleiher (die Zeitarbeitsfirma), wenn 
es beispielsweise darum geht, den Garantielohn aus-
zuzahlen. Er kann jedoch mit dem Hinweis auf die 
Fürsorgepflicht dahingehend auf den eigenen Arbeit-
geber einwirken, dass dieser sich bei der Zeitarbeitsfirma 
für die korrekte Entlohnung der Leiharbeitskräfte 
einsetzt.

https://www.bema.berlin/
https://www.arbeitundleben.de/beratungsstellen/beratungsstellen
https://www.arbeitundleben.de/beratungsstellen/beratungsstellen
https://www.faire-mobilitaet.de/beratungsstellen
https://www.faire-mobilitaet.de/beratungsstellen
https://www.eu-gleichbehandlungsstelle.de/eugs-de/eu-buerger/beratungsstellen-suche
https://www.eu-gleichbehandlungsstelle.de/eugs-de/eu-buerger/beratungsstellen-suche
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3

Arbeitgebernahe 
Schlichtungsstellen
Die meisten Zeitarbeitsunternehmen in Deutschland 
sind Mitglied in einem der beiden größten Arbeit-
geberverbände der Branche: dem Bundesarbeitgeber-
verband der Personaldienstleister e.V. (BAP) oder dem 
Interessenverband Deutscher Zeitarbeitsunternehmen 
e.V. (iGZ). Die Verbände vertreten die Interessen ihrer 
Mitglieder, verhandeln die tariflichen Bedingungen der 
Beschäftigung in der Zeitarbeit und bekennen sich zu 
fairen Arbeitsbedingungen, zur Einhaltung von Gesetzen 
und Arbeitsschutz sowie zu ethischen Standards. Diese 
Handlungsprinzipien sind im Verhaltens- bzw. Ethik-
kodex festgehalten. Marisa kann in ihrem Arbeitsvertrag 
nachschauen, ob ihr Arbeitgeber einem der beiden 
Verbände angehört. Falls dies der Fall ist, kann Marisa 
sich an den zuständigen Verband wenden und ihren 
Fall dort schildern. Der Arbeitgeberverband kann dann 
vermitteln und eine Einigung herbeiführen und den 
Arbeitgeber von weiteren Vertragsverletzungen abhalten.

Wenn die Zeitarbeitsfirma Mitglied des iGZ ist, kann 
sich Marisa an die Kontakt- und Schlichtungsstelle 
(KuSS) wenden unter:

kontakt@kuss-zeitarbeit.de 
oder Telefon: 030 25762847

Bei der BAP wurde keine Schlichtungsstelle eingerichtet, 
trotzdem ist es empfehlenswert, sich in solchen Fällen 
schriftlich an den Verband zu wenden:

Bundesarbeitgeberverband der Personaldienstleister 
e.V. (BAP) 
Universitätsstraße 2-3a 
10117 Berlin

4

Bundesagentur für Arbeit
Die Vorenthaltung des Garantielohnes ist ein Verstoß 
gegen § 615 des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) und 
das Arbeitnehmerüberlassungsgesetz AÜG (§ 11 Abs. 
4 Satz 2). Der Versuch, die Übernahme von Marisa und 
anderen Mitarbeitern durch den Entleiher zu verhindern, 
verstößt gegen die Zielsetzung des § 1 Abs. 1b AÜG.

Diese Verstöße kann Marisa bei der Arbeitsagentur 
melden, die dem Arbeitgeber die Erlaubnis zur Arbeit-
nehmerüberlassung erteilt hat. Es gibt in Deutschland 
drei Arbeitsagenturen, die für die Erteilung der AÜG-
Erlaubnis zuständig sind: in Nürnberg, Kiel und Düssel-
dorf. Welche Agentur zuständig ist, hängt davon ab, wo 
sich der Firmensitz des Verleihunternehmens befindet:

Agentur zuständig für Kontakt

Agentur für Arbeit Nürnberg
90300 Nürnberg

Baden-Württemberg, 
Bayern, Rheinland-Pfalz, 
Saarland

Telefon: 0911 529-4343
Fax: 0911 529-4004343
Nuernberg.091-ANUE@arbeitsagentur.de
Mo–Fr: 8–13 Uhr / zusätzlich Do.: 13–16 Uhr

Agentur für Arbeit Kiel
24131 Kiel

Berlin, Brandenburg, 
Bremen, Hamburg, 
Mecklenburg-
Vorpommern, 
Niedersachsen, Sachsen, 
Sachsen-Anhalt, 
Schleswig-Holstein, 
Thüringen

Telefon: 0431 709-1010
Fax: 0431 709-1011
Kiel.091-ANUE@arbeitsagentur.de
Mo–Fr: 8–13 Uhr / zusätzlich Do.: 13–16 Uhr

Agentur für Arbeit Düsseldorf
40180 Düsseldorf

Hessen, 
Nordrhein-Westfalen

Telefon: 0211 692-4500
Fax: 0211 692-4501
Duesseldorf.091-ANUE@arbeitsagentur.de
Mo–Fr: 8–13 Uhr / zusätzlich Do.: 13–16 Uhr

mailto:kontakt%40kuss-zeitarbeit.de?subject=
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Die zuständige Arbeitsagentur kann den Arbeitgeber 
aufgrund Marisas Beschwerde überprüfen. Wenn dabei 
Gesetzesverstöße festgestellt werden, muss die Zeit-
arbeitsfirma mit Geldbußen rechnen oder es kann ihr 
sogar verboten werden, weiter als Zeitarbeitsfirma tätig 
zu sein. Wichtig ist es, dass Marisa die Situation in dem 
Beschwerdeschreiben genau schildert und Beweise bei-
fügt, z. B. den Arbeitsvertrag und Lohnabrechnungen. 

Arbeitsrechtliche Beratungsstellen können helfen, eine 
solche Beschwerde vorzubereiten (s. Schritt 1). Die 
Chancen für eine Bestrafung des Arbeitgebers steigen, 
wenn auch andere Betroffene sich der Beschwerde 
anschließen. Nach Abgabe der Beschwerde erhält Marisa 
üblicherweise keine Auskunft, wie das Ergebnis der 
Prüfung durch die Agentur für Arbeit ausfällt.

5

Finanzkontrolle 
Schwarzarbeit (FKS)
Durch die Vorenthaltung des Garantielohnes wird zum 
einen gegen die Pflicht verstoßen, den Mindestlohn 
zu zahlen, und zum anderen werden die Sozialver-
sicherungsbeiträge vorenthalten. Aus diesem Grund 
kann Marisa auch eine Anzeige bei der Finanzkontrolle 
Schwarzarbeit erstatten, die dazu führen kann, dass die 
Firma überprüft und bei Fehlverhalten bestraft wird:

	 http://www.zoll.de/DE/Service/
Dienststellensuche/FKS/Schritt_02/_function/
Dienststellenfinder_Anliegen_FKS_Formular.html

6

Entleiher
Wenn Marisa länger als 18 Monate bei dem Logistik-
zentrum arbeitet, wird der Arbeitsvertrag zwischen ihr 
und der Zeitarbeitsfirma unwirksam. An dieser Stelle 
entsteht automatisch ein unbefristetes Arbeitsverhältnis 
zwischen Marisa und dem Logistikzentrum.

	 Vorsicht! Im neuen Arbeitsverhältnis werden 
bestimmte Fristen wieder auf null gestellt. Zum 
Beispiel wird Marisa der gesetzliche Kündigungs-
schutz beim Logistikzentrum erst nach 6 Monaten 
ab Übernahme zuteil. Die Einsatzzeiten im Logis-
tikzentrum aus der Vorbeschäftigung bei der 
Zeitarbeitsfirma werden nicht angerechnet.

http://www.zoll.de/DE/Service/Dienststellensuche/FKS/Schritt_02/_function/Dienststellenfinder_Anliegen_FKS_Formular.html
http://www.zoll.de/DE/Service/Dienststellensuche/FKS/Schritt_02/_function/Dienststellenfinder_Anliegen_FKS_Formular.html
http://www.zoll.de/DE/Service/Dienststellensuche/FKS/Schritt_02/_function/Dienststellenfinder_Anliegen_FKS_Formular.html
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Scheinselbständigkeit

Fallbeispiel 
Ricardo aus Italien ist ein ausgebildeter Trockenbauarbeiter. Trotz seiner 
Qualifikation und langjähriger Berufserfahrung ist es für ihn schwierig, 
eine unbefristete Vollzeitstelle zu finden. Zuletzt hatte er einen Probe-
arbeitsvertrag mit einer Baufirma abgeschlossen. Nach einem Monat 
hat ihm sein Chef gesagt, dass er ihn zukünftig nur „mit Gewerbe“, also 
als Selbständigen, beschäftigen kann. Deshalb hat der Chef bereits ein 
Gewerbe für Ricardo angemeldet. Ricardo arbeitet wie bisher von 7 Uhr 
bis 16 Uhr, bekommt 8 € pro Stunde auf die Hand und sein Chef sagt 
ihm jeden Tag genau, was zu tun ist. Er kontrolliert auch, ob Ricardo seine 
Arbeit gut ausführt. Vor einigen Tagen hat Ricardo die Grippe erwischt. 
Sein Chef hat ihm am Telefon gesagt, dass er ihn für die Ausfalltage nicht 
bezahlen wird. Noch schlimmer: Beim Arztbesuch hat sich herausgestellt, 
dass Ricardo nicht mehr krankenversichert ist. Ricardo hat mit Freunden 
über seine Arbeitssituation gesprochen. Diese haben Ricardo davor 
gewarnt, dass er durch die Arbeit mit Gewerbe bei Kontrollen auf der Bau-
stelle Probleme bekommen könnte. Ricardo dachte, dass er völlig legal 
beschäftigt sei. Er versteht seine Situation nicht und will seine Rechte klären.
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1

Beratungsstellen
Durch die Gewerbeanmeldung ist Ricardo formell 
selbständig (und Gewerbetreibender) geworden. Als 
solcher hätte er beim Finanzamt eine Steuernummer 
beantragen und seinem Chef seine Arbeit in Rechnung 
stellen müssen. Er hätte sich zudem selbst kranken-
versichern müssen. Sein Chef hat für Ricardo weder 
Kranken- noch Rentenversicherungsbeiträge gezahlt. 
Darauf haben Gewerbetreibende auch keinen Anspruch, 
ebenso wenig auf Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall, 
Tariflohn und Urlaub. In Ricardos Fall spricht jedoch 
einiges dafür, dass es sich um keine echte Selbstän-
digkeit, sondern um eine sogenannte„Scheinselb-
ständigkeit“ handelt, er also in Wahrheit weiterhin 
Arbeitnehmer in der Baufirma ist. Sonst müsste er als 
Selbständiger die Freiheit haben, zu entscheiden, für 
wen er Aufträge ausführt. Er müsste selbst bestimmen 
können, wann er zur Baustelle kommt und wann er 
sie verlässt. Sein Chef dürfte ihm keine Anweisungen 
geben, wie er seine Arbeit auszuführen hat. Normaler-
weise müsste Ricardo auch eigenes Werkzeug besitzen, 
um die Arbeiten auszuführen. Das alles trifft im Fall 
von Ricardo nicht zu. Hinzu kommt, dass man die gleiche 
Arbeit beim gleichen Arbeitgeber nicht zunächst mit 
einem Arbeitsvertrag und anschließend als Gewerbetrei-
bender ausführen darf. Es ist daher sehr wahrscheinlich, 
dass Ricardo nur zum Schein ein Gewerbe ausüben sollte 
und in Wahrheit ein Arbeitnehmer ist.

Für die erste Einschätzung seines Status kann Ricardo 
eine von vielen Checklisten zum Thema Scheinselbstän-
digkeit nutzen, die online zu finden sind:

	 https://www.handwerk-magazin.de/
scheinselbststaendigkeit/383/95/download

Um die grundlegenden Informationen über seinen Status 
zu bekommen, kann sich Ricardo an eine arbeitsrecht-
liche Beratungsstelle wenden:

Spezifische arbeitsrechtliche Beratungsstellen:

	 https://www.bema.berlin/

https://www.arbeitundleben.de/
beratungsstellen/beratungsstellen

https://www.faire-mobilitaet.de/
beratungsstellen

Eine Übersicht aller Beratungsstellen nach themati-
schem Schwerpunkt sowie auch nach Sprache findet 
Ricardo hier:

	 https://www.eu-gleichbehandlungsstelle.de/
beratungsstellensuche

Dort erfährt er auch, welche Rechte er als Scheinselb-
ständiger hat. Eine Beratungsstelle kann jedoch nicht 
verbindlich feststellen, ob Ricardo scheinselbständig – 
also nach objektiven Kriterien ein Arbeitnehmer – ist. 
Dazu sind bestimmte Institutionen befugt, wie die 
Deutsche Rentenversicherung, Finanzämter und 
Arbeitsgerichte.

2

Clearingstelle 
der Deutschen 
Rentenversicherung
Ricardo kann seinen Status als sozialversicherungs-
pflichtiger Arbeitnehmer durch die Clearingstelle der 
Deutschen Rentenversicherung feststellen lassen. 
Sie ist die Prüfstelle für Fragen des sozialversicherungs-
rechtlichen Status von Personen. Dafür muss Ricardo 
ein Formular ausfüllen, das er sich auf der Website der 
Deutschen Rentenversicherung herunterladen kann:

	 Das Formular zur Feststellung als Sozialversi-
cherter Arbeitnehmer findet Ricardo im Anhang 
unter Anlage XVI auf Seite 122.

Beim Ausfüllen kann eine Beratungsstelle:

	 https://www.eu-gleichbehandlungsstelle.de/
eugs-de/eu-buerger/beratungsstellen-suche

oder eine Kontaktstelle der Deutschen Rentenver-
sicherung helfen. Dann muss Ricardo den Antrag bei 
folgender Adresse einreichen:

Deutsche Rentenversicherung  
Bund Clearingstelle für sozialversicherungsrechtliche  
Statusfragen 
10704 Berlin

Zur Prüfung des Status benötigt die Clearingstelle der 
Deutschen Rentenversicherung etwa vier Wochen. 
Danach bekommt Ricardo einen schriftlichen Bescheid.

Wenn die Clearingstelle bestätigt, dass Ricardo eigentlich 
als Arbeitnehmer und nicht als Selbständiger beschäftigt 
war, muss sein Arbeitgeber sämtliche Beiträge (sowohl 
den Arbeitgeber- als auch den Arbeitnehmeranteil) für 
alle Sozialversicherungen nachzahlen, also für Kranken-, 
Pflege-, Arbeitslosen- und Rentenversicherung. Dies ist 
z. B. wichtig für Ricardos Anspruch auf Altersrente oder 
Arbeitslosengeld. Die Berechnungsgrundlage für die 
Beiträge ist der Baumindestlohn.

https://www.handwerk-magazin.de/scheinselbststaendigkeit/383/95/download
https://www.handwerk-magazin.de/scheinselbststaendigkeit/383/95/download
https://www.bema.berlin/
https://www.arbeitundleben.de/beratungsstellen/beratungsstellen
https://www.arbeitundleben.de/beratungsstellen/beratungsstellen
https://www.faire-mobilitaet.de/beratungsstellen
https://www.faire-mobilitaet.de/beratungsstellen
https://www.eu-gleichbehandlungsstelle.de/eugs-de/eu-buerger/beratungsstellen-suche
https://www.eu-gleichbehandlungsstelle.de/eugs-de/eu-buerger/beratungsstellen-suche
https://www.eu-gleichbehandlungsstelle.de/eugs-de/eu-buerger/beratungsstellen-suche
https://www.eu-gleichbehandlungsstelle.de/eugs-de/eu-buerger/beratungsstellen-suche
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Sofern Ricardo bei seinem Arbeitgeber beschäftigt 
bleibt, darf der Arbeitgeber einen Teil der Sozialver-
sicherungsbeiträge vom Arbeitslohn abziehen, aber nur 
bei den drei monatlichen Lohnzahlungen, nachdem 
die Rentenversicherung seinen Status als Arbeitnehmer 
festgestellt hat. Und der Arbeitgeber darf Sozialversi-
cherungsbeiträge nur in der Höhe abziehen, die monat-
liche Pfändungsfreigrenze (1.179,99 € Stand 2020) 
überschreiten. Die Pfändungsfreigrenze ist ein Betrag, 
der Ricardo von dem Lohn nicht abgezogen werden darf, 
diese Summe braucht man nämlich für die Sicherung 
der Existenz. Wenn Ricardo beispielsweise 1.800 € 
netto verdient, bleiben 1.179,99 € geschützt. Der Arbeit-
geber darf also maximal 620,01 € einbehalten.

Falls Ricardo nicht mehr weiter in der Baufirma 
arbeitet, kann der Arbeitgeber diese Beiträge nicht 
von ihm fordern. In diesem Fall muss er den gesamten 
Versicherungsbeitrag an die Sozialversicherung 
zahlen, also sowohl den Arbeitgeber- als auch den 
Arbeitnehmeranteil.

3

Arbeitsgericht
Als eigentlicher Arbeitnehmer, der nur zum Schein selb-
ständig ist, hatte Ricardo mit Beginn des Arbeitsverhält-
nisses alle Rechte eines „normalen“ Arbeitnehmers, also 
auch den Anspruch auf den tarifvertraglichen Mindest-
lohn für Fachwerker in Höhe von 15,40 € brutto (West, 
Stand Oktober 2020) sowie den Anspruch auf Lohnfort-
zahlung im Krankheitsfall.

Sein Chef erkennt die Entscheidung der Clearingstelle 
und die daraus resultierenden Rechte allerdings nicht 
an und will sie Ricardo als einem selbständigen Gewer-
betreibenden nicht gewähren. Um seine Rechte geltend 
zu machen, kann Ricardo beim Arbeitsgericht klagen, um 
das Arbeitsverhältnis feststellen zu lassen. Nur so kann 
er seine Rechte auch durchsetzen. Informationen zu 
diesem Verfahren stehen in Kapitel 2.

4

Krankenkasse
Zwar hat Ricardo als vermutlich Scheinselbständiger – 
und damit als Arbeitnehmer – das Recht, über seinen 
Arbeitgeber krankenversichert zu sein. Die Klärung 
seines Status kann aber mehrere Wochen in Anspruch 
nehmen. In dieser Zeit wäre Ricardo nicht krankenver-
sichert. Die Krankenkasse kann ihm für diese Zeit 
Beiträge und hohe Säumniszuschläge wegen des unge-
klärten Krankenversicherungsstatus berechnen. Aus 
diesem Grund ist es empfehlenswert, dass Ricardo die 
Krankenkasse über die Aufnahme der selbständigen 
Tätigkeit informiert und sich der freiwilligen Kranken-
versicherung für Selbständige anschließt. Zurzeit 
beträgt der niedrigste Krankenversicherungsbeitrag 
ca. 150 € pro Monat.

Deutschlandweit gibt es Stellen, die Personen auch 
ohne Krankenversicherung im akuten Fall medizinisch 
versorgen. Diese Versorgung ist aber auf ein Minimum 
beschränkt und ist keinesfalls einer Anmeldung bei der 
Krankenkasse vorzuziehen. Die genaue Information 
über solche Stellen kann Ricardo bei den sozialen Bera-
tungsstellen bekommen:

	 https://www.eu-gleichbehandlungsstelle.de/
beratungsstellensuche

Falls die Krankenkasse feststellt, dass Ricardo tatsächlich 
scheinselbständig war, muss sein Arbeitgeber die 
Beiträge zur Krankenversicherung nachzahlen. Ricardo 
würden dann seine bereits gezahlten Beiträge erstattet 
werden.

https://www.eu-gleichbehandlungsstelle.de/eugs-de/eu-buerger/beratungsstellen-suche
https://www.eu-gleichbehandlungsstelle.de/eugs-de/eu-buerger/beratungsstellen-suche
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5

Finanzamt
In jeden Fall muss Ricardo seine Einkünfte beim Finanz-
amt melden. Er sollte nachträglich eine Steuernummer 
beantragen und Rechnungen an seinen Arbeitgeber für 
seine Arbeitsleistungen ausstellen.

Durch die Gewerbeanmeldung ist er als formell Selb-
ständiger verpflichtet, im nächsten Jahr eine Steuerer-
klärung abzugeben. Wenn Ricardo dies nicht (rechtzeitig) 
macht, droht ihm ein Verspätungszuschlag oder sogar 
ein Zwangsgeld. Dafür würde die Steuer, die Ricardo ent-
richten muss, geschätzt. Das kann für ihn ungünstig sein.

Wenn das Finanzamt Ricardos Arbeitgeber nachweisen 
könnte, dass er die Steuer für seinen Lohn bewusst oder 
leichtfertig nicht abgeführt hat, müsste der Arbeitgeber 
die Steuer für Ricardo nachzahlen. Dafür sollte sich 
Ricardo bei einer spezialisierten Stelle, einem Steuerbe-
rater oder einer Fachanwältin für Steuerrecht, beraten 
lassen.

 

6

Gewerbeamt
Sobald die Clearingstelle festgestellt hat, dass Ricardo 
scheinselbständig war, endet auch seine gewerbliche 
Tätigkeit. Das heißt, dass Ricardo spätestens dann auch 
sein Gewerbe abmelden muss. Am besten macht er 
das mithilfe dieses Formulars:

	 Den Antrag auf Gewerbeabmeldung findet 
Ricardo im Anhang unter Anlage XVII auf 
Seite 129.

7

Finanzkontrolle 
Schwarzarbeit (FKS)
Scheinselbständigkeit ist strafbar. Der Chef von Ricardo 
könnte sich strafbar gemacht haben, weil er keine 
Beiträge zur Kranken-, Renten- und Sozialversicherung 
abgeführt hat. Ricardo kann ihn deshalb bei dem für 
den Sitz der Baufirma zuständigen Standort der Finanz-
kontrolle Schwarzarbeit anzeigen. Die Finanzkontrolle 
Schwarzarbeit ist eine Behörde, die Arbeitgeber kontrol-
liert und u. a. prüft, ob diese die Sozialbeiträge für die 
Beschäftigten korrekt abführen.

	 https://www.zoll.de/DE/Service/
Dienststellensuche/FKS/Schritt_02/
dienststellenfinder_node.html

Der Chef kann mit einem Bußgeld oder sogar Freiheits-
strafe bestraft werden.

Zuvor sollte sich Ricardo von einem Rechtsanwalt 
beraten lassen, weil das Risiko besteht, dass die Finanz-
kontrolle Schwarzarbeit auch sein Handeln überprüfen 
und strafrechtlich verfolgen könnte.

Ricardo kann sich persönlich bei der Finanzkontrolle 
Schwarzarbeit melden, eine Anzeige erstatten und eine 
Aussage machen. Wenn das nicht möglich ist, kann er 
auch online eine Mitteilung abgeben:

	 https://www.zoll.de/DE/Kontakt/Meldung_
FKS/kontakt_node.html

Zur effizienten Überprüfung und Bearbeitung des Falls, 
braucht die FKS möglichst viele Informationen. Daher 
sollte Ricardo Angaben zur Dauer des Beschäftigungs-
verhätnisses, der täglichen Arbeitszeit, den erhaltenen 
Beträgen, Zeugen usw. machen.

https://www.zoll.de/DE/Service/Dienststellensuche/FKS/Schritt_02/dienststellenfinder_node.html
https://www.zoll.de/DE/Service/Dienststellensuche/FKS/Schritt_02/dienststellenfinder_node.html
https://www.zoll.de/DE/Service/Dienststellensuche/FKS/Schritt_02/dienststellenfinder_node.html
https://www.zoll.de/DE/Kontakt/Meldung_FKS/kontakt_node.html
https://www.zoll.de/DE/Kontakt/Meldung_FKS/kontakt_node.html
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Schwarzarbeit

Fallbeispiel 
Dona Victoria ist aus einem Dorf in der Nähe von Cluj (Rumänien) nach 
Deutschland gereist. Das Jobangebot, das Florin ihr gemacht hat, 
war eine lange Reise wert: Arbeit mit Papieren in einer Fleischfabrik 
in Deutschland, organisierte Anreise, Unterbringung beim Arbeitgeber 
und nicht zuletzt 1.200 € monatlich auf die Hand. Vor Ort hat sich her-
ausgestellt, dass sie bei einem großen Fleischproduzent arbeiten wird, 
dessen Dosenfleisch sogar in Rumänien verkauft wird.

Florin hat sie in ihrem Heimatdorf kennengelernt, wo er über ihre Kirchen-
gemeinde Arbeiterinnen und Arbeiter gesucht hat. In Deutschland hat 
Florin Dona Victoria ihren Arbeitsausweis gegeben, ihr die Unterkunft 
gezeigt und die Arbeit erklärt. Er war es auch, der Dona Victoria immer 
am Ende des Monats den Lohn bar in einem Umschlag übergeben hat. 
Einen schriftlichen Arbeitsvertrag hat Dona Victoria jedoch nicht erhal-
ten. Sie bekommt auch nie Lohnabrechnungen oder andere Dokumente 
von Florin. Sie weiß nicht, ob sie versichert ist und zum Arzt gehen kann. 
Sie hat Florin nach dem Vertrag und der Krankenversicherung gefragt, aber 
ohne Erfolg. Sie fragt sich, ob sie legal beschäftigt ist.
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1

Arbeitgeber
In Deutschland ist der Arbeitgeber verpflichtet, der 
Arbeitnehmerin die Beschäftigungsbedingungen 
(u. a. Vergütung, Arbeitszeit, Dauer des Vertrages etc.) 
schriftlich zu bestätigen. Dies geschieht üblicherweise 
in einem Arbeitsvertrag. Dafür hat der Arbeitgeber ab 
Arbeitsbeginn einen Monat Zeit. 

Normalerweise bekommen alle Beschäftigten einen 
schriftlichen Arbeitsvertrag. Dass Dona Victoria ihn nicht 
bekommen hat, bedeutet nicht, dass sie illegal beschäf-
tigt ist. Ob eine Arbeit legal ist, hängt davon ab, ob der 
Arbeitgeber sie zur Sozialversicherung gemeldet hat 
und Sozialversicherungsbeiträge zahlt. Die Sozialabgaben 
müssen vom Bruttobetrag des Lohnes abgeführt werden.

Berechnung der Sozialabgaben:

1.200 € netto = ca. 1.650,63 € brutto
Florin sollte die Sozialabgaben vom Bruttobetrag 
1.650,63 € zahlen.

Ein Beschäftigungsverhältnis ohne schriftlichen Arbeits-
vertrag ist aber untypisch und könnte ein Anzeichen 
dafür sein, dass Florin sie nicht ordnungsgemäß zur 
Sozialversicherung gemeldet hat. Auch dass er ihr den 
Lohn bar auszahlt, ist an sich nicht verboten. Es kommt 
allerdings in der Praxis selten vor und könnte für Dona 
Victoria auch ein Anzeichen für Schwarzarbeit sein.

Um die Situation zu klären, sollte Dona Victoria Florin 
auffordern, ihr den schriftlichen Arbeitsvertrag zu 
geben. Sie sollte ihn auch nach der Meldebescheinigung 
zur Sozialversicherung fragen. Der Arbeitgeber muss 
sie mit der ersten Lohnzahlung zur Sozialversicherung 
anmelden, spätestens aber sechs Wochen nach 
Arbeitsaufnahme.

Die Meldung zur Sozialversicherung erfolgt in Deutsch-
land über die Krankenkasse. Florin muss also alle 
versicherungsrelevanten Daten von Dona Victoria der 
Krankenkasse melden. Wenn sie noch nie in Deutsch-
land gearbeitet hat, muss Florin Dona fragen, bei welcher 
Krankenkasse sie versichert sein will. Wenn ausländische 
Beschäftigte zum ersten Mal Arbeit in Deutschland 
aufnehmen, wählen ihre Arbeitgeber die Krankenkasse 
oftmals für sie ohne zu fragen. Das ist nicht korrekt, 
kommt aber häufig vor. Florin müsste in diesem Fall 
Dona Victoria sagen, in welcher Krankenkasse er sie 
versichert hat.

2

Krankenkasse
Nach der Anmeldung schickt die Krankenkasse Dona 
Victoria die Versichertenkarte zu, mit der sie zum Arzt 
gehen kann. Erhält sie keine Versichertenkarte, obwohl 
sie eine Versicherung gewählt hat, kann sie die Kranken
kasse kontaktieren und fragen, ob sie tatsächlich 
angemeldet wurde. Diese Auskunft kann sie telefonisch 
oder persönlich bekommen. Bei der Klärung dieser 
Frage kann sie eine Beratungsstelle für Migrantinnen 
und Migranten unterstützen:

	 https://www.eu-gleichbehandlungsstelle.de/
eugs-de/eu-buerger/beratungsstellen-suche

Wurde Dona Victoria nicht von Florin versichert, so 
muss sie selbst eine Krankenkasse für sich wählen. 
Es ist ausreichend, dass sie die Krankenkasse darüber 
informiert, dass sie eine sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigung aufgenommen hat.

Die Liste aller Krankenkassen findet sie u. a. auf dieser 
Website:

	 https://www.krankenkassen.
de/gesetzliche-krankenkassen/
krankenkassen-liste/

Die Angebote der Krankenkassen sind unterschiedlich. 
Die Kassen haben verschiedene Bonusprogramme und 
Zusatzleistungen. Sie unterscheiden sich auch durch 
die Beratungsformen (persönlich vor Ort, telefonisch, per 
E-Mail). Manche Krankenkassen bieten Beratung in 
verschiedenen Fremdsprachen an. Dona Victoria kann 
die Krankenkasse, der sie beitritt, nicht einfach jederzeit 
wechseln. Aus diesem Grund sollte sie sich vor der Kran-
kenkassenwahl gründlich über das Angebot informieren. 
Dabei können Beratungsstellen für Migrantinnen und 
Migranten sie unterstützen.

Über die Wahl ihrer Krankenkasse muss Dona Victoria 
Florin benachrichtigen. Wenn Florin die Sozialabgaben 
bei der gewählten Krankenkasse nicht zahlt, fordert 
die Krankenkasse sie von Florin ein. Wenn Dona Victoria 
nachweisen kann, dass sie in einem Arbeitsverhältnis 
mit Florin steht, muss die Lücke in der Krankenversiche-
rung von der Krankenkasse geschlossen werden. Sie 
sollte daher bei der Krankenkasse Angaben über ihre 
Beschäftigung machen, v.a. wann sie die Arbeit auf-
genommen hat, wie viel Entgelt sie bekommen hat und 
Belege dafür vorlegen.

https://www.eu-gleichbehandlungsstelle.de/eugs-de/eu-buerger/beratungsstellen-suche
https://www.eu-gleichbehandlungsstelle.de/eugs-de/eu-buerger/beratungsstellen-suche
https://www.krankenkassen.de/gesetzliche-krankenkassen/krankenkassen-liste/
https://www.krankenkassen.de/gesetzliche-krankenkassen/krankenkassen-liste/
https://www.krankenkassen.de/gesetzliche-krankenkassen/krankenkassen-liste/
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3

Nachunternehmen
Sofern Dona Victoria nach Rücksprache mit Florin und 
der Krankenkasse feststellt, dass Florin keine Sozialver-
sicherungsbeiträge für sie gezahlt hat, kann sie sich an 
den Dosenfleischproduzenten wenden, bei dem sie die 
Arbeit ausführt.

In Deutschland fallen die Beschäftigten in der Fleisch-
verarbeitung, im Bau sowie in der Paket- und Kurierbran-
che unter besonderen Schutz, wenn der Arbeitgeber 
keine Sozialversicherungsbeiträge gezahlt hat. Obwohl 
die Fleischfabrik nicht der direkte Arbeitgeber von Dona 
Victoria ist, muss sie die Sozialversicherungsbeiträge 
zahlen, wenn Florin dies versäumt hat. Als Auftraggeber 
von Florin ist sie dazu gesetzlich verpflichtet (die soge-
nannte Nachunternehmerhaftung).

Dona Victoria kann sich an eine gewerkschaftliche 
Beratungsstelle für ausländische Beschäftigte wenden. 
Dort bekommt sie Unterstützung, um die Fabrik dazu 
aufzufordern, die Sozialbeiträge zu bezahlen.

Spezifische arbeitsrechtliche Beratungsstellen:

	 https://www.bema.berlin/

https://www.arbeitundleben.de/
beratungsstellen/beratungsstellen

https://www.faire-mobilitaet.de/
beratungsstellen

Eine Übersicht aller Beratungsstellen nach themati-
schem Schwerpunkt sowie auch nach Sprache findet 
Dona Victoria unter:

	 https://www.eu-gleichbehandlungsstelle.de/
beratungsstellensuche

Die Fabrik sollte dann selbst die Sozialversicherungs-
beiträge zahlen oder Einfluss auf Florin nehmen, damit 
er die offenen Beiträge nachzahlt. Die Fabrik haftet 
allerdings nicht, wenn Florin nachweisen kann, dass 
er seine Beschäftigten ordnungsgemäß zur Sozialver-
sicherung angemeldet hat. Dieses Papier nennt sich 
Unbedenklichkeitsbescheinigung. In dem Fall muss 
Florin aber immer noch selbst die Beiträge zahlen. Für 
Beschäftigte vieler Branchen (außer der Fleischver-
arbeitung, dem Bau und der Paket- und Kurierbranche) 
gibt es die Nachunternehmerhaftung für die Sozialver-
sicherungsbeiträge nicht. Sie müssen am besten mit 
Hilfe eines Anwalts ihren Arbeitgeber auffordern, ihre 
Sozialversicherungsbeiträge zu zahlen.

4

Finanzamt
Florin ist auch verpflichtet, Dona Victoria beim Finanz-
amt anzumelden und die Lohnsteuer für sie abzuführen. 
Dona Victoria kann beim zuständigen Finanzamt nach-
fragen, ob sie angemeldet wurde. Sollte sich herausstel
len, dass der Arbeitgeber dies versäumt hat, muss die 
Lohnsteuer nachgezahlt werden. Dafür haften Dona 
Victoria und Florin zusammen. Das Finanzamt kann 
entscheiden, von wem es die Nachzahlung der Lohn-
steuer verlangt. Dona Victoria wusste nicht, dass Florin 
die Lohnsteuer nicht gemeldet hat. Unter solchen 
Umständen wird das Finanzamt normalerweise erst von 
Florin die Lohnsteuer verlangen. Bemessungsgrundlage 
der fälligen Lohnsteuer ist der Bruttolohn von 1.650,63 € 
(berechnet auf Grundlage der Nettolohnzahlung von 
1.200,00 €).

5

Finanzkontrolle 
Schwarzarbeit (FKS)
Die Finanzkontrolle Schwarzarbeit ist eine Behörde, 
die Arbeitgeber kontrolliert und u. a. prüft, ob diese die 
Sozialbeiträge für die Beschäftigten korrekt abführen. 
Für die Prüfung des Falls von Dona Victoria ist die FKS 
in der Region zuständig, in welcher Florin seine Firma 
registriert hat.

Dona Victoria weiß nicht, wo Florins Firma registriert 
ist, daher sollte sie sich an die FKS ihres Arbeitsortes 
wenden. Die Anschrift kann sie im Internet ermitteln:

	 https://www.zoll.de/DE/Service/
Dienststellensuche/FKS/Schritt_02/_function/
Dienststellenfinder_Anliegen_FKS_Formular.html

Dona Victoria kann sich persönlich bei der FKS melden, 
eine Anzeige erstatten und eine Aussage machen. Wenn 
das nicht möglich ist, kann sie auch online eine Mittei-
lung abgeben:

	 https://www.zoll.de/DE/Kontakt/Meldung_
FKS/kontakt_node.html

Zur effizienten Überprüfung und Bearbeitung des Falls, 
braucht die FKS möglichst viele Informationen. Daher 
sollte Dona Victoria Angaben zur Dauer des Beschäfti-
gungsverhätnisses, der täglichen Arbeitszeit, den erhal-
tenen Beträgen, Zeugen usw. machen.

https://www.bema.berlin/
https://www.arbeitundleben.de/beratungsstellen/beratungsstellen
https://www.arbeitundleben.de/beratungsstellen/beratungsstellen
https://www.faire-mobilitaet.de/beratungsstellen
https://www.faire-mobilitaet.de/beratungsstellen
https://www.eu-gleichbehandlungsstelle.de/eugs-de/eu-buerger/beratungsstellen-suche
https://www.eu-gleichbehandlungsstelle.de/eugs-de/eu-buerger/beratungsstellen-suche
https://www.zoll.de/DE/Service/Dienststellensuche/FKS/Schritt_02/_function/Dienststellenfinder_Anliegen_FKS_Formular.html
https://www.zoll.de/DE/Service/Dienststellensuche/FKS/Schritt_02/_function/Dienststellenfinder_Anliegen_FKS_Formular.html
https://www.zoll.de/DE/Service/Dienststellensuche/FKS/Schritt_02/_function/Dienststellenfinder_Anliegen_FKS_Formular.html
https://www.zoll.de/DE/Kontakt/Meldung_FKS/kontakt_node.html
https://www.zoll.de/DE/Kontakt/Meldung_FKS/kontakt_node.html
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Die Anzeige von Dona Victoria kann dazu führen, dass 
die FKS prüft und ermittelt. Florin kann dann mit 
einem Bußgeld oder sogar mit einer Freiheitsstrafe für 
Steuer- und Sozialversicherungsbetrug bestraft wer-
den. Das kann Florin auch davon abhalten, in Zukunft 
wieder Menschen illegal zu beschäftigen. Da Florin die 
Sozialversicherungsbeiträge hinterzogen hat, ohne dass 
Dona Victoria davon wusste, muss sie nicht befürchten, 
auch wegen Beihilfe zum Sozialversicherungsbetrug 
angeklagt zu werden. Leider bekommt Dona Victoria 
nach der Anzeige keine näheren Auskünfte zu den Ergeb-
nissen der Ermittlung. 

Dona Victoria sollen grundsätzlich keine Nachteile 
daraus entstehen, dass Florin ihre Sozialversicherungs-
beiträge nicht gezahlt hat. Die Lücken aller Sozial-
versicherungszweige (Renten-, Kranken-, Pflege-, 
Arbeitslosen- und Unfallversicherung) müssen nach 
Bekanntwerden der Vorgänge von der jeweiligen 
Versicherung geschlossen werden. Der Versicherungs-
schutz bleibt vollumfänglich bestehen.
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Zwangsarbeit und 
Arbeitsausbeutung
Fallbeispiel
Daniel hat über eine Internetanzeige eine Agentur in seinem Heimatland 
Rumänien gefunden, welche ihm Arbeit in Deutschland vermitteln wird. 
Dafür muss er 500 € bezahlen. Da er nicht so viel Geld hat, teilt ihm die 
Agentur mit, dass er die Gebühr später abarbeiten kann. In Deutschland 
holt ihn sein neuer Arbeitgeber vom Busbahnhof ab und bringt ihn in eine 
kleine Wohnung, in der bereits andere Männer übernachten. Der Arbeit-
geber überredet Daniel dazu, ihm seine Dokumente zu geben, da sie bei 
ihm sicherer aufbewahrt seien. Für die Unterkunft muss Daniel 300 € 
im Monat bezahlen. Der Arbeitgeber zeigt ihm Unterlagen auf Deutsch, 
die Daniel nicht versteht und sagt, es sei sein Arbeitsvertrag. Nachdem 
Daniel unterschrieben hat, nimmt der Arbeitgeber ihm die Unterlagen 
wieder weg. Er beginnt zu arbeiten: Durchschnittlich zwölf Stunden an 
sieben Tagen die Woche. Der Arbeitgeber fährt ihn jeden Tag zu verschie-
denen Baustellen und bringt ihn zurück, sodass Daniel gar nicht wirklich 
weiß, wo er eigentlich ist oder arbeitet. Er kennt nur den Weg von der 
Unterkunft zum Supermarkt. Am Ende des ersten Monats bekommt er 
kein Geld, mit der Begründung, er müsse erst seine Schulden abbezahlen. 
Am Ende des zweiten Monats wird er erneut vertröstet. Er bekommt ein-
mal 200 €, um sich Essen zu kaufen. Er freundet sich mit zwei weiteren 
Männern aus seiner Unterkunft an, die ihm berichten, sie hätten gerade 
genug Geld bekommen, um zu überleben. Er will kündigen und auszie-
hen und fordert seine Dokumente zurück. Der Arbeitgeber weigert sich 
und droht ihm damit, dass er ihm noch Geld schulde. Außerdem wisse er, 
wo Daniels Familie wohne, die „Besuch“ bekäme, wenn er nicht weiter-
arbeiten würde. Gleichzeitig verspricht er erneut, ihm bald Geld zu geben. 
Daniel kennt niemanden in Deutschland, spricht kein Deutsch, hat kein 
Geld, kennt seine Rechte nicht und hat Angst. Er sieht keine andere Mög-
lichkeit, als weiterzuarbeiten.



63

Zwangsarbeit und Arbeitsausbeutung

Daniel befindet sich in einer Situation, aus der er sich 
nicht ohne weiteres allein befreien kann. Er wurde durch 
Vortäuschung falscher Tatsachen in ein ausbeuterisches 
Arbeitsverhältnis gelockt. Er bekommt so gut wie gar 
kein Geld. Zudem wird ihm gesagt, er habe Schulden. 
Der Arbeitgeber hat ihm damit gedroht, seiner Familie 
im Heimatland etwas anzutun. Darüber hinaus hat er ihm 
sämtliche Dokumente abgenommen, so dass Daniel 
nicht einfach seinen Arbeitgeber verlassen kann.

Dies sind typische Anzeichen für Menschenhandel, 
Zwangsarbeit oder Arbeitsausbeutung. Eine Checkliste 
der Serviestelle gegen Arbeitsausbeutung, Zwangs-
arbeit und Menschenhandel hilft dabei, Anzeichen von 
Zwangsarbeit zu identifizieren und einzuordnen:

	 https://www.servicestelle-gegen-zwangsarbeit.
de/arbeitshilfen/indikatorenliste/

1

Fachberatungsstellen 
für Betroffene von 
Menschenhandel und 
Zwangsarbeit
Als Betroffener von Zwangsarbeit hat Daniel besondere 
Rechte. Insbesondere sind die deutschen Behörden 
verpflichtet, die Zwangssituation als solche zu identi-
fizieren und ihn daraus zu befreien. Gleichzeitig hat er 
auch ein Recht auf Information und Beratung.

Es ist sehr wichtig, dass Daniel als Betroffener erkannt 
und an eine spezialisierte Beratungsstelle verwiesen 
wird oder selbst eine solche Beratungsstelle aufsucht.

Die spezialisierte Beratungsstelle kann ihn unter ande-
rem zu aufenthaltsrechtlichen und sozialrechtlichen 
Fragen beraten, Krisenintervention und psychosoziale 
Beratung leisten und einen Rechtsbeistand vermitteln. 
Sie hilft bei existenziellen Notlagen, kennt Zugänge zu 
medizinscher Versorgung und kann bei Bedarf auch zu 
Hilfsangeboten in den Herkunftsländern informieren. 
Eine spezialisierte Beratungsstelle kann Daniel auch 
dabei unterstützen, eine Unterkunft zu finden. Dies gilt 
für Unionsbürgerinnen und Unionsbürger sowie auch 
für Menschen aus Drittstaaten.

Eine Übersicht aller auf die Themen Arbeitsausbeutung 
und Zwangsarbeit spezialisierten Beratungsstellen 
finden Sie zum Beispiel hier:

	 https://www.servicestelle-gegen-zwangsarbeit.
de/beratungsstellen/

Auch arbeitsrechtliche Beratungsstellen sind in der 
Regel dafür sensibilisiert, Anzeichen von Zwangsarbeit 
und Ausbeutung zu erkennen und den Betroffenen in 
Ihrer prekären Lage zu helfen.

Darüber hinaus gibt es weitere Materialien, die insbe-
sondere Beratungsstellen und Behörden das Erkennen 
von Anzeichen von Zwangsarbeit erleichtern sollen (z. B. 
„Visual Language“):

	 https://www.servicestelle-gegen-zwangsarbeit.
de/wp-content/uploads/2018/material/
praxismaterialien/0_Visual-language_Broschüre_
web.pdf

2

Jobcenter
Daniel ist Unionsbürger und damit freizügigkeitsberech-
tigt. Bei Fragen zur Lebensunterhaltssicherung können 
Daniel die spezialisierten Beratungsstellen für Betroffene 
von Zwangsarbeit weiterhelfen. Grundsätzlich haben 
Unionsbürger, die von Zwangsarbeit betroffen sind, 
Anspruch auf existenzsichernde Leistungen nach dem 
SGB II.

Um einen Anspruch gegenüber dem Jobcenter geltend 
zu machen, ist in der Regel eine Bescheinigung der 
Polizei, des Zolls oder der Staatsanwaltschaft erfor-
derlich, in der der Verdacht auf Arbeitsausbeutung/
Zwangsarbeit/Menschenhandel bestätigt wird. Die 
spezialisierte Beratungsstelle hilft Daniel dabei, diese 
Bescheinigung zu erhalten.

https://www.servicestelle-gegen-zwangsarbeit.de/arbeitshilfen/indikatorenliste/
https://www.servicestelle-gegen-zwangsarbeit.de/arbeitshilfen/indikatorenliste/
https://www.servicestelle-gegen-zwangsarbeit.de/beratungsstellen/
https://www.servicestelle-gegen-zwangsarbeit.de/beratungsstellen/
https://www.servicestelle-gegen-zwangsarbeit.de/wp-content/uploads/2018/material/praxismaterialien/0_Visual-language_Broschu%CC%88re_web.pdf
https://www.servicestelle-gegen-zwangsarbeit.de/wp-content/uploads/2018/material/praxismaterialien/0_Visual-language_Broschu%CC%88re_web.pdf
https://www.servicestelle-gegen-zwangsarbeit.de/wp-content/uploads/2018/material/praxismaterialien/0_Visual-language_Broschu%CC%88re_web.pdf
https://www.servicestelle-gegen-zwangsarbeit.de/wp-content/uploads/2018/material/praxismaterialien/0_Visual-language_Broschu%CC%88re_web.pdf
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3

Polizei/Zoll
Daniel kann sich auch direkt an eine Strafverfolgungs-
behörde wenden, wie z. B. die Polizei oder den Zoll. 
Sinnvoll ist es jedoch immer, davor Kontakt zu einer 
spezialisierten Beratungsstelle aufzunehmen, um sich 
über die Möglichkeiten einer Zusammenarbeit mit den 
zuständigen Strafverfolgungsbehörden zu informieren. 
Die Beratungsstelle hat in der Regel einen zuständigen 
Ansprechpartner bei der Polizei oder beim Zoll, der mit 
der Thematik der Zwangsarbeit vertraut ist.

Daniel sollte sich bewusst sein, dass alle Menschen, die 
in Deutschland arbeiten, dies den Behörden gegen-
über rechtzeitig mitteilen und – wenn sie Arbeitslohn 
beziehen – Steuern und Sozialversicherungsbeiträge 
zahlen müssen. Daniel wurde nicht zur Sozialversiche-
rung angemeldet und es wurden weder Steuern noch 
Sozialversicherungsbeiträge für ihn gezahlt. Das ist in 
Deutschland illegal.

Das Risiko, wegen eines solchen Vergehens bestraft 
zu werden, ist für Daniel allerdings gering. Zeigt ein 
Opfer von Menschenhandel eine von ihm begangene 
Straftat an, kann die Staatsanwaltschaft von der Strafver-
folgung absehen. Nur bei besonders schwerwiegenden 
Straftaten wird die Staatsanwaltschaft auch gegen das 
Opfer selbst vorgehen müssen. Wurde lediglich eine 
Ordnungswidrigkeit begangen, liegt es im Ermessen der 
zuständigen Behörde, ob eine Tat verfolgt bzw. ein 
Bußgeld verhängt wird. 

Auch wenn Daniel als potenzielles Opfer von Menschen-
handel generell nicht verpflichtet ist, mit der Polizei 
oder dem Zoll zu kooperieren, bietet es für ihn doch eher 
Vor- als Nachteile. Außerdem trägt er dadurch dazu bei, 
dass gegen die kriminellen Drahtzieher mit der vollen 
Härte des Gesetzes vorgegangen werden kann.

4

Arbeitgeber
Daniel hat gearbeitet und hat Anspruch seinen Lohn 
auch zu erhalten. Eine arbeitsrechtliche Beratungsstelle 
kann Daniel dabei unterstützen, den Lohn für seine 
Arbeit zu bekommen. Dafür wird sie den Arbeitgeber 
kontaktieren und Daniel bei der Suche nach einem 
Anwalt unterstützen, falls er vor ein Arbeitsgericht zie-
hen muss. Die genauen Schritte wurden im Kapitel 2: 
Nichtauszahlung des Lohnes beschrieben.

5

Gericht: Strafverfahren/
Adhäsionsverfahren 
Eine spezialisierte Beratungsstelle für Zwangsarbeit kann 
Daniel darüber aufklären, welche Handlungsoptionen 
und Unterstützungsmöglichkeiten er hat, wenn es zu 
einem Strafverfahren gegen den Arbeitgeber kommt. 
Sie kann ihn auch unterstützen, einen geeigneten Anwalt 
zu finden. Sie kann auch prüfen, ob er ein Recht hat, 
für materielle oder immaterielle Schäden entschädigt 
zu werden.
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Aufenthalt von 
Familienmitgliedern

Fallbeispiel 
Alba kommt aus Spanien. Sie ist seit zwei Monaten in Deutschland und 
hat einen Teilzeitarbeitsvertrag. Sie verdient 600 Euro monatlich. Ihr 
Ehemann, der in Spanien geblieben ist, hat die kolumbianische Staats-
angehörigkeit und eine Erlaubnis zum Daueraufenthalt-EU in Spanien. 
Alba will, dass er zu ihr nach Deutschland kommt, um hier gemeinsam 
ein neues Leben aufzubauen. Der Mann von Alba hat bereits ein Stellen-
angebot aus Deutschland. Der Arbeitgeber will ihn sofort einstellen und 
fragt nun nach der Aufenthalts- und Arbeitserlaubnis. Alba hat bei der 
Ausländerbehörde vor Ort angerufen. Dort wurde ihr gesagt, dass sie ein 
ausreichendes Einkommen und eine große Wohnung braucht, damit ihr 
Mann nach Deutschland kommen darf. Die Aufenthaltspapiere soll er von 
Spanien aus beantragen. Der Arbeitgeber, der ihren Mann beschäftigten 
will, macht Druck: Wenn ihr Mann nicht innerhalb der nächsten Wochen 
die Stelle antritt, wird er jemand anderen einstellen müssen. Alba ist 
überfordert und überlegt, ob ihr Mann nicht ohne Papiere anfangen soll 
zu arbeiten.
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1

Aufenthaltsrechtliche 
Beratungsstelle
Alba hat als freizügigkeitsberechtige Unionsbürgerin 
die gleichen Rechte wie deutsche Staatsangehö-
rige. Dazu gehört auch das Recht, mit ihrer Familie 
zusammenzuleben.

Um genaue und zuverlässige Informationen über ihren 
Status zu bekommen, kann Alba eine Beratungsstelle 
kontaktieren, die zum Thema Aufenthaltsrecht berät. 
Die Beratung ist unentgeltlich. Um möglichst ein mutter-
sprachliches Beratungsangebot in ihrer Nähe zu finden, 
recherchiert Alba hier:

	 https://www.eu-gleichbehandlungsstelle.de/
beratungsstellensuche

Wenn Albas Ehemann nachzieht, hat er als Familienan-
gehöriger einer Unionsbürgerin die gleichen Rechte wie 
seine Frau: Er darf sich in Deutschland aufhalten und 
arbeiten, ohne dass es einer weiteren Erlaubnis bedarf. 
Entgegen der telefonischen Auskunft der örtlichen Aus-
länderbehörde, spielt das Einkommen von Alba sowie 
die Größe ihrer Wohnung dabei keine Rolle.

Freizügigkeitsberechtigte Familienangehörige, die nicht 
Unionsbürger sind, bekommen auf Antrag eine Beschei-
nigung über das Aufenthaltsrecht ausgestellt (Aufent-
haltskarte). Albas Ehemann kann seine Arbeit allerdings 
bereits aufnehmen, bevor die Aufenthaltskarte aus-
gestellt wird. Das Recht zur Arbeit ergibt sich bereits 
aus dem Gesetz und die Aufenthaltskarte hat nur einen 
„deklaratorischen“ Charakter, bescheinigt also nur das 
bestehende Aufenthaltsrecht. Albas Ehemann braucht 
also nichts zu befürchten und sollte regulär um einen 
Arbeitsvertrag bitten.

2

Einreise
Da der Ehemann von Alba die Daueraufenthaltskarte aus 
Spanien hat, benötigt er kein Visum für die Einreise nach 
Deutschland. Ein gültiger Reisepass ist ausreichend.

Wenn er dieses Aufenthaltsdokument nicht hätte, 
müsste er grundsätzlich bei der Einreise ein Einreise-
visum vorlegen. Was würde passieren, wenn er an der 
Grenze ohne Einreisevisum erscheinen würde? In diesem 
Fall könnte das Einreisevisum auch von den Grenzbe-
hörden ausgestellt werden, wenn er nachweisen kann, 
dass er mit einer Unionsbürgerin verheiratet ist, die sich 
bereits in Deutschland aufhält. Als Nachweis muss er 
eine Heiratsurkunde vorlegen, die entweder in einem 
europäischen Land ausgestellt oder anerkannt und 
beglaubigt wurde.

3

Einwohnermeldeamt
Grundsätzlich ist Albas Mann verpflichtet, seinen 
Wohnsitz bei der Meldebehörde anzumelden, und zwar 
innerhalb von zwei Wochen nach Einzug in die neue 
Wohnung. Wenn ihr Mann seine Adresse in Spanien 
behalten hat, beginnt diese Frist erst in drei Monaten, 
nachdem er die Wohnung in Deutschland bezogen hat.

Eventuelle Schwierigkeiten mit der Anmeldung des 
Wohnsitzes beeinflussen nicht seine Möglichkeit, eine 
Arbeit aufzunehmen (siehe hierzu Kapitel 1: Arbeiten 
ohne Meldeadresse).

4

Krankenkasse
Wenn der Ehemann von Alba sofort eine Arbeit auf-
nimmt, wird er in der Regel vom Arbeitgeber kranken-
versichert. Er muss dem Arbeitgeber nur mitteilen, bei 
welcher Krankenkasse er versichert werden will.

Wenn er die Arbeit nicht sofort aufnimmt, sollte er über 
Alba in die Familienversicherung aufgenommen werden, 
um zu vermeiden, dass er sich ohne Krankenversicherung 
in Deutschland aufhält.

https://www.eu-gleichbehandlungsstelle.de/eugs-de/eu-buerger/beratungsstellen-suche
https://www.eu-gleichbehandlungsstelle.de/eugs-de/eu-buerger/beratungsstellen-suche
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5

Ausländerbehörde
Um die Aufenthaltskarte zu bekommen, muss sich der 
Ehemann von Alba an die Ausländerbehörde wenden.

Für die Ausländerbehörde brauchen Alba und ihr Mann 
ihre Heiratsurkunde. Es kann sein, dass Alba ihr Recht auf 
Freizügigkeit belegen muss. Dies kann sie z. B. in Form 
einer schriftlichen Beschäftigungsbestätigung des Arbeit-
gebers machen. Die Ausländerbehörde stellt die Aufent-
haltskarte für Albas Mann aus. Sie ist 5 Jahre gültig.

	 Das Beispiel einer Aufenthaltskarte EU befindet 
sich im Anhang unter Anlage XVIII auf Seite 130.

Bisweilen dauert die Ausstellung dieser Aufenthaltskarte 
mehrere Monate. In dieser Zeit kann es für Albas Mann 
schwierig sein, seine Rechte (z. B. eine Arbeit aufzuneh-
men) nachzuweisen.

Er sollte daher nach der Einreise und der erfolgten 
Meldung im Einwohnermeldeamt unmittelbar zur Aus-
länderbehörde vor Ort gehen. Dort bekommt er sofort 
eine Bescheinigung ausgehändigt, die seinen Antrag für 
die Aufenthaltskarte bescheinigt. Die Bescheinigung 
enthält zudem den Hinweis, dass Albas Mann berechtigt 
ist, eine Arbeit aufzunehmen. Diese Bescheinigung 
kann er z. B. seinem Arbeitgeber vorlegen.

6

Gleichbehandlungsstelle 
EU-Arbeitnehmer
Wenn Alba und ihr Mann bei der Erledigung der 
Formalitäten Schwierigkeiten mit der Durchsetzung 
ihrer Rechte haben, können sie sich auf der Seite 
der Gleichbehandlungsstelle EU-Arbeitnehmer in ihrer 
Landessprache informieren und gezielt nach einer 
passenden Beratungsstelle in ihrer Nähe suchen:

	 https://www.eu-gleichbehandlungsstelle.de/
beratungsstellensuche

Die Gleichbehandlungsstelle hat den Auftrag, Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer aus der EU dabei 
zu unterstützen, ihre Rechte wahrzunehmen, die 
ihnen aufgrund der Arbeitnehmerfreizügigkeit in 

Deutschland zustehen. Im Rahmen ihres Auftrages 
bietet sie Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern der 
EU und ihren Familienangehörigen unabhängige recht-
liche oder sonstige Unterstützung durch Beratung und 
Verweisberatung.

Der Vorgang kann über das folgende Online-Formular 
gemeldet werden:

	 https://www.eu-gleichbehandlungsstelle.de/
eugs-de/fachleute/beratungsanfrage

7

SOLVIT
Möglicherweise erleben Alba und ihr Mann Schwierig-
keiten mit einer Behörde (z. B. bei der Ausländerbehörde 
oder der Krankenkasse) und/oder fühlen sich dis-
kriminiert. Dann können sie sich auch über folgendes 
Formular an SOLVIT wenden:

	 https://ec.europa.eu/eu-rights/enquiry-
complaint-form/home?languageCode=de&origin
=solvit-web

SOLVIT ist ein europäisches Netzwerk von nationalen 
Beratungsstellen, das sich zur Aufgabe gemacht hat, 
grenzüberschreitende Probleme innerhalb der EU 
mit Behörden möglichst schnell (innerhalb von zehn 
Wochen) zu lösen.

https://www.eu-gleichbehandlungsstelle.de/eugs-de/eu-buerger/beratungsstellen-suche
https://www.eu-gleichbehandlungsstelle.de/eugs-de/eu-buerger/beratungsstellen-suche
https://www.eu-gleichbehandlungsstelle.de/eugs-de/fachleute/beratungsanfrage
https://www.eu-gleichbehandlungsstelle.de/eugs-de/fachleute/beratungsanfrage
https://ec.europa.eu/eu-rights/enquiry-complaint-form/home?languageCode=de&origin=solvit-web
https://ec.europa.eu/eu-rights/enquiry-complaint-form/home?languageCode=de&origin=solvit-web
https://ec.europa.eu/eu-rights/enquiry-complaint-form/home?languageCode=de&origin=solvit-web
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Anerkennung 
ausländischer 
Abschlüsse

Fallbeispiel 
Beata ist eine qualifizierte Krankenschwester. Nach 14 Jahren Arbeit in 
einem Krankenhaus in Polen ist sie arbeitslos geworden und hat sich 
entschieden, nach Deutschland zu kommen, um hier als Haushaltshilfs-
kraft zu arbeiten. Sie dachte, dass das die beste Option wäre, da es auch 
ohne deutsche Sprachkenntnisse und deutsches Diplom in Deutschland 
viele Angebote für Personen gibt, die bereit sind, alte Menschen in ihrem 
Haushalt zu betreuen.

Über eine Pflegefirma hat Beata Arbeit bei einer Familie gefunden. Sie 
betreut eine ältere Frau, die auch unter zahlreichen weiteren Krankheiten 
leidet. Sie bereitet und serviert Mahlzeiten, leistet Gesellschaft und 
hilft beim Ankleiden. Für diese Arbeit bekommt sie ca. 1.600 € brutto im 
Monat. Beata würde gerne zu ihrem eigentlichen Job zurückkehren. 
Zum einen fühlt sie sich schlecht, da sie unterhalb ihrer abgeschlossenen 
Qualifikation arbeitet, zum anderen weiß sie, dass sie als Krankenpflegerin 
viel mehr verdienen könnte.
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1

Anerkennungsberatung
Um nähere Informationen darüber zu erhalten, welche 
Möglichkeiten Beata hat, in ihrem erlernten Beruf zu 
arbeiten, sucht sie eine von vielen Beratungsstellen auf, 
die sie über die Anerkennung Ihrer Qualifikationen 
beraten können.

Die Beratungsstellen des Förderprogramms „Integ-
ration durch Qualifizierung (IQ)“ informieren über die 
Voraussetzungen der Berufsausübung in Deutschland 
und das Anerkennungsverfahren. Die Beratung ist kos-
tenlos und erfolgt in mehreren Sprachen. Die Adressen 
der Beratungsstellen vor Ort kann Beata auf folgender 
Website finden:

	 https://www.anerkennung-in-deutschland.de/
html/de/index.php

Beata kann sich auch an die Deutsch-Polnische Han-
delskammer wenden, die das Projekt Pro Recognition 
umsetzt. Pro Recognition bietet kostenlose Beratung 
zum Thema Anerkennung von beruflichen Qualifikatio-
nen in zahlreichen Landessprachen der EU an. Neben 
Polen nimmt unter anderem auch Italien an dem Pro-
jekt teil. Die Kontaktdaten sind:

•	 für Polen: https://ahk.pl/pl/hr-i-szkolenia/
uznawanie-kwalifikacji/

•	 für Italien: https://www.ahk.de/it/wir-foerdern/
prorecognition-italy/prorecognition-italia

Daneben gibt es viele weitere Beratungseinrichtungen 
für Migrantinnen und Migranten, die zum Thema 
„Anerkennung von ausländischen Berufsabschlüssen“ 
beraten. Die Adressen findet Beata über die Datenbank 
bei der Gleichbehandlungsstelle EU-Arbeitnehmer:

	 https://www.eu-gleichbehandlungsstelle.de/
beratungsstellensuche

Beata kann die Erstberatung zur Anerkennung auch 
durch die Hotline „Arbeiten und Leben in Deutsch-
land“ bekommen, die aber nur auf Deutsch und 
Englisch Fragen beantwortet. Erreichbar ist die Hotline 
montags bis freitags von 9 Uhr bis 15 Uhr unter der 
Nummer: +49 30 1815-1111

Beatas erlernter Beruf der Krankenpflegerin ist in 
Deutschland „reglementiert“, das heißt, es ist eine offi-
zielle Anerkennung erforderlich, um ihn auszuüben.

In Beatas Fall ist ihr Abschluss aufgrund europäischer 
Regelungen in Deutschland automatisch anerkannt. 
Beata hat ihr Diplom nämlich nach dem 01.05.2004 
(Datum des EU-Beitritts und Inkrafttreten der EU-
Regelungen für Polen) gemacht. Ihre Situation wäre 
anders, wenn sie das Diplom vor diesem Datum 
bekommen hätte. In dem Fall wäre ihr Abschluss nur 
dann automatisch anerkannt, wenn sie eine Beschei-
nigung der zuständigen Behörde aus Polen vorlegen 
könnte, dass die vor dem Beitritt absolvierte Ausbildung 
den europäischen Mindeststandards entspricht.

Eine automatische Anerkennung bedeutet, dass man 
auf die Einzelprüfung der Qualifizierung verzichtet. 
Trotzdem muss Beata das Anerkennungsverfahren 
durchgehen.

Wenn Beata als Krankenschwester ohne Einschränkun-
gen in Deutschland arbeiten möchte, benötigt sie eine 
staatliche Erlaubnis. Mit dieser Erlaubnis kann sie die 
Berufsbezeichnung Krankenpflegerin führen und den 
Beruf ausüben. Dann kann sie auch die Tätigkeiten aus-
führen, die einer Krankenpflegerin unter der ärztlichen 
Anweisung vorbehalten sind, wie z. B. Injektionen geben.

Zu diesem Zweck muss Beata bei der zuständigen Aner-
kennungsstelle einen Antrag auf „Erlaubnis zum Führen 
der Berufsbezeichnung Gesundheits- und Kranken-
pflegerin“ stellen. Die Anerkennungsberatungsstelle 
stellt Beata die Adresse der Anerkennungsstelle sowie 
weiterführende Informationen über die Finanzierungs-
möglichkeiten des Verfahrens zur Verfügung.

Beata erfährt, dass gute deutsche Sprachkenntnisse 
für die Berufsausübung der Krankenpflegerin unab-
dingbar sind.

https://www.netzwerk-iq.de/foerderprogramm-iq/fachstellen/fachstelle-beratung-und-qualifizierung
https://www.netzwerk-iq.de/foerderprogramm-iq/fachstellen/fachstelle-beratung-und-qualifizierung
https://www.anerkennung-in-deutschland.de/html/de/index.php
https://www.anerkennung-in-deutschland.de/html/de/index.php
https://ahk.pl/hr-bildung/berufsanerkennung
https://ahk.pl/pl/hr-i-szkolenia/uznawanie-kwalifikacji/
https://ahk.pl/pl/hr-i-szkolenia/uznawanie-kwalifikacji/
https://www.ahk.de/it/wir-foerdern/prorecognition-italy/prorecognition-italia
https://www.ahk.de/it/wir-foerdern/prorecognition-italy/prorecognition-italia
https://www.eu-gleichbehandlungsstelle.de/eugs-de/eu-buerger/beratungsstellen-suche
https://www.eu-gleichbehandlungsstelle.de/eugs-de/eu-buerger/beratungsstellen-suche
https://www.bamf.de/DE/Service/ServiceCenter/ThemenHotlines/ArbeitenUndLeben/arbeitenundleben.html
https://www.bamf.de/DE/Service/ServiceCenter/ThemenHotlines/ArbeitenUndLeben/arbeitenundleben.html
https://www.berlin.de/lageso/_assets/gesundheit/berufe-im-gesundheitswesen/nicht-akademisch/antrag_berufsbezeichnung.pdf
https://www.berlin.de/lageso/_assets/gesundheit/berufe-im-gesundheitswesen/nicht-akademisch/antrag_berufsbezeichnung.pdf
https://www.berlin.de/lageso/_assets/gesundheit/berufe-im-gesundheitswesen/nicht-akademisch/antrag_berufsbezeichnung.pdf
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Anerkennungsstelle
Die zuständige Anerkennungsstelle kann Beata mit der 
folgenden Suchmaschine finden:

	 https://www.anerkennung-in-deutschland.de/
html/de/beratungssuche.php

Dort erfährt Beata, welche Unterlagen für ihren Antrag 
erforderlich sind. Dies unterscheidet sich von Bundes-
land zu Bundesland. In der Regel sind das:

•	 Identitätsnachweis (Personalausweis oder 
Reisepass)

•	 Tabellarischer Lebenslauf

•	 Ausbildungsnachweise sowie ggf. weitere 
Befähigungsnachweise

•	 Bescheinigungen ihrer einschlägigen 
Berufserfahrung

•	 Ärztliche Bescheinigung der gesundheitlichen 
Eignung

•	 Amtliches Führungszeugnis

•	 Nachweise über Deutschkenntnisse

•	 Aktuelle Bescheinigung, dass kein strafrechtliches 
Verfahren vorliegt

Die Unterlagen müssen im Original und in beglaubigter 
Übersetzung vorgelegt werden.

Beata könnte auch als Krankenschwester aus einem 
EU-Staat den Europäischen Berufsausweis beantragen:

	 https://europa.eu/youreurope/citizens/
work/professional-qualifications/
european-professional-card/index_de.htm

Der Ausweis ist ein elektronisches Zertifikat, das als 
PDF-Dokument ausgedruckt werden kann. Der Berufs-
ausweis vereinfacht das Anerkennungsverfahren, 
kann es aber nicht ersetzen. Die Erlaubnis für die 
Berufsausübung in Deutschland muss Beata weiterhin 
beantragen. Die Beantragung des Europäischen Berufs-
ausweises lohnt sich insbesondere, wenn Beata sich 
entscheidet, neben Deutschland auch noch in anderen 
EU-Ländern als Krankenschwester zu arbeiten.

3

Sprachschule
Um den Beruf als Krankenschwester ausüben zu 
können, muss Beata das Sprachniveau B2 nachweisen. 
Informationen zu Berufs- und Integrationssprach-
kursen kann Beata vom Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge (BAMF) erhalten:

	 http://www.bamf.de/DE/Willkommen/
DeutschLernen/deutschlernen-node.html

Ihre Fragen bezüglich der Sprachkurse, z. B. wo und 
wann der nächste Kurs stattfindet oder welche Kosten 
ihr dadurch entstehen, kann Beata beim BAMF in 
ihrem Bundesland auch per E-Mail stellen:

•	 Für Berlin, Brandenburg, Sachsen, Sachsen-Anhalt, 
Thüringen: deufoe.berlin@bamf.bund.de

•	 Für Baden-Württemberg, Rheinland-Pfalz, 
Saarland: deufoe.stuttgart@bamf.bund.de

•	 Für Bayern: deufoe.nuernberg@bamf.bund.de

•	 Für Bremen, Hamburg, Mecklenburg-
Vorpommern, Niedersachsen, Schleswig-Holstein: 
deufoe.hamburg@bamf.bund.de

•	 Für Hessen, Nordrhein-Westfalen: 
deufoe.koeln@bamf.bund.de

4

Finanzierungsmöglich-
keiten
Die Kosten für das Verfahren sind in den einzelnen 
Bundesländern unterschiedlich hoch. Zusätzlich zu 
den Kosten des eigentlichen Anerkennungsverfah-
rens entstehen Kosten z. B. für Übersetzungen und 
Beglaubigungen. Sie können Beata schnell finanziell 
überfordern.

Beata ist berufstätig und hat ein eigenes Einkommen. 
Sie kann damit ihren Bedarf decken und ist nicht auf 
aufstockende Leistungen des Jobcenters angewiesen. 
Damit hat sie allerdings auch keine Möglichkeit, finan-
zielle Unterstützung über die Bundesagentur für Arbeit 
zu bekommen.

Für Beata kommt aber die Beantragung eines Anerken-
nungszuschusses in Betracht. Mit dieser Förderung 
können z. B. Kosten für Gebühren und Auslagen des 

https://www.anerkennung-in-deutschland.de/html/de/beratungssuche.php
https://www.anerkennung-in-deutschland.de/html/de/beratungssuche.php
https://europa.eu/youreurope/citizens/work/professional-qualifications/european-professional-card/index_de.htm
https://europa.eu/youreurope/citizens/work/professional-qualifications/european-professional-card/index_de.htm
https://europa.eu/youreurope/citizens/work/professional-qualifications/european-professional-card/index_de.htm
http://www.bamf.de/DE/Willkommen/DeutschLernen/deutschlernen-node.html
http://www.bamf.de/DE/Willkommen/DeutschLernen/deutschlernen-node.html
mailto:deufoe.berlin@bamf.bund.de
mailto:deufoe.stuttgart%40bamf.bund.de?subject=
mailto:deufoe.nuernberg@bamf.bund.de
mailto:deufoe.hamburg@bamf.bund.de
mailto:deufoe.koeln@bamf.bund.de


73

Anerkennung ausländischer Abschlüsse

Anerkennungsverfahrens, Kosten für Übersetzungen 
und Beglaubigungen von Zeugnissen in der Höhe bis 
max. 600 € übernommen werden. Antragsvoraus-
setzungen sind unter anderem ein Mindestaufenthalt 
in Deutschland von drei Monaten sowie ein Jahresein-
kommen von maximal 26.000 € (brutto). Der Antrag 
muss an folgende Stelle gerichtet werden:

Forschungsinstitut Betriebliche Bildung (f-bb) gGmbH 
Mühlenstr. 34/36 
09111 Chemnitz

	 Das Formular des Antrags befindet sich im 
Anhang unter Anlage XIX auf Seite 131.

Beim Ausfüllen hilft jede IQ- oder andere 
Migrationsberatungsstelle.

In den Bundesländern Hamburg und Berlin gibt 
es zusätzliche Finanzierungsmöglichkeiten: 
„Härtefallfonds Berufsanerkennung Berlin“ und 
„Hamburger Stipendienprogramm“.

Nähere Informationen über den „Härtefallfonds 
Berufsanerkennung Berlin“ kann man beim Büro der 
Beauftragten des Senats von Berlin für Integration 
und Migration bekommen:

Willkommenszentrum Berlin
Potsdamer Straße 65
10785 Berlin

Telefon: (030) 9017-2326
Fax: (030) 9017-2320
haertefallfonds@intmig.berlin.de

und über das Hamburger Stipendienprogramm bei der 
Diakonie Hamburg:

Zentrale Anlaufstelle Anerkennung (ZAA) 
Schauenburgerstraße 49
20095 Hamburg 

Telefon: (040) 30620-396
zaa@diakonie-hamburg.de

https://www.berlin.de/lb/intmig/themen/ausbildung-und-arbeit/haertefallfonds-berufsanerkennung/
https://www.hamburg.de/wirtschaft/anerkennung-abschluesse/
mailto:haertefallfonds@intmig.berlin.de
mailto:zaa%40diakonie-hamburg.de?subject=
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Kurzarbeit
Beratungsstelle
Arbeitsgericht
Bundesagentur für Arbeit
Finanzkontrolle Schwarzarbeit (FKS)

1

2

3

4
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Kurzarbeit

Fallbeispiel 
Jiří arbeitet seit einem Jahr als Kundenberater für einen Reiseveranstalter 
und wurde Ende März von seinem Arbeitgeber wegen der Corona-Pandemie 
in Kurzarbeit geschickt. Der Chef hat ihm eine Vereinbarung zur Unter-
zeichnung gegeben und gesagt, dass er in Kurzarbeit gehen muss. Wenn 
Jiří die Vereinbarung nicht unterzeichnet, würde er gekündigt, hieß es. 
Die Vereinbarung war für Jiří gar nicht klar: Es stand darin, dass er zwischen 
0 und 40 Stunden pro Woche arbeiten wird, es wurde nicht vereinbart, 
für wie lange die Kurzarbeit gilt. Jiří hat die Vereinbarung trotzdem unter-
schrieben, wie alle anderen Kolleginnen und Kollegen. Die folgenden 
Monate hat Jiří unterschiedlich lange gearbeitet: Manchmal nur zwei Stunden 
am Tag, an anderen Tagen musste er aber acht und mehr Stunden machen. 
Im Mai hat er eine Woche Urlaub genommen, dazwischen gab es auch 
Feiertage. Monatlich hat Jiří statt der üblichen 2.000 € immer nur 1.200 € 
überwiesen bekommen. Jiří versteht seine Lohnabrechnungen nicht: Die 
Beiträge neben den Positionen Kurzarbeitergeld, Urlaub und Feiertag sind 
für ihn nicht nachvollziehbar. Nach drei Monaten passierte das, womit Jiří 
gar nicht gerechnet hat: Er hat eine Kündigung bekommen. Als Kündigungs-
grund ist „aus betrieblichen Gründen“ angegeben. Jiří ist sehr enttäuscht, 
weil er findet, dass sein Chef seine Versprechen nicht eingehalten hat: Der 
Arbeitsplatz von Jiří musste doch erhalten werden. Die Kündigung findet 
Jiří unfair und er will etwas dagegen unternehmen. Er will jetzt seinen 
gesamten Lohn und auch melden, dass der Chef ihm zu wenig Geld gezahlt 
hat. Aber an wen?	
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1

Beratungsstelle
Jiří geht direkt zu einer Beratungsstelle für ausländische 
Beschäftigte, die auch vielen seiner Freunde bei Prob-
lemen mit Arbeitgebern geholfen hat. Deutschlandweit 
gibt es mehrere solcher Beratungsstellen:

Spezifische arbeitsrechtliche Beratungsstellen:

	 https://www.bema.berlin/

https://www.arbeitundleben.de/
beratungsstellen/beratungsstellen

https://www.faire-mobilitaet.de/
beratungsstellen

Eine Übersicht aller Beratungsstellen nach Schwer-
punkt sowie auch nach Sprache findet man hier:

	 https://www.eu-gleichbehandlungsstelle.de/
beratungsstellensuche

Die Beratung ist kostenlos. Die Beraterinnen oder 
Berater sprechen mehrere Sprachen und können Jiřís 
Arbeitsunterlagen aus rechtlicher Perspektive prüfen 
und konkrete Lösungsmöglichkeiten vorschlagen.

Bei der Beratung erfährt Jiří mehr über die Kurzarbeit: Es 
ist eine Maßnahme, die helfen soll, Kündigungen zu ver-
meiden. Arbeitgeber, die vorübergehend eine schlechte 
Auftragslage haben, wie z. B. der Arbeitgeber von Jiří 
aktuell wegen der Corona-Einschränkungen, müssen ihr 
Personal nicht sofort entlassen. Stattdessen können sie 
die Arbeitszeit der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
vorübergehend reduzieren. Wenn sich die Auftragslage 
wieder verbessert hat, kann die Arbeitszeit sofort erhöht 
werden.

Wenn ein Arbeitgeber Kurzarbeit einführen möchte, 
braucht er die Zustimmung des/der Arbeitnehmer/in. 
Meistens wird die Zustimmung durch eine schriftliche 
Vereinbarung bestätigt. Solche Vereinbarungen müssen 
klar und unmissverständlich formuliert sein. Anfang 
und Ende der Kurzarbeit sollen ausdrücklich festgelegt 
werden. Die Vereinbarung, die Jiří unterzeichnet hat, 
erfüllt diese Voraussetzungen nicht und es könnte sein, 
dass sie damit unwirksam ist. Eine Folge wäre, dass 
Jiří den vollen Lohnanspruch hätte, auch für die aus-
gefallenen Arbeitsstunden. Das müsste aber juristisch 
näher geprüft werden, z. B. durch einen Fachanwalt für 
Arbeitsrecht.

Für die ausgefallenen Arbeitsstunden erhalten Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer 60 % des ausgefal-
lenen Arbeitslohnes (wenn sie Kinder haben 67 %). 
Dieser Lohn wird auch Kurzarbeitergeld genannt. 

Dafür bekommt der Arbeitgeber eine Subvention von 
der Bundesagentur für Arbeit. Der Arbeitgeber von Jiří 
meldet zum Ende des Monats an die Arbeitsagentur, 
wie viele Stunden tatsächlich weggefallen sind. Diese 
Angaben müssen wahrheitsgemäß sein. Während des 
Urlaubs muss Jiří sein übliches volles Urlaubsentgelt 
bekommen. Die Feiertage muss der Arbeitgeber 
von Jiří auch selbst bezahlen, aber nur in Höhe des 
Kurzarbeitergeldes.

Die Beraterinnen oder Berater stellen durch Vergleiche 
der Arbeitszeitlisten und der Lohnabrechnung fest, dass 
Jiří zu wenig Geld bekommen hat. Sie raten Jiří dazu, 
auf Lohnnachzahlung zu klagen. Die genauen Schritte 
wurden im Kapitel 2: Nichtauszahlung des Lohnes 
beschrieben.

Was die Kündigung von Jiří angeht: Während der Kurz-
arbeit gibt es grundsätzlich kein Verbot, eine Kündigung 
auszusprechen.

Wenn sich die wirtschaftliche Lage des Arbeitgebers 
trotz der Anwendung der Kurzarbeit nicht verbessert und 
damit der Arbeitsplatz von Jiří dauerhaft wegfällt, kann 
der Arbeitgeber Jiří unter Beachtung bestimmter Voraus-
setzungen kündigen:

Jiří arbeitet länger als sechs Monate in dem Unterneh-
men, das mehr als zehn Beschäftigte hat. Er fällt damit 
unter den gesetzlichen Kündigungsschutz. Ob die Kün-
digung des Arbeitgebers begründet und sozial ist, kann 
das Arbeitsgericht prüfen. Wenn Jiří das möchte, kann 
er im Arbeitsgericht gegen diese Kündigung klagen. Die 
Beraterinnen oder Berater können Jiří darauf vorberei-
ten, eine Klage gegen die Kündigung zu erheben.

Mit der Kündigung endet die Kurzarbeit. Der Arbeit-
geber muss Jiří dann trotzdem bezahlen. Gemäß 
der offiziellen Darstellung des BMAS, hat Jiří ab dem 
Kündigungstag bis zum Ablauf der Kündigungsfrist 
Anspruch auf das volle Arbeitsentgelt unabhängig davon, 
ob er noch Vollzeit beschäftigt wird oder nicht. Jiří 
sollte seine Arbeitskraft auf jeden Fall, wie im Vertrag 
vereinbart, nach der Kündigung weiter anbieten!

Bei Bezug von Arbeitslosengeld I hat Jiří keine Nach-
teile wegen Kurzarbeit, das Arbeitslosengeld wird so 
kalkuliert, als hätte Jiří voll gearbeitet.

https://www.bema.berlin/
https://www.arbeitundleben.de/beratungsstellen/beratungsstellen
https://www.arbeitundleben.de/beratungsstellen/beratungsstellen
https://www.faire-mobilitaet.de/beratungsstellen
https://www.faire-mobilitaet.de/beratungsstellen
https://www.eu-gleichbehandlungsstelle.de/eugs-de/eu-buerger/beratungsstellen-suche
https://www.eu-gleichbehandlungsstelle.de/eugs-de/eu-buerger/beratungsstellen-suche
https://www.bmas.de/DE/Startseite/start.html;jsessionid=F702DEA9988DC6E23D1D1A6E92A997A1.delivery1-replication
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Arbeitsgericht
Jiří kann die Klagen mündlich bei der Rechtsantragstelle 
des zuständigen Arbeitsgerichts einreichen. Die Zustän-
digkeit des Gerichtes richtet sich grundsätzlich nach dem 
Sitz des Arbeitgebers. Wenn Jiří in einem anderen Ort 
gearbeitet hat, als der Sitz des Arbeitgebers, kann er auch 
bei dem Arbeitsgericht dort klagen. Das ist seine Wahl. 
Das örtlich zuständige Arbeitsgericht findet Jiří online:

	 https://www.gerichtsverzeichnis.de/verzeichnis.
php

Jiří kann die Klageformulare ausfüllen und per Post oder 
Fax an das Arbeitsgericht senden. Die Klagevordrucke 
sind auf den Websites vieler Arbeitsgerichte zu finden.

	 Ein Muster einer Kündigungsschutzklage findet 
Jiří im Anhang XX auf Seite 137.

Bei dem Ausfüllen des Klageformulars können die 
Beraterinnen und Berater der arbeitsrechtlichen 
Beratungsstellen helfen.

	 Wichtig! Jiří muss die Klage innerhalb von drei 
Wochen ab dem Tag, an dem ihm das Kündigungs-
schreiben zugegangen ist, im Gericht einreichen. 
Danach ist dies grundsätzlich nicht mehr möglich.

Wenn das Arbeitsgericht feststellt, dass die Kündigung 
rechtlich unbegründet oder sozial ungerechtfertigt war, 
kann Jiří seinen Arbeitsplatz behalten.

3

Bundesagentur für Arbeit
Da die Beraterinnen und Berater weitgehende Abwei-
chungen zwischen Arbeitszeitlisten und Entgeltabrech-
nungen und damit sehr wahrscheinlichen Missbrauch 
von Kurzarbeitergeld festgestellt haben, raten sie 
Jiří dazu, die Agentur für Arbeit über den Sachverhalt 
zu informieren und weitere Nachweise z. B. echte 
Arbeitszeitlisten vorzulegen. Am besten schriftlich per 
E-Mail oder per Post. Die Kontaktdaten der örtlichen 
Agentur für Arbeit findet Jiří online:

	 https://con.arbeitsagentur.de/prod/apok/
metasuche/suche/dienststellen

Das hilft Jiří zwar nicht, das volle Gehalt zu bekom-
men, kann aber zur Bestrafung des Arbeitgebers 
führen und einem ähnlichen Verhalten in der Zukunft 
entgegenwirken.

Wenn die Umstände auf einen Betrug hinweisen, leitet 
die Agentur für Arbeit die Informationen an die Staats-
anwaltschaft weiter. Die Ermittler leiten ein Strafver-
fahren ein, wenn Kurzarbeitergeld zu Unrecht bezogen 
und damit eine Straftat begangen wurde. Jiří wie auch 
seine Kolleginnen und Kollegen können dann als Zeugen 
im Verfahren auftreten.

Wenn sie mehr Stunden geleistet haben als angegeben, 
muss der Arbeitgeber mit einer Geld- oder sogar 
Freiheitsstrafe rechnen. Weitere Konsequenzen können 
z. B. auch der zukünftige Ausschluss bei öffentlichen 
Ausschreibungen sein. Der Arbeitgeber gilt dann nicht 
mehr als gewerberechtlich zuverlässig.

Im Regelfall besteht nur für den Arbeitgeber ein Straf-
barkeitsrisiko. Es gibt aber Ausnahmen, bei denen den 
Beschäftigten strafrechtliche Beihilfe vorgeworfen wer-
den könnte. Das passiert in der Praxis aber selten.

4

Finanzkontrolle 
Schwarzarbeit (FKS)
Eventuell kommt in Jiřís Fall auch ein Verstoß gegen das 
Mindestlohngesetz in Betracht, welcher als Ordnungs-
widrigkeit mit einem Ordnungsgeld bis zur Höhe von 
500.000 € geahndet werden kann.

Jiří kann daher den Sachverhalt auch an die Finanz-
kontrolle Schwarzarbeit weiterleiten. Die FKS ist eine 
Behörde, die Arbeitgeber kontrolliert und u. a. prüft, 
ob diese die Sozialbeiträge für die Beschäftigten korrekt 
abführen. Die Adresse der örtlich zuständigen FKS kann 
Jiří auf der folgenden Internetseite finden. Er benötigt 
lediglich die Postleitzahl des Ortes, an dem der Arbeit-
geber seine Firma hat:

	 http://www.zoll.de/DE/Service/
Dienststellensuche/FKS/Schritt_02/_function/
Dienststellenfinder_Anliegen_FKS_Formular.html

Jiří kann sich persönlich bei der FKS melden, eine 
Anzeige erstatten und eine Aussage machen. Wenn das 
nicht möglich ist, kann er auch online eine Mitteilung 
abgeben:

	 https://www.zoll.de/DE/Kontakt/Meldung_
FKS/kontakt_node.html

https://www.gerichtsverzeichnis.de/verzeichnis.php
https://www.gerichtsverzeichnis.de/verzeichnis.php
https://con.arbeitsagentur.de/prod/apok/metasuche/suche/dienststellen
https://con.arbeitsagentur.de/prod/apok/metasuche/suche/dienststellen
http://www.zoll.de/DE/Service/Dienststellensuche/FKS/Schritt_02/_function/Dienststellenfinder_Anliegen_FKS_Formular.html
http://www.zoll.de/DE/Service/Dienststellensuche/FKS/Schritt_02/_function/Dienststellenfinder_Anliegen_FKS_Formular.html
http://www.zoll.de/DE/Service/Dienststellensuche/FKS/Schritt_02/_function/Dienststellenfinder_Anliegen_FKS_Formular.html
https://www.zoll.de/DE/Kontakt/Meldung_FKS/kontakt_node.html
https://www.zoll.de/DE/Kontakt/Meldung_FKS/kontakt_node.html
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Arbeitsunfall
Das ist ein Unfall, der während der Arbeit oder auf dem 
Arbeitsweg passiert (Hin- oder Rückweg). Als Unfall 
zählen Ereignisse, die plötzlich von außen auf den Körper 
einwirken und Verletzungen verursachen können.

Basiskonto
Das ist ein Konto bei der Bank, das jede Person eröffnen 
kann, auch Obdachlose oder Personen ohne Melde-
adresse in Deutschland. Mit dem Basiskonto kann man 
Geld einzahlen, auszahlen und überweisen (auch Last-
schriften oder Daueraufträge). Man erhält eine EC-Karte, 
mit der man auch elektronisch bezahlen kann.

Eilverfahren vor dem Arbeitsgericht
 
Wenn es schnell gehen muss, können Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer ihre Rechte im Eilverfahren 
einklagen. Das gilt u. a. auch für die Lohnzahlung. Sie 
müssen nur darlegen, dass sie zwingend auf den Lohn 
angewiesen sind.

ELSTAM
ELSTAM ist die Abkürzung für Elektronische Lohn-
STeuerAbzugsMerkmale. Die Steuer wird elektronisch 
vom Finanzamt berechnet. Dafür braucht das Finanz-
amt Angaben wie z. B. Steuerklasse, Freibeträge, 
Kirchenzugehörigkeit. Das sind ELSTAM-Daten. Diese 
Informationen stehen in jeder Lohnabrechnung. 
Man kann sie auch online ansehen, dafür muss man sich 
im Internet unter www.elster.de (Online-Finanzamt) 
registrieren.

Fürsorgepflicht des Arbeitgebers
Der Arbeitgeber hat eine Fürsorgepflicht für seine 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer: Er trägt die 
Verantwortung für die Gesundheit und den Schutz der 
Interessen seiner Beschäftigten. Er muss sie u. a. vor 
Mobbing schützen und ist verpflichtet, ihnen wichtige 
Auskünfte geben.

Garantielohn (Verzugslohn)
 Wenn Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zur Arbeit 
erscheinen, der Arbeitgeber jedoch sagt, dass er keine 
Arbeit für sie hat, nennt man das Annahmeverzug. 
Auch dann müssen die Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer weiterbezahlt werden. Sie müssen diese Zeiten 
nicht nacharbeiten. Der Lohn, den man für diese Zeit 
bekommt, nennt man Garantie- oder Verzugslohn.

Generalunternehmerhaftung
Wenn Arbeitgeber den Arbeitslohn nicht bezahlen, 
können die ArbeitnehmerInnen und Arbeitnehmer den 
Lohn einfordern. Es steht im Gesetz, dass auch beim 
Einsatz von Subunternehmen der Generalunternehmer 
die Zahlung des Arbeitslohns, wenigstens des Mindest-
lohns, sicherstellen muss.

Gewerkschaftlicher Rechtsschutz
Jedes Mitglied einer Gewerkschaft bekommt bei recht-
lichen Problemen in allen Fragen des Arbeits- und 
Sozialrechts Hilfe und Unterstützung. Wenn man zum 
Gericht gehen muss, vertritt der gewerkschaftliche 
Rechtsanwalt das Gewerkschaftsmitglied. Dafür muss 
man nichts bezahlen.

Gütetermin
Das ist der erste Termin im Arbeitsgericht. Bevor es zur 
mündlichen Verhandlung kommt, kann der Streit in 
einem Gütetermin geklärt werden. In dem Gütetermin 
versuchen Arbeitnehmerin oder Arbeitnehmer und 
Arbeitgeber, sich zu einigen. Wenn der Streit im Güte-
termin endet, muss man Kompromisse machen und 
teilweise auf seine Rechte verzichten, aber man spart 
Geld und Zeit.

Insolvenzgeld
Wenn Arbeitgeber viele Schulden haben und die Rech-
nungen nicht mehr bezahlen können, sind sie insolvent. 
In diesem Fall zahlt die Agentur für Arbeit auf Antrag 
der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer einen 
Ersatz für den fehlenden Arbeitslohn – das sogenannte 
Insolvenzgeld. Insolvenzgeld wird für die letzten drei 
Monate vor der Insolvenz gezahlt. Insolvenzgeld wird 
auch dann gezahlt, wenn die Firma des Arbeitgebers 
dauerhaft geschlossen wird.

Leistungsvorbehalt
Wenn Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer über 
längere Zeit ihren Lohn nicht erhalten, dürfen sie die 
Arbeit verweigern. Sie müssen dem Arbeitgeber jedoch 
erklären, dass sie die Arbeit solange nicht ausführen 
werden, bis sie ihren Lohn erhalten. Das nennt man 
Leistungsvorbehalt. Die Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer müssen für diese Zeit auch bezahlt 
werden, obwohl sie nicht zur Arbeit kommen.

http://www.elster.de
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Mahnverfahren
Ein Mahnverfahren ist ein schnelles und einfaches 
gerichtliches Verfahren, das darauf abzielt, das Recht 
auf Auszahlung von Lohn durchzusetzen. Es findet 
keine mündliche Verhandlung statt. Das Mahnverfahren 
endet mit dem Vollstreckungsbescheid. Ein Vollstre-
ckungsbescheid ist wie ein Urteil.

Meldepflicht
Es ist gesetzlich vorgeschrieben, dass man sich an seinem 
neuen Wohnort im Einwohnermeldeamt anmeldet und 
seine Wohnadresse angibt. Dazu muss man zum Beispiel 
seinen Mietvertrag als Beweis mitnehmen.

Öffentliche Zustellung
Es kann passieren, dass der Arbeitgeber verzogen ist, d.h., 
man weiß nicht, wo er oder sie jetzt wohnt. Die Briefe 
vom Gericht muss man ihm oder ihr jedoch zuschicken, 
damit sie ihre rechtliche Wirkung haben. Wenn man die 
neue Adresse nicht kennt und sie auch nicht herausfinden 
kann, kann man den Brief im gerichtlichen Gebäude 
aushängen. Das ersetzt die Zusendung per Post.

Prozesskostenhilfe
Wenn man nur wenig Geld hat, kann man Prozesskos-
tenhilfe bekommen. Das bedeutet, der Staat bezahlt den 
Rechtsanwalt oder die Rechtsanwältin. Die Prozesskos-
tenhilfe muss jedoch beantragt werden. Man beantragt 
sie beim Arbeitsgericht. Das Arbeitsgericht prüft, ob 
man eine Chance hat, den Prozess zu gewinnen. Falls ja, 
kann man unter bestimmten Voraussetzungen Prozess-
kostenhilfe erhalten.

Rechtsantragstelle eines 
Arbeitsgerichts
 
Das ist eine Stelle beim Arbeitsgericht. Wenn man 
keinen Rechtsanwalt hat, kann man dort den Arbeits-
vertrag und die Kündigung vorzeigen und erläutern, was 
man vom Arbeitgeber verlangt. Die Mitarbeiterin oder 
der Mitarbeiter wird den Sachverhalt schriftlich zusam-
menfassen. Er oder sie kann aber nicht berechnen, 
wieviel Geld man bekommen muss und kann auch nicht 
rechtlich beraten. Der Weg zu den Rechtsantragstellen 
und die Öffnungszeiten sind auf der Internetseite des 
entsprechenden Arbeitsgerichts zu finden. Die Hilfe 
der Rechtsantragstelle ist kostenlos.

Scheinselbständigkeit
Jemand hat ein Gewerbe angemeldet und nennt sich 
offiziell ein Unternehmen. In Wirklichkeit ist man aber 
Arbeitnehmerin oder Arbeitnehmer und kein Unterneh-
men. Das bedeutet, man hat nur einen Chef. Man macht 
keine Werbung für sich und sucht keine zusätzlichen 
Aufträge. Der Chef bestimmt, von wann bis wann man 
arbeiten muss, gibt Werkzeuge, bezahlt pro Stunde, 
kontrolliert die Arbeit und sagt, wie man sie machen 
muss. Trifft das zu, dann ist man scheinselbständig.

Tarifvertrag
Für einen Vertrag braucht es immer zwei Seiten. Bei 
einem Tarifvertrag sind das eine Gewerkschaft und ein 
Arbeitgeberverband. Der Staat beteiligt sich nicht. 
Der Tarifvertrag verbessert die Arbeitsbedingungen. Im 
Tarifvertrag wird festgelegt, wieviel Geld die Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer bekommen. Im Tarif-
vertrag werden auch andere Arbeitsbedingungen z. B. 
Arbeitszeit, Urlaubstage oder Weihnachtsgeld geregelt. 
Da die Preise stetig steigen (Inflation), werden die 
bestehenden Tarifverträge regelmäßig neu verhandelt.

Zwangsvollstreckung
Wenn ein gerichtliches Urteil vorliegt, muss der Arbeit-
geber das tun, was in der gerichtlichen Entscheidung 
steht, z. B. den Lohn bezahlen. Wenn der Arbeitgeber 
das nicht freiwillig macht, wird diese Entscheidung 
an einen Gerichtsvollzieher übertragen. Er führt eine 
Zwangsvollstreckung durch, d.h. er sucht nach Geld 
und anderen Wertgegenständen bei dem Arbeitgeber, 
mit dem dann die Schulden des Arbeitgebers bezahlt 
werden sollen.
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Abkürzungsverzeichnis
ALG	         Arbeitslosengeld

AÜG	         Arbeitnehmerüberlassungsgesetz

BAG	         Bundesamt für Güterverkehr

BAP	         Bundesarbeitgeberverband der Personaldienstleister e.V.

BEMA	         Berliner Beratungszentrum für Migration und Gute Arbeit

BGB	         Bürgerliches Gesetzbuch

BMAS	         Bundesministerium für Arbeit und Soziales

BMG	         Bundesmeldegesetz

DEKRA	         Deutscher Kraftfahrzeug-Überwachungs-Verein

ELStAM	        Elektronische Lohnsteuerabzugsmerkmale

EStG	         Einkommenssteuergesetz

EU	         Europäische Union

EU-GS	         Gleichbehandlungsstelle EU-Arbeitnehmer

FKS	         Finanzkontrolle Schwarzarbeit

GmbH	         Gesellschaft mit beschränkter Haftung

iGZ	         Interessenverband Deutscher Zeitarbeitsunternehmen e. V.

SGB	         Sozialgesetzbuch 

SOKA-BAU   Sozialkasse des Baugewerbes
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II.	 Antrag Verwaltungsverfahren bei Ablehnung Abschluss Basiskonto
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III.	 Antrag auf Erteilung einer Bescheinigung für den Lohnsteuerabzug
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IV.	 Formular arbeitsgerichtliches Klageverfahren
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V.	 Formular Mahnbescheid Arbeitsgericht
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VII.	 Antrag auf Erteilung einer Melderegisterauskunft
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VIII.	 Antrag auf Erteilung Handelsregisterauskunft
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IX.	 Antrag auf öffentliche Zustellung bei unbekanntem Aufenthalt des Adressaten
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X.	 Antrag auf Insolvenzgeld
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XI.	 Antrag auf Beratungskostenhilfe bei Gericht
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XII.	 Liste der Berufsgenossenschaften
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XIII.	 Liste der Unfallkassen
XIV. Liste der Unfallkassen  
 

Bundesweite Träger 

Unfallversicherung Bund und Bahn (UVB) 
Am 1. Januar 2015 haben die Unfallkasse des Bundes und die Eisenbahn-Unfallkasse zur 
neuen Unfallversicherung Bund und Bahn fusioniert.  
www.uv-bund-bahn.de  
Bereich Bund Bereich Bahn 
Weserstraße 47 
26382 Wilhelmshaven 
Postfach 180 
26380 Wilhelmshaven 
Tel.: 04421 407-4007 
Fax: 04421 407-4070 
E-Mail: info@uv-bund-bahn.de 

Salvador-Allende-Straße 9 
60487 Frankfurt 
Tel.: 069 47863-0 
Fax: 069 47863-2901 
E-Mail: info@uv-bund-bahn.de 

Fusion zum 01.01.2016: Aus der UK PT wird 
die BG Verkehr 

Zum 1. Januar 2016 haben die 
Berufsgenossenschaft für Transport und 
Verkehrswirtschaft und die Unfallkasse Post 
und Telekom fusioniert. Die neue 
Berufsgenossenschaft führt den Namen 
"Berufsgenossenschaft Verkehrswirtschaft 
Post-Logistik Telekommunikation". Das 
Service-Center wird weiterhin für alle Fragen 
der Sparte Post, Postbank, Telekom in der BG 
Verkehr zur Verfügung stehen.  
 
Europaplatz 2 
72072 Tübingen 
Tel.: 07071 933-0 
Fax: 07071 933-4398 
E-Mail: tuebingen@bg-verkehr.de 
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Baden-Württemberg 

Unfallkasse Baden-Württemberg 
Augsburger Straße 700 
70329 Stuttgart 
 
Postanschrift: 
70324 Stuttgart 
Tel.: 0711 9321-0 
Fax: 0711 9321-9500 
E-Mail: info@ukbw.de 
http://www.ukbw.de 

Bayern 

Kommunale Unfallversicherung Bayern 
(KUVB) & Bayerische Landesunfallkasse 
(Bayer.LUK) 
Ungererstraße 71 
80805 München 
 
Postanschrift: 
80791 München 
Tel.: 089 36093-0 
Fax: 089 36093-135 
E-Mail: post@kuvb.de 
E-Mail: post@bayerluk.de 
www.kuvb.de 

Berlin 

Unfallkasse Berlin 
Culemeyerstraße 2 
12277 Berlin-Marienfelde 
Tel.: 030 7624-0 
Fax: 030 7624-1109 
E-Mail: unfallkasse@unfallkasse-berlin.de 
http://www.unfallkasse-berlin.de 

Brandenburg 

Unfallkasse Brandenburg 
Müllroser Chaussee 75 
15236 Frankfurt (Oder) 
Postfach 1113 
15201 Frankfurt (Oder) 
Tel.: 0335 5216-0 
Fax: 0335 5216-222 
E-Mail: info@ukbb.de 
http://www.ukbb.de 

  
 
 

Feuerwehr-Unfallkasse Brandenburg 
Müllroser Chaussee 75 
15236 Frankfurt (Oder) 
Postfach 1113 
15201 Frankfurt (Oder) 
Tel.: 0335 5216-0 
Fax: 0335 5216-222 
E-Mail: info@ukbb.de 
http://www.ukbb.de 

Bremen 

Unfallkasse Freie Hansestadt Bremen 
Konsul-Smidt-Straße 76 a 
28217 Bremen 
Tel.: 0421 35012-0 
Fax: 0421 35012-14 
E-Mail: office@ukbremen.de 
http://www.ukbremen.de  

Hamburg 

Unfallkasse Nord 
Standort Hamburg: 
Spohrstraße 2 
22083 Hamburg 
Tel.: 040 27153-0 
Fax: 040 27153-1000 
E-Mail: ukn@uk-nord.de 
 http://www.uk-nord.de/  

Hanseatische Feuerwehr-Unfallkasse Nord 
Mönckebergstraße 5 
20095 Hamburg 
Tel.: 040 253280 - 66 
Fax: 040 253280 - 73 
E-Mail: info@hfuk-nord.de 
http://www.hfuk-nord.de 

Hessen 

Unfallkasse Hessen 
Leonardo-da-Vinci-Allee 20 
60486 Frankfurt am Main 
Postfach 101042 
60010 Frankfurt 
Tel.: 069 29972-440 (Servicetelefon 7:30 - 
18:00 Uhr) 
Fax: 069 29972-133 
E-Mail: ukh@ukh.de 
http://www.unfallkasse-hessen.de 
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Mecklenburg-Vorpommern 

Unfallkasse Mecklenburg-Vorpommern 
Wismarsche Straße 199 
19053 Schwerin 
Postfach 110232 
19002 Schwerin 
Tel.: 0385 5181-0 
Fax: 0385 5181-111 
E-Mail: postfach@uk-mv.de 
http://www.uk-mv.de 

Hanseatische Feuerwehr-Unfallkasse Nord 
Bertha-von-Suttner-Straße 5 
19061 Schwerin 
Tel.: 0385 3031-700 
Fax: 0385 3031-706 
E-Mail: info@hfuk-nord.de 
http://www.hfuk-nord.de 

Niedersachsen 

Braunschweigischer Gemeinde-
Unfallversicherungsverband 
Berliner Platz 1 C (Ring-Center) 
38102 Braunschweig 
Postfach 1542 
38005 Braunschweig 
Tel.: 0531 27374-0 
Fax: 0531 27374-30 
E-Mail: info@bs-guv.de 
http://www.bs-guv.de 

Gemeinde-Unfallversicherungsverband 
Hannover 
Am Mittelfelde 169 
30519 Hannover 
Postfach 810361 
30503 Hannover 
Tel.: 0511 8707-0 
Fax: 0511 8707-188 
E-Mail: info@guvh.de 
http://www.guvh.de 

Landesunfallkasse Niedersachsen 
Am Mittelfelde 169 
30519 Hannover 
Postfach 810361 
30503 Hannover 
Tel.: 0511 8707-0 
Fax: 0511 8707-188 
E-Mail: info@lukn.de 
http://www.lukn.de 

Gemeinde-Unfallversicherungsverband 
Oldenburg 
Gartenstraße 9 
26122 Oldenburg 
Postfach 2761 
26017 Oldenburg 
Tel.: 0441 779090 
Fax: 0441 779095-0 
E-Mail: info@guv-oldenburg.de 
http://www.guv-oldenburg.de 

Feuerwehr-Unfallkasse Niedersachsen 
Bertastraße 5 
30159 Hannover 
Tel.: 0511 9895-555 
Fax: 0511 9895-433 
E-Mail: info@fuk.de 
http://www.fuk.de 

Nordrhein-Westfalen 

Unfallkasse Nordrhein-Westfalen 
Moskauer Straße 18  
40227 Düsseldorf 
Tel.: 0211 9024-0 
Fax: 0211 9024-180 
E-Mail: info@unfallkasse-nrw.de 
http://www.unfallkasse-nrw.de 

Rheinland-Pfalz 

Unfallkasse Rheinland-Pfalz 
Orensteinstraße 10 
56626 Andernach 
 
Postanschrift: 
56624 Andernach 
Tel.: 02632 960-0 
Fax: 02632 960-100 
E-Mail: info@ukrlp.de 
http://www.ukrlp.de  
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Saarland 

Unfallkasse Saarland 
Beethovenstraße 41 
66125 Saarbrücken 
Postfach 200280 
66043 Saarbrücken 
Tel.: 06897 9733-0 
Fax: 06897 9733-37 
E-Mail: poststelle@uks.de 
http://www.uks.de 

Sachsen 

Unfallkasse Sachsen 
Rosa-Luxemburg-Straße 17a 
01662 Meißen 
Postfach 42 
01651 Meißen 
Tel.: 03521 724-0 
Fax: 03521 724-222 
E-Mail: sekretariat@unfallkassesachsen.com 
http://www.unfallkassesachsen.de  

Sachsen-Anhalt 

Unfallkasse Sachsen-Anhalt 
Käsperstraße 31 
39261 Zerbst/Anhalt 
Tel.: 03923 751-0 
Fax: 03923 751-333 
E-Mail: info@ukst.de 
http://www.ukst.de 

Feuerwehr-Unfallkasse Mitte 
Geschäftsstelle Magdeburg 
Carl-Miller-Straße 7 
39112 Magdeburg 
Tel.: 0391 6224873 und 0391 54459-0 
Fax: 0391 54459-22 
E-Mail: sachsen-anhalt@fuk-mitte.de 
www.fuk-mitte.de 

Schleswig-Holstein 

Unfallkasse Nord 
Seekoppelweg 5 a 
24113 Kiel 
Tel.: 0431 6407-0 
Fax: 0431 6407-250 
E-Mail: ukn@uk-nord.de 
http://www.uk-nord.de/ 

Hanseatische Feuerwehr-Unfallkasse Nord 
Hopfenstraße 2d 
24114 Kiel 
Tel.: 0431 990748-0 
Fax: 0431 990748-50 
E-Mail: info@hfuk-nord.de 
http://www.hfuk-nord.de 

Thüringen 

Unfallkasse Thüringen 
Humboldtstraße 111 
99867 Gotha 
Postfach 100302 
99853 Gotha 
Tel.: 03621 777-0 
Fax: 03621 777-111 
E-Mail: info@ukt.de 
http://www.ukt.de 

Feuerwehr-Unfallkasse Mitte 
Geschäftsstelle Thüringen 
Magdeburger Allee 4 
99086 Erfurt 
Tel.: 0361 5518-201 
Fax: 0361 5518-221 
E-Mail: thueringen@fuk-mitte.de 
http://www.fuk-mitte.de 
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XIV.	 Formular Unfallanzeige
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XV.	 Beispiel: Antrag auf Zustimmung zum Bezug von Krankengeld im Ausland

Berlin, den 15. Juli 2019
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XVI.	 Antrag auf Feststellung des Arbeitnehmerstatus durch die Clearingstelle der Deutschen Rentenversicherung
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XVII.	 Gewerbeabmeldung
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XVIII.	 Beispiel: Aufenthaltskarte
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XIX.	 Antrag auf Anerkennungszuschuss
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XX.	 Muster Kündigungsschutzklage
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